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Vorwort

Globalisierung bietet Chancen für Wachstum, Beschäftigung und Einkom-
men. Gleichzeitig können viele Menschen an den positiven Entwicklungen
der Globalisierung nicht teilhaben und verfügen über keine – menschen-
würdige – Arbeit. Globalisierung führt nicht von sich aus zu einer sozial
gerechten und ökologisch nachhaltigen Entwicklung und bedarf deshalb
der aktiven politischen Gestaltung. Dabei sind der stetige Bedeutungsver-
lust nationalstaatlicher Regelungen und vor allem der zunehmende Einfluss
Transnationaler Unternehmen zu berücksichtigen. Die Diskussion über die
Verantwortung von Unternehmen gewinnt an Dynamik.

Die Zahl der von Unternehmen aufgestellten freiwilligen sozialen Verhal-
tenskodizes steigt. Eine jüngst veröffentlichte Studie zeigt, dass Sozialstan-
dard-Initiativen in den letzten 10 Jahren das Leben der ArbeitnehmerInnen
in den untersuchten Betrieben in einigen Bereichen verbessert haben.1

Doch bleiben noch viele Beschäftigte in Herstellungsbetrieben der zweiten
Reihe (subcontracter) davon unberührt – so z.B. in Bangladesh.2

1 Institut of Development Studies in Sussex, England: The ETI code of labour practice:
do workers really benefit? Oktober 2006. Untersucht wurden die Unternehmen, die
Mitglieder der englischen Ethical Trading Initiative (ETI) sind. 3 Millionen Arbeiter-
Innen haben demnach in den Bereichen Gesundheit und Sicherheit, Verringerung der
Kinderarbeit, Lohnerhöhung und Arbeitszeitverringerung profitiert. Kritisch blieben
Vereinigungsfreiheit, Diskriminierungsverbot / Gleichberechtigung / gender und die
Situation von Zeitarbeitern. Ein großes Problem stellt der Preisdruck dar, und dabei
das mangelnde Bewusstsein der Konsumenten über dessen Auswirkungen auf die
Produzierenden. Siehe http://www.ethicaltrade.org/Z/lib/2006/09/impact-report/in-
dex.shtml

2 Kampagne für ‚Saubere’ Kleidung, Tchibo – jede Woche eine neue Welt, Juni 2006,
Seite 6/7. Dies betrifft vor allem Beschäftigte in kleinen bis mittelgroßen Firmen im
Besitz von Einheimischen, mit niedriger Produktivität und katastrophalen Arbeitsbe-
dingungen - weniger moderne Firmen, die im Besitz von Ausländern sind und für
große ausländische Unternehmen fertigen.
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Auch die Nichtregierungsorganisationen intensivieren ihre Arbeit: Ende
September 2006 schlossen sich mehr als 30 deutsche Menschenrechtsorga-
nisationen, Gewerkschaften, kirchliche und entwicklungspolitische Organi-
sationen sowie Verbraucher- und Umweltverbände zum CORA-Netzwerk
für Unternehmensverantwortung zusammen. Dessen Ziel ist es, die gesell-
schaftliche Debatte über das wirtschaftliche und politische Handeln Trans-
nationaler Unternehmen zu verstärken und für verbindliche Instrumente
einzutreten, mit denen Unternehmen verpflichtet werden, die Menschen-
rechte sowie international anerkannte soziale und ökologische Normen und
Standards zu respektieren.3

Gleichzeitig meidet eine wachsende Zahl von Verbrauchern in ihrem Kon-
sumverhalten Unternehmen, die Sozial- und Umweltstandards nur unzu-
reichend beachten.

Das Projekt ‚Globalisierung von Sozial- und Umweltstandards’ des Eine
Welt Netzwerk Bayern e.V. greift diese Entwicklungen auf und konzen-
triert sich dabei insbesondere auf die Themenkomplexe „Sozial- und Um-
weltstandards bei Unternehmen“ und „Öffentliches Beschaffungswesen“.
In Form von jährlichen Runden Tischen wird mit in Bayern für den jewieli-
gen Themenkomplex relevanten Akteuren ein Dialog über Sozial- und Um-
weltstandards auf den Weg gebracht:

Der Runde Tisch Bayern ‚Sozial- und Umweltstandards bei Unternehmen’
versammelt VertreterInnen von großen und kleinen Unternehmen, Wirt-
schaftsverbänden, Gewerkschaften, Ministerien, Wissenschaft und Nicht-
regierungsorganisationen in Bayern. Diskutiert werden die wichtigsten In-
strumente zur Förderung von Unternehmensverantwortung; gute Erfahrun-
gen einzelner Unternehmen oder Branchen zeigen die Richtung für zukünf-
tige Fortschritte an.

Ein zweiter Runder Tisch ‚Öffentliches Beschaffungswesen’ stellt die ge-
sellschaftliche Verantwortung der Öffentlichen Hand in den Mittelpunkt.

3 www.cora-netz.de: Kernanliegen des CORA-Netzwerks ist Corporate Accountability
(‚unternehmerische Rechenschaftspflicht’ im Sinne verbindlicher Unternehmens-
verantwortung). Von der Politik sollen hierzu verbindliche Instrumente geschaffen
werden, die die Unternehmen verpflichten, die Menschenrechte sowie international
anerkannte soziale und ökologische Normen und Standards zu respektieren. Der auf
Freiwilligkeit beruhende CSR-Ansatz ist ihrer Meinung nach unzureichend. CA soll
mittels finanzpolitischer Instrumente, Grenzwerten, Anreiz- und Sanktionssystemen,
ordnungspolitischer Vorgaben und veränderter Strukturen erreicht werden.
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Die Kommunen werden über ihre Gestaltungsmöglichkeiten informiert und
durch praktische Erfahrungen bei ihren eigenen Anstrengungen unterstützt.
Hierzu sind in Bayern als am öffentlichen Beschaffungswesen beteiligte
Akteure Kommunalpolitik und -verwaltung, kommunale Spitzenverbände,
Ministerien und entwicklungspolitische Nichtregierungsorganisationen ein-
geladen.

Die Ergebnisse der Runden Tische werden publiziert, regelmäßig erschei-
nen Informationsbriefe und für die über 2.000 bayerischen Kommunen
werden dezentral Informationsseminare angeboten. Das Projekt befördert
den öffentlichen Willensbildungsprozess hinsichtlich der verstärkten Um-
setzung von Sozial- und Umweltstandards – lokal nachdenken, global han-
deln. Politik ist Teilnehmer der Diskussion und zugleich Empfänger der
Botschaft.

Im Rahmen des Projekts „Globalisierung von Sozial- und Umweltstan-
dards“ erörtert der „Runde Tisch Bayern: Sozial- und Umweltstandards bei
Unternehmen“ mit Vertretern von Unternehmen und Gewerkschaften,
Wirtschaftsverbänden, Ministerien, Wissenschaft und Nichtregierungsorga-
nisationen die in diesem Themenfeld laufenden internationalen Entwick-
lungen und analysiert die aktuellen Probleme aus den unterschiedlichen
Perspektiven der Beteiligten. Auf dieser Grundlage werden Anforderungen
und Ideen für eine stärkere Beachtung und bessere Umsetzung von Sozial-
und Umweltstandards formuliert.

Die vorliegende Publikation basiert auf einer Tagung, die am 17. Novem-
ber 2006 in der Hochschule für Philosophie in München stattfand. Eine
Welt Netzwerk Bayern e.V. und Institut für Gesellschaftspolitik hatten mit
freundlicher Unterstützung von DGB-Bildungswerk Bayern, Kirchlichem
Entwicklungsdienst der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und
dem Landeskomitee der Katholiken in Bayern zu einem ersten bayern-
weiten Runden Tisch eingeladen. Neben den Tagungsbeiträgen wurden
weitere Artikel in dieser erweiterten Tagungsdokumentation aufgenommen.
Die Publikation stellt ausgewählte Ansätze und Initiativen vor: An konzep-
tionelle Überlegungen und die Darstellung von Grundlagen schließen sich
die Einschätzungen verschiedener Stakeholder sowie praktische Erfah-
rungsberichte über und Fallbeispiele von Unternehmensaktivitäten an.

Im ersten Teil wird die Umsetzung von Sozial- und Umweltstandards in die
aktuelle Debatte um gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen
eingeordnet. Diese auch unter der Bezeichnung Corporate Social Responsi-
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bility geführte Diskussion zeigt sich unter anderem in dem Bemühen vieler
Unternehmen, ihr gesellschaftliches Engagement in eigenen Berichten zu
dokumentieren. Das Konzept der gesellschaftlichen Verantwortung von
Unternehmen ist allerdings noch relativ unscharf, nicht nur was die Reich-
weite, sondern auch die Rolle, die Inhalte, die Motivation und die ethische
Begründung von gesellschaftlichem Engagement von Unternehmen angeht
(Wallacher). Aus wissenschaftlicher Sicht zeigt sich dabei, dass Sozial- und
Umweltstandards ein erster Schritt hin zu neuen globalen Steuerungsinstru-
menten sind (Reder). Wie es derzeit auf der internationalen Ebene um die
Verankerung von Standards steht, zeigen Beiträge zu den beiden wichtigs-
ten derzeit diskutierten internationalen Initiativen: die UN-Normen für Un-
ternehmensverantwortung und die Global Compact-Initiative des Ende
2006 ausgeschiedenen UN-Generalsekretärs Kofi Annan. Während die vor-
geschlagenen UN-Normen für Unternehmensverantwortung den Primat der
staatlichen Verantwortung an die Spitze stellen wollen, in der Akzeptanz
aber noch auf Schwierigkeiten stoßen (Strohscheidt), sucht die ausdrück-
lich als Lern- und Diskussionsforum geschaffene Plattform Global Com-
pact nach mehr Verbindlichkeit (Fonari).

Im zweiten Teil der Publikation zeigen Beiträge verschiedener Akteure
(Durchführungsorganisationen der Entwicklungszusammenarbeit, Ministe-
rium, Verband kleiner Unternehmen, Finanzanalyst und Gewerkschaftsver-
treter), was aus ihrer Sicht bei der Weiterentwicklung der Sozial- und Um-
weltstandards derzeit notwendig ist. Eine große Herausforderung besteht
demnach darin, die Diskussion um Sozial- und Umweltstandards auch in
den Produktionsländern selbst zu etablieren und hierzu die dort angesiedel-
ten Zulieferer zu motivieren und zu qualifizieren (Kocks). Die Politik ihrer-
seits muss für Implementierung und Umsetzung der Standards sorgen
(Bugl, Klier). Auch die Beiträge und Möglichkeiten kleiner Unternehmen
sind nicht zu unterschätzen (Buchner) - allerdings bedürfen sie in Zukunft
bei diesem Themenfeld Unterstützung durch Information und Beratung.
Bei börsennotierten Unternehmen ist die externe Bewertung mittels Nach-
haltigkeits-Ranking ein effektiver Weg zur Umsetzung von Sozial- und
Umweltstandards (Bönning).

Im dritten Teil stellen Beispiele aus der unternehmerischen Praxis die Not-
wendigkeit bzw. die Erfolge von Anstrengungen um gesellschaftliche Ver-
antwortung branchen- (Strohscheidt/Müller, Kleinert) oder unternehmens-
bezogen (Löbbert, Höltschl, Bruckner/Würdinger, Weiß, Hildebrandt)
heraus. Die Erdölförderung, hier am Bespiel des Golfs von Guinea, bringt
bisher große soziale und ökologische Probleme mit sich – Nichtregierungs-
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organisationen übernehmen hier wichtige Rollen (Strohscheidt / Müller).
Der derzeit bestehenden Gefahr einer Überforderung der Hersteller durch
zu viele verschiedene Standards - was bei entsprechender Vielfalt an La-
beln auf der Verbraucherseite dann auch die Konsumenten verwirren würde
- begegnet die Spielzeugbranche mit einem branchenbezogen Ansatz; aller-
dings wäre eine Vereinheitlichung auf europäischem BSCI-Niveau wün-
schenswert (Kleinert). Die HypoVereinsbank bemüht sich, unter den
Finanzinstituten Vorreiter bei der Einhaltung sozialer und ökologischer
Standards zu sein (Löbbert). In der Automobilbranche unternimmt die
BMW Group diese Anstrengungen vor allem im ökologischen Bereich, u.a.
mittels einer Datenbank seiner rund 3.000 Zulieferer (Höltschl). Das
Potential inhabergeführter Unternehmen bezüglich der Realisierung von
Sozial- und Umweltstandards belegen eindrücklich die Freudenberg AG
am Beispiel ihrer Produktion in Augsburg (Bruckner / Würdinger) und die
Neumarkter Lammsbräu, die nach eigener Einschätzung ohne die Installa-
tion von ökologischer und sozialer Verantwortung als Unternehmensprin-
zip sich nicht so erfolgreich am Markt hätte halten können (Weiß). Ab-
schließend wird am Beispiel des Handelskonzerns KarstadtQuelle deutlich,
wie gigantisch die Aufgabe bei großen Unternehmen angesichts von 20.000
bis 25.000 Zulieferern ist und was der Handel in seiner Mittlerrolle zwi-
schen Herstellern und Verbrauchern leistet bzw. leisten muss (Hilde-
brandt).

Für die zukünftige Diskussion kristallisieren sich dabei verschiedene Auf-
gabenschwerpunkte heraus: Vertiefung und Intensivierung / Qualifizierung
der Diskussion im Norden wie im Süden; Vereinheitlichung von Standards;
Verbindlichkeit der Instrumente; Intensivierung der Verbraucherbildung;
Information, Beratung, Austausch für kleine und mittlere Unternehmen auf
regionaler Ebene; Übernahme von Verantwortung und Steuerung durch die
Politik auf allen Ebenen - international, national, regional und lokal; Poli-
tikkohärenz in den verschiedenen Handlungsfeldern; Austausch zwischen
den zivilgesellschaftlichen Akteuren im Norden und Süden; Stärkung der
zivilgesellschaftlichen Akteure in den Ländern des Südens.

Der Runde Tisch Bayern Sozial- und Umweltstandards bei Unternehmen
bietet sich als kontinuierliche Plattform zur Beförderung des Dialogs über
die weitere Entwicklung im Bereich Sozial- und Umweltstandards an, un-
terstützend zum und gemeinsam mit dem deutschen Runden Tisch Ver-
haltenskodizes. Im Herbst 2007 wird der zweite Runde Tisch Bayern Sozial
und Umweltstandards bei Unternehmen zusammentreffen.
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Wir danken allen Autoren und Autorinnen, den Kooperationspartnern der
Veranstaltung vom 17. November 2006, dem Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und der Bayerischen
Staatskanzlei für die Förderung des Projekts „Globalisierung von Sozial-
und Umweltstandards“.

Alexander Fonari
Norbert Stamm
Johannes Wallacher

Augsburg und München, im Dezember 2006







Runder Tisch Bayern:
Sozial- und Umweltstandards bei Unternehmen

am 17. November 2006

Schriftliches Grußwort
von Landtagspräsident Alois Glück

Die Globalisierung ist ein Megatrend unserer Zeit, dem Staat, Wirtschaft

und Gesellschaft sich stellen müssen. Globalisierung bietet Chancen für

Wachstum, Beschäftigung und Einkommen. Aber immer noch können

viele Menschen an den positiven Entwicklungen der Globalisierung nicht

teilhaben. Es ergeben sich immer mehr Probleme – man denke nur an

Fragen der sozialen Gerechtigkeit und des ökologischen Gleichgewichts –,

die nicht mehr allein auf lokaler oder nationaler Ebene gelöst werden

können.

Um globalen Konflikten vorzubeugen, bedarf es der verantwortungsvollen

politischen Gestaltung, denn nur wenn die Politik die richtigen Rahmen-

bedingungen für die globalisierte Wirtschaft setzt, lassen sich die Erfor-

dernisse des Marktes, soziale Gerechtigkeit und ökologisch nachhaltiges

Wirtschaften in Einklang bringen.

In dieser Situation werden sich Unternehmen immer mehr ihrer globalen

Verantwortung bewusst. Unterstützt wird diese Entwicklung durch ein
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aufgeklärtes Verhalten der Verbraucherinnen und Verbraucher, die zuneh-

mend die Beachtung sozialer und ökologischer Standards einfordern.

Wie aber ist mit Akteuren zu verfahren, die gegen international vereinbarte

Sozial- und Umweltstandards verstoßen? Und wer hilft Unternehmern, die

Sozial- und Umweltstandards bei sich und auch bei ihren Zulieferern ver-

ankern wollen?

Diese komplexen Themenstellungen greift das Eine Welt Netzwerk Bayern

e.V. in seinem Schwerpunktprojekt 2006/07 „Globalisierung von Sozial-

und Umwelt-Standards“ auf. Durch die Einbeziehung einer Vielzahl von

Dialogpartner in dieses Projekt – Unternehmen, die öffentliche Hand,

Verbände, Politik, Wissenschaft, Nichtregierungsorganisationen, Gewerk-

schaften und Kirchen – wird das Eine Welt Netzwerk Bayern e.V. seinem

Anspruch gerecht, wirklich einen „Runden Tisch“ eingerichtet zu haben.

Ganz besonders freue ich mich, dass diese Veranstaltung auf langjährigem

bürgerschaftlichem Engagement aufbaut.

Da globale Prozesse längst nicht mehr allein durch staatliche Politik

gesteuert werden, sondern Aufgaben der gesamten Gesellschaft sind, kann

nur durch ein solches Zusammenwirken ein Beitrag zur Bewältigung

globaler Herausforderungen geleistet und Globalisierung human gestaltet

werden.
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Ich danke allen, die sich hier für die Berücksichtigung international verein-

barter Sozial- und Umweltstandards engagieren, sehr herzlich, und

wünsche dem „Runden Tisch Bayern: Sozial- und Umweltstandards bei

Unternehmen“ gutes Gelingen und eine nachhaltige Wirkung.

Alois Glück

Präsident des Bayerischen Landtags





Teil 1:

Konzeptionelle Überlegungen und
Grundlagen





Sozial- und Umweltstandards im Kontext von
„Corporate Social Responsibility“

Johannes Wallacher

1. Einleitung

Die Umsetzung von Sozial- und Umweltstandards ist Teil der Debatte um
die gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen, die in den letzten
Jahren unter der Bezeichnung „Corporate Social Responsibility“ geführt
wird. Auch wenn dieser Begriff in der betrieblichen Praxis wie in der
breiten Öffentlichkeit inzwischen häufig verwendet wird, ist das zugrunde
liegende Konzept doch noch mehr als unscharf. Dies zeigt sich bereits
daran, dass bisher kaum eine allgemein anerkannte Definition existiert und
dieser Begriff daher in ganz unterschiedlichen Zusammenhängen verwen-
det wird. Dazu reicht ein erster Blick auf verschiedene „Corporate-Social-
Responsibility“-Berichte, in denen Unternehmen seit einiger Zeit neben
den üblichen Geschäftsberichten auch ihr gesellschaftliches Engagement
dokumentieren. Es ist kein Einzelfall, dass solche Berichte inhaltlich nur
wenig Substanz aufweisen und vorrangig dazu genutzt werden, das Unter-
nehmen und seine Produkte in neuer Form zu präsentieren. Unklar bleibt
häufig auch die Reichweite dieser Konzepte. Geht es dabei um das soziale
und kulturelle Engagement eines Unternehmens im Sinne des „Sponsoring“
oder einer „Philanthropy“, oder nimmt man den gesamten Bereich der Ge-
schäftspraktiken und ihre gesellschaftlichen Auswirkungen in den Blick?

Es ist also zunächst einmal notwendig, den Inhalt und die Reichweite von
Konzepten zur gesellschaftlichen Verantwortung von Unternehmen zu klä-
ren. Erst auf der Basis einer klaren begrifflichen und inhaltlichen Bestim-
mung1 ist es möglich, Konzepte von „Corporate Social Responsibility“ so-

1 Vgl. dazu Thilo Pommerening, Gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen.
Eine Abgrenzung der Konzepte Corporate Social Responsibility und Corporate
Citizenship. www.upj-online.de/media/upj/downloads/Service/Forschung/Diplom_
etc_Arbeiten/Pommerening_Thilo.pdf (Stand: 20.11.2006).
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zialethisch zu reflektieren, was auch eine geeignete unternehmensethische
Begründung einschließt. Daher ist es angebracht, zunächst einige systema-
tische Überlegungen zur gesellschaftlichen unternehmerischen Verantwor-
tung aus Sicht der Unternehmensethik voranzustellen, die im Hinblick auf
Sozial- und Umweltstandards von Bedeutung sind.

Was den Wirkungsbereich der Unternehmensverantwortung angeht, so ist
klar, dass die Frage von Sozial- und Umweltstandards die unmittelbare Ge-
schäftstätigkeit betrifft und nicht ein Anhängsel des eigentlichen Kernge-
schäfts ist, das an die Marketing- oder Public-Relations-Abteilungen dele-
giert werden kann. Daraus folgt zunächst, dass es bei Corporate Social Res-
ponsibility darum geht, die eigentliche Unternehmenstätigkeit in ihrer
Wechselbeziehung zu den davon betroffenen Menschen und Institutionen,
d.h. den Anspruchsträgern bzw. „Stakeholdern“ in den Blick zu nehmen,
und zwar sowohl zu den internen (v.a. Mitarbeiter, Eigentümer) als auch zu
den externen (d.h. Kunden, Lieferanten, Gesellschaft, Politik). Ohne näher
darauf eingehen zu können, sei jedoch bereits an dieser Stelle darauf hinge-
wiesen, dass es angesichts der zunehmend komplexen Organisation von ar-
beitsteiligen Produktionsabläufen und weit verzweigten Zuliefererketten
keineswegs trivial ist, zu bestimmen, wo der Einflussbereich eines Unter-
nehmens anfängt und wo er endet. Die Bestimmung dieser „Spheres of
Influence“ ist daher eine der bleibenden Herausforderungen von Corporate
Social Responsibility.

Darüber hinaus gilt es die eigentlich ethisch bedeutsame Frage nach dem
Inhalt, der Motivation und der Begründung von Unternehmensverantwor-
tung anzugehen. Hier lassen sich ganz unterschiedliche Sichtweisen unter-
scheiden.

2. „The Social Responsibility of business is to increase its profits“

Ein auch in zeitlicher Hinsicht erstes Verständnis geht auf den kürzlich
verstorbenen Ökonomen Milton Friedman zurück, den Begründer der be-
rühmten liberalen Schule der Chicagoer Monetaristen. Er hat 1972, als
zunächst in den USA der Ruf nach Unternehmensethik lauter wurde und
auch in der Öffentlichkeit zu vernehmen war, die Frage nach der gesell-
schaftlichen Verantwortung von Unternehmen auf die griffige Formel ge-
bracht hat: „The Social Responsibility of business is to increase its profits“.
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Diese Sicht ist nicht abwertend gemeint, was die Rolle der Ethik angeht,
sondern wurde und wird teilweise auch heute noch ethisch zu legitimieren
versucht, und zwar mit der “ethischen Richtigkeitsvermutung” der Gewinn-
maximierung. Daraus wird die Forderung nach möglichst freier wirtschaft-
licher Betätigung und freien Märkten abgeleitet. Die Orientierung an der
Gewinnmaximierung sei danach für die Unternehmen geradezu eine mora-
lische Pflicht, weil es vor allen anderen Zielen darum gehe, die Wettbe-
werbsfähigkeit, die wirtschaftliche Substanz und den Erhalt von Arbeits-
plätzen zu sichern. Die Unternehmen übernähmen daher gesellschaftliche
Verantwortung, wenn sie eine solch streng betriebswirtschaftliche Perspek-
tive der Gewinnmaximierung verfolgen, da damit das Kapital seiner besten
Verwendungsrichtung zugeführt wird, was Wachstum und eine günstigere
und bessere Versorgung der Konsumenten ermögliche und dadurch letzt-
lich auch die Nachfrage nach höheren sozialen und ökologischen Standards
schaffe. Der Staat müsse sich daher so gut es geht der Reglementierung von
Märkten enthalten und Unternehmen möglichst wenig durch Vorschriften
gängeln.

Mit dem gleichen Argument wird auch eine Erweiterung und Erschließung
der Märkte über nationale Grenzen hinweg gerechtfertigt. Eine Politik des
Freihandels trage mehr als politischer Interventionismus dazu bei, wirt-
schaftliche Entwicklung und Wohlstand zu fördern, da vom freien Güter-
austausch letztlich alle Beteiligten profitieren, wenn sie ihre komparativen
Wettbewerbsvorteile nutzen. Damit kommen insbesondere die Entwick-
lungs- und Schwellenländer in den Blick. Sie verfügen über ein hohes An-
gebot an Arbeitskräften und daraus folgend niedrige Arbeitskosten, so dass
sie v.a. im Bereich arbeitsintensiver Produktion komparative Kostenvor-
teile haben, die es in der internationalen Arbeitsteilung zu nutzen gilt. Eine
Harmonisierung von Sozial- und Umweltstandards ist nach dieser Vorstel-
lung kontraproduktiv, weil solche Standards ähnlich wie „nicht-tarifäre“
Handelsbeschränkungen wirken und die Kostenvorteile der weniger ent-
wickelten Länder mindern. Statt dessen gilt es durch eine fortschreitende
Integration in die Weltwirtschaft die Voraussetzungen für Wachstum und
Entwicklung zu schaffen. Wenn der Wohlstand dann steige, nehme schließ-
lich auch die Nachfrage nach mehr Umweltqualität und besseren sozialen
Standards zu, d.h. wirtschaftliche Entwicklung geht dieser Sichtweise eines
„Trickle-Down“ zufolge systematisch und zeitlich einer sozialen Entwick-
lung voraus.
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Wie ist nun diese „ethische Richtigkeitsvermutung“ der Gewinnmaximie-
rung zu bewerten?2 Zunächst einmal gibt es durchaus gute Gründe dafür,
die Logik von Markt und Wettbewerb sowie die Gewinnorientierung von
Unternehmen positiv zu würdigen. Aus sozialethischer Sicht sind vor allem
zwei Aspekte hervorzuheben. Dies ist zum einen die im Vergleich zu ande-
ren Wirtschaftssystemen hohe Leistungsfähigkeit des Marktmechanismus,
zum anderen ist eine freie wirtschaftliche Betätigung selbst ein konstituti-
ves Element menschlicher Freiheit. Insofern besitzen freie unternehmeri-
sche Initiativen nicht nur eine instrumentelle Bedeutung, sondern auch ei-
nen ethischen Wert an sich. Theoretisch überzeugend hat dies vor allem Jo-
seph Schumpeter in seiner Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung3 von
1911 beschrieben, als er den Prozess der „schöpferischen Innovation“ des
Unternehmers als die Grundlage für die wirtschaftliche Entwicklung he-
rausgearbeitet hat.

Dieser grundsätzlich positiven Bewertung steht allerdings eine Reihe von
Einwänden gegenüber, welche die Grenzen der „ethischen Richtigkeitsver-
mutung“ einer einseitigen Gewinnmaximierung markieren. Zum einen be-
ruht diese Richtigkeitsvermutung auf der Annahme vollkommener Märkte,
die sich u.a. dadurch auszeichnen, dass im wirtschaftlichen Wettbewerb
vollständige Konkurrenz und vollständige Transparenz herrscht. Es ist je-
doch offensichtlich, dass diese Voraussetzungen im globalen Wettbewerb
heute nur sehr unzureichend gegeben sind, wenn man etwa an die zuneh-
mende Konzentration wirtschaftlicher Macht in vielen Sektoren (z.B. Me-
dien, Software) denkt.

Ein entscheidender Einwand sind die verschiedenen Formen von Marktver-
sagen, die ihre Ursachen in der Gewinnlogik selbst haben. Ein fundamenta-
les Defizit der Gewinnlogik besteht darin, dass sie nicht in der Lage ist, für
ein ausreichendes Angebot an öffentlichen Gütern (sozialer Frieden, Bil-
dung, Gesundheit) zu sorgen bzw. öffentliche Umweltgüter (Erdatmo-
sphäre) vor Ausbeutung zu schützen. Da die damit verbundenen Wohl-
fahrtseffekte nicht unmittelbar den einzelnen Wirtschaftsakteuren zuge-
rechnet werden können, ist es für die Einzelnen nach der ökonomischen
Logik und dem Gebot der Gewinnmaximierung auch nicht vernünftig, sol-
che Güter herzustellen bzw. zu schützen, sondern die Finanzierung anderen

2 Vgl. dazu ausführlicher Johannes Müller & Johannes Wallacher, Entwicklungs-
gerechte Weltwirtschaft. Perspektiven für eine sozial- und umweltverträgliche Glo-
balisierung, Stuttgart u.a. 2005, bes. 105-127.

3 Joseph Schumpeter, Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung, 6. Auflage, Berlin
1964.
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zu überlassen und die daraus resultierenden Vorteile soweit möglich im
eigenen Interesse zu nutzen („Trittbrettfahrer“-Problem). Wenn sich aller-
dings alle so verhalten, werden keine öffentlichen Güter produziert bzw.
geschützt, was auch als soziale Dilemmasituation bezeichnet wird.

Nicht weniger folgenreich ist, dass viele Produktionsprozesse selbst ökolo-
gische oder soziale Kosten (z.B. in Form von ausbeuterischen Arbeitsbe-
dingungen) verursachen, die nicht den Verursachern zugerechnet werden
und daher als externe Effekte bezeichnet werden. Das heißt jedoch, dass
Markt und Wettbewerb mit ihrer Gewinnlogik nicht dazu in der Lage sind,
die Grundlage für ihre normative Qualität, sprich ihre Leistungsfähigkeit
und freiheitsstiftende Wirkung, zu schaffen. Dazu braucht es eine Wirt-
schaftsordnung, die einen Rahmen für Markt und Wettbewerb schafft, das
Marktversagen in seinen verschiedenen Formen korrigiert und dafür sorgt,
dass wirtschaftliches Wachstum auch möglichst breitenwirksam ist.

Dies ist auch der Grund dafür, dass die vorhin erwähnte „Trickle-Down-
These“ falsch ist, was sich nicht nur theoretisch gut nachweisen, sondern
auch empirisch belegen lässt.4 Die Integration in den Welthandel und aus-
ländische Direktinvestitionen von Unternehmen sind eine notwendige, aber
keine hinreichende Voraussetzung für eine kontinuierliche wirtschaftliche
Entwicklung mit breitenwirksamen Effekten. Eine solche Entwicklung
hängt auch von gezielten Maßnahmen zur Förderung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit und ihrer Voraussetzungen ab. Dazu gehören Inves-
titionen in Bildung und Gesundheit ebenso wie der Aufbau von politischen
wie sozialen Institutionen, welche helfen, die durch die außenwirtschaft-
liche Öffnung hervorgerufenen Anpassungen zu bewältigen.

Sozialstandards, vor allem Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeits-
organisation, können dabei eine wichtige Rolle spielen. Dazu gehören das
Verbot von Zwangsarbeit, die Bekämpfung ausbeuterischer Kinderarbeit,
die Nichtdiskriminierung am Arbeitsplatz, die Vereinigungsfreiheit der Be-
schäftigten sowie das Recht zu Kollektivverhandlungen. Ähnliches gilt für
die Stärkung des Umweltschutzes in den weltwirtschaftlichen Austauschbe-
ziehungen, besonders im Hinblick auf den drohenden Klimawandel, von
dem die Armen und wirtschaftlich Schwächsten am stärksten betroffen
sind. Dabei ist freilich auch darauf zu achten, dass entsprechende Umwelt-
vorgaben nicht einseitig die Wettbewerbschancen ärmerer Länder schmä-

4 Vgl. Wissenschaftliche Arbeitsgruppe für weltkirchliche Aufgaben der Deutschen
Bischofskonferenz (Hrsg.), Welthandel im Dienst der Armen, Bonn 2006.
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lern, denen die Übernahme höherer Standards oft schwer fällt. Diese müs-
sen daher durch geeignete Unterstützung in die Lage versetzt werden, die
geforderten Standards auch einhalten zu können.

3. Corporate Social Responsibility als strategisches Konzept

Damit bleibt jedoch die Frage zu beantworten, wie ein solcher Ordnungs-
rahmen für den weltwirtschaftlichen Wettbewerb in Zeiten der Globalisie-
rung geschaffen werden kann. Im weltweiten Maßstab fehlt es bisher weit-
hin an verbindlichen Rahmenbedingungen, weil die internationale Ordnung
unübersehbare Lücken aufweist, die bestehenden Regeln wenig auf einan-
der abgestimmt sind und keine wirksame Kontrolle ausgeübt wird. Dies
trägt mit dazu bei, dass einzelne Staaten ihre Ordnungsstandards, auch Um-
welt- und Arbeitsschutzauflagen, absenken oder ganz außer Kraft setzen
können, um ausländische Investoren anzuwerben. Dies geschieht durch die
Schaffung so genannter Freier Exportproduktionszonen, die besonders in
China sehr verbreitet sind. Hinzu kommt eine Staatsschwäche oder sogar
ein Verfall von Staatlichkeit in nicht wenigen Ländern vor allem in Afrika,
die kaum in der Lage sind, stabile rechtliche und wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen zu gewährleisten.

Diese strukturellen Veränderungen der internationalen Politik haben mit
dazu beigetragen, dass sich die Rolle der Transnationalen Unternehmen
erheblich verändert. Deren wirtschaftliche Macht ist, begünstigt durch
Unternehmenszusammenschlüsse und strategische Unternehmensallianzen,
in den letzten Jahren erheblich gewachsen. Damit ist aber auch die
gesellschaftliche Erwartung gestiegen, dass die Unternehmen ihre neuen
Handlungsspielräume verantwortlich gestalten. Cornelius Herkströter, da-
maliger Präsident von Shell, hat dies 1995 unmittelbar nach dem Fall Brent
Spar, der nicht nur für Shell eine einschneidende Bedeutung hatte, folgen-
dermaßen beschrieben: „Wo Menschen früher die Lösung politischer und
ökologischer Probleme von der Regierung erwarteten, fordern sie jetzt
Unternehmen direkt dazu auf, die Rolle zu übernehmen.“ 5

Der damit beschriebene Paradigmenwechsel lautet also, dass die Unterneh-
men durch die Globalisierung nicht mehr länger nur Objekte der Politik
sind, sondern zunehmend auch zu Subjekten der Politik werden, da sie

5 Vgl. Dominikus Collenberg, Paradigmenwechsel zögerlich umgesetzt, in: Entwick-
lung und Zusammenarbeit 47 (2006), Nr. 10, 374.
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durch ihr Verhalten auch Globalisierungsprozesse mitgestalten. Dies hat
natürlich auch Rückwirkungen auf das Verständnis von gesellschaftlicher
Verantwortung von Unternehmen. Dies gilt übrigens auch für Milton Fried-
man, der bereits 2002 seine Sicht der Dinge spürbar korrigiert hatte:6

„The role of companies in society is undergoing a profound and fundamen-
tal change. Social expectations are very different from what they were ten
or even five years ago. No longer are only products being assessed by con-
sumers; the companies behind the products are being assessed as well. So-
me companies have awakened public scrutiny through bad behavior, other
companies have invited public praise and appreciation for good behavior.
BP saw what happened to Shell in Nigeria and didn‘t want the same thing
to happen to them in Angola. Companies are seeing a real competitive ad-
vantage in adopting a positive corporate social profile, not just a marketing
advantage.“

Das Argument der komparativen Wettbewerbsvorteile wird also nicht mehr
länger nur auf den grenzüberschreitenden Gütertausch beschränkt, sondern
erweitert auf das gesamte Unternehmensimage und den Vorteil, den ein
Unternehmen durch eine positive Reputation erzielen kann, und zwar nach
außen wie nach innen. So liegt es im wohlverstandenen Eigeninteresse der
Unternehmen, sich gegen mögliche Reputationsverluste zu schützen. Damit
entsteht für die Unternehmen ein Anreiz, ethisch fragwürdiges Handeln zu
unterlassen, da die kritische Öffentlichkeit zunehmend sensibel reagiert und
neue Sanktionsmechanismen besitzt, vermittelt etwa durch Pressekampag-
nen oder Boykottaufrufe von Nichtregierungsorganisationen. Außerdem
haben die Unternehmen ein Interesse daran, qualifizierte Mitarbeiter anzu-
werben, ein aufgrund der demografischen Entwicklung zukünftig wohl
noch gewichtigeres Argument. Dazu sind attraktive Arbeitsbedingungen,
eine gute Reputation und Identifikation der Mitarbeiter mit den Zielen und
Praktiken des Unternehmens ebenso geboten wie Investitionen in die Wei-
terbildung und Qualifizierung der eigenen Mitarbeiter.

Ein solch strategisches Konzept von gesellschaftlicher Unternehmensver-
antwortung stellt im Vergleich zur ersten Auffassung einen Fortschritt dar,
weil viele Unternehmen einen starken Anreiz haben, sich mit ethischen
Fragen zu beschäftigen. Damit ergeben sich neue Chancen für die Steue-
rung globaler Prozesse, gerade auch im Hinblick auf bessere Sozial- und

6 Zitiert nach Jeffrey Hollender & Stephen Fenichell, What matters most, New York
2004, 34f.
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Umweltstandards. Viele Unternehmen nehmen diese Herausforderung auch
aktiv an und setzen auf freiwillige Initiativen und Selbstverpflichtungen.
Sie verweisen dabei darauf, dass dieses Vorgehen auf unbürokratische
Weise flexible, pragmatische und wirksame Lösungen ermögliche, was ein
wesentlicher Vorteil gegenüber der klassischen gesetzlichen Regulierung
sei. Das Argument der höheren Gestaltungsflexibilität ist durchaus einsich-
tig, da die Einigung auf rechtlich verbindliche Regeln prinzipiell – und
ganz besonders in Zeiten rascher Veränderungen und grenzüberschreiten-
der wirtschaftlicher Aktivitäten – dem technologischen Fortschritt und der
Globalisierung der Wirtschaft hinterherhinkt.

Unternehmerische Selbstverpflichtungen können besonders dort ein wich-
tiges Gestaltungsinstrument sein, wo nationale Regierungen nicht gewillt
oder fähig sind, grundlegende Arbeits- und Umweltstandards gesetzlich
vorzuschreiben bzw. bestehende Gesetze umzusetzen. Darüber hinaus kann
die Zusammenarbeit von Unternehmen mit zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren kollektive Lernprozesse anstoßen und Vertrauen aufbauen. Verhaltens-
kodizes können darum in der Aufbauphase einer internationalen Ordnung
durchaus Impulse zur Etablierung von sozialen und ökologischen Standards
geben.

Diesen Chancen stehen allerdings auch einige grundlegende Schwierigkei-
ten gegenüber. Ein Hauptproblem liegt in der fehlenden Verbindlichkeit
und unzureichenden Überprüfbarkeit dieser freiwilligen Initiativen. Bisher
noch weitgehend ungeklärt ist auch die Legitimität der Beteiligung von Un-
ternehmen an der Formulierung und Umsetzung von weltweiten Regeln,
etwa in der Form von globalen Politiknetzwerken, an denen neben Staaten
auch die Zivilgesellschaft und die Privatwirtschaft beteiligt sind.7 In diesem
Zusammenhang stellt sich auch verstärkt die Frage nach neuen Formen von
demokratischer Beteiligung der Bürger an der Kontrolle von Unternehmen,
wenn diese zunehmend an der politischen Gestaltung mitwirken.8

Aus unternehmensethischer Perspektive gibt es freilich einen noch grundle-
genderen Einwand gegen ein solch strategisches Verständnis von Corporate
Social Responsibility. Der liegt darin, dass das Argument der „wohl-
verstandenen Eigeninteressen“ keine stabile Basis und tragfähige Begrün-
dung für eine sozial wie ökologisch zuträgliche Steuerung unternehme-

7 Vgl. Klaus Dingwerth, Effektivität und Legitimität globaler Politiknetzwerke, in:
Tanja Brühl u.a. (Hrsg.), Unternehmen in der Weltpolitik, Bonn 2004, 74-95.

8 Rainer Eichenberger & Bruno S. Frey, Democratic Governance for a Globalized
World, in: Kyklos 55 (2002), Nr. 2, 265-288.
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rischen Verhaltens liefern kann. Unternehmensverantwortung bleibt abhän-
gig einmal davon, ob sich überhaupt eine kritische Öffentlichkeit formiert
und damit ein Droh- und Sanktionspotenzial aufgebaut wird, weil nur dann
ein Anreiz besteht, sich gegenüber Ansehensverlusten zu schützen. Zum
anderen stellt sich die Frage, wie weit die unternehmerische Verantwortung
geht, wenn dadurch Gewinnziele beeinträchtigt werden. Dies kann ein
solches Konzept von Corporate Social Responsibility nicht beantworten,
weil die Frage der Legitimität auf eine rein strategische Sichtweise redu-
ziert wird. Auch wenn das wohlverstandene Eigeninteresse durchaus als
Argument im Sinne einer zusätzlichen Motivation verstanden werden kann,
so kann es doch eine normative Theorie zur Rolle von Unternehmen als
Akteure in der Weltgesellschaft nicht ersetzen.

4. Normativ-kritische Sicht von unternehmerischer Verantwortung

Daher braucht es ein normativ gefülltes Konzept von gesellschaftlicher un-
ternehmerischer Verantwortung, das auf einer tragfähigen ethischen Be-
gründung aufbaut. Nur damit ist über strategische Überlegungen hinaus ein
wirklicher Abwägungsprozess zwischen betriebswirtschaftlichen und mora-
lischen Zielen möglich. Eine solche normativ-kritische Sicht von Corporate
Social Responsibility soll abschließend zumindest ansatzweise skizziert
werden.9

Ein möglicher Begründungsansatz, der von einer ökonomischen Perspekti-
ve ausgeht, diese aber auch überschreitet, geht vom Weltgemeinwohl aus.
Grundlage dafür ist die Theorie der „Global Public Goods“, bei dem das
wirtschaftstheoretische Konzept der öffentlichen Güter auf die Ebene inter-
nationaler Zusammenarbeit übertragen wird.10 Solche globalen öffentlichen
Güter sind eine intakte Umwelt, Frieden und Sicherheit, Gesundheit, aber
auch Werte wie die Menschenrechte oder grundlegende Sozial- und Um-
weltstandards. Solche Güter in ausreichendem Maß zu schaffen und – was
ebenso wichtig ist – langfristig zu schützen und zu sichern, liegt im allge-
meinen Interesse. Als moralischer Standpunkt wird daher das verallgemei-
nerbare Interesse vorgeschlagen, was auch in der Tradition der Goldenen
Regel oder des kategorischen Imperativs von Immanuel Kant liegt.

9 Vgl. ausführlicher dazu Johannes Müller & Johannes Wallacher, a.a.O., 105-127.
10 Vgl. Inge Kaul u.a. (Hrsg.), Global Public Goods: International Cooperation in the

21st Century, New York 1999.
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Wie bereits erwähnt ist die Logik von Markt und Wettbewerb nicht imstan-
de, solch globale öffentliche Güter zu schaffen bzw. sie vor Ausbeutung zu
schützen. Daher braucht es eine ethische Fundierung des Konzepts globaler
öffentlicher Güter, die z.B. republikanische Theorien der Wirtschafts- und
Unternehmensethik in der Variante von Peter Ulrich11 oder der Schule von
Horst Steinmann12 bieten. Grundlage dafür ist die wechselseitige Rückge-
bundenheit der menschlichen Gesellschaft, die in Zeiten zunehmender
grenzüberschreitender Verflechtungen und Interaktionen als Weltgesell-
schaft aufzufassen ist. Daraus kann die Einsicht erwachsen, dass private In-
teressen immer auch an gemeinsame globale Interessen rückgebunden sind;
d.h. private und öffentliche Interessen sind kein Gegensatz, sondern von al-
len Weltbürgern gleichermaßen zu verfolgen. In diesem Sinne können auch
Transnationale Unternehmen als Bürger („Corporate Citizen“) aufgefasst
werden, die eine öffentliche Bedeutung haben und vom Weltgemeinwohl
abhängig und diesem gleichzeitig verpflichtet sind. Interpretiert man das
Stakeholder-Konzept vom Standpunkt des verallgemeinerbaren Interesses
aus, so lässt sich daraus für die Unternehmen die Verpflichtung ableiten,
das Gewinninteresse in Einklang mit dem allgemeinen Interesse zu brin-
gen. Das (private) Gewinninteresse ist dann legitim, wenn auch die berech-
tigten Interessen aller Anspruchsträger Berücksichtigung finden, und zwar
unabhängig davon ob die Stakeholder über eine Sanktionsmacht verfügen
oder nicht.

Dies bietet zunächst nicht mehr als eine Grundorientierung. Um politisch
relevant und umsetzbar zu werden, muss dieser Ansatz freilich weiter ent-
faltet und konkretisiert werden, und zwar sowohl im Hinblick auf die ethi-
schen Implikationen als auch die Handlungsorientierungen. Dabei ist zu
klären, wie soziale und ökologische Anliegen in der Weltwirtschaft am
wirksamsten gestärkt werden können und welcher Beitrag von Unterneh-
men dabei zu erwarten ist. Was Letzteres betrifft, so ist vor allem der Um-
fang, die Reichweite und die Art der unternehmerischen Verantwortung zu
bestimmen. Dazu ist eine gründliche Analyse der Probleme erforderlich,
etwa im Hinblick auf das weit verzweigte System von Zulieferern.

11 Vgl. Peter Ulrich, Integrative Wirtschaftsethik, 2. Auflage, Bern 1998.
12 Vgl. etwa Andreas Georg Scherer, Corporate Citizenship und globale Verantwortung

der Multinationalen Unternehmen. Überlegungen aus Sicht einer internationalen
Unternehmensethik, in: Johannes Wallacher u.a. (Hrsg.), Unternehmensethik im
Spannungsfeld der Kulturen und Religionen, Stuttgart u.a., 125-143.
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Ein weiterer und vermutlich noch wichtigerer Schritt ist die Bereitschaft
und die konstruktive Mitarbeit von Unternehmen und ihren Verbänden, so-
ziale und ökologische Anliegen in der Ordnung der Weltwirtschaft zu stär-
ken. Diese ordnungspolitische Mitverantwortung der Unternehmen er-
wächst daraus, dass sie inzwischen einen nicht unerheblichen Einfluss auf
den Prozess der Setzung und Änderung von Rahmenbedingungen auf na-
tionaler wie internationaler Ebene haben. Die Glaubwürdigkeit von Corpo-
rate Social Responsibility hängt daher letztlich davon ab, ob und inwieweit
die Unternehmen konstruktiv an einer verbindlichen Verankerung sozialer
und ökologischer Ziele in einem weltwirtschaftlichen Regelwerk mitarbei-
ten. Ein wichtiger Schritt dahin wären die Normen zur Unternehmensver-
antwortung der Vereinten Nationen, welche die Unterkommission der
Menschenrechtskommission der UNO im Jahr 2003 vorgelegt hat.13 Inhalt-
lich beziehen sich diese Normen auf die Menschenrechte, die Kernarbeits-
normen der Internationalen Arbeitsorganisation sowie die Rio-Konvention
für nachhaltige Entwicklung. Außerdem sieht dieser Vorschlag regelmäßi-
ge Überwachungs- und Verifikationsmechanismen durch die Vereinten
Nationen sowie Sanktionen bei Missachtung der Normen vor. Auch wenn
in diesem Zusammenhang noch einige Fragen zu klären sind, allen voran
die Bestimmung des Einfluss- oder Tätigkeitsbereichs von Unternehmen,
könnten diese Normen einen verbindlichen Rahmen bieten, an dem die Un-
ternehmen ihre Verhaltenskodizes flexibel anpassen können.

13 Elisabeth Strohscheidt, UN-Normen zur Unternehmensverantwortung. Schreck-
gespenst für die Wirtschaft oder notwendiges Instrument zur politischen Steuerung
wirtschaftlicher Globalisierung, in: Vereinte Nationen 53 (2005), Nr. 4, 138-144.





Wissen, Recht und die Grenzen der Ethik:
Vier soziologische Thesen zu
Sozial- und Umweltstandards

Michael Reder

An dem Diskurs über Sozial- und Umweltstandards beteiligen sich heute
immer mehr unterschiedlich Akteure wie Unternehmen, Zivilgesellschaft,
Politik oder Wissenschaft. Ausgangspunkt dieses Diskurses ist das an-
wachsende grenzüberschreitende Engagement von Unternehmen. Da welt-
weit die sozial-, arbeits- und umweltrechtlichen Rahmenbedingungen ver-
schieden sind, stellt sich die Frage, ob es universale Standards geben soll,
nach denen die Unternehmen ihre Tätigkeit ausrichten sollten. Sozial- und
Umweltstandards sind Handlungsnormen für solche grenzüberschreitend
aktiven Unternehmen. Teilweise wurden diese Standards bereits in neuen
Organisationen institutionalisiert (z.B. im Global Compact).

Sozial- und Umweltstandards werden in gesellschaftlichen Diskursen oft in
zwei Richtungen interpretiert. Einerseits sind sie in einem normativen
Sinne Ausdruck der Suche einer universalen Moral angesichts globaler
Veränderungen. Andererseits fragen Politiker, Unternehmen und Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs) in diesen Diskursen in einer praktisch-
politischen Perspektive, ob solche Standards ein effektives politisches Steu-
erungsinstrument sein können. Diese Doppelrolle der Sozial- und Umwelt-
standards (politisch wie ethisch) ist bei einer soziologischen Analyse zu
beachten.

Um soziologisch die Rolle von Sozial- und Umweltstandards angemessen
beantworten zu können, sind diese Standards zudem in einen größeren
gesellschaftlichen Kontext zu stellen. Fragen, die sich hierbei stellen, sind
u.a.: Vor welchen grundlegenden gesellschaftlichen Veränderungen ist
dieser Diskurs überhaupt zu verstehen? Welche gesellschaftliche Funktion
übernimmt er? Und in welchem Verhältnis steht er zu rechtlichen und
ethischen Überlegungen?
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Im Folgenden werden zuerst ein mögliches Deutungsmuster für aktuelle
(welt)gesellschaftliche Entwicklungen skizziert und daran anschließend
drei soziologische Thesen zu Sozial- und Umweltstandards formuliert. Als
soziologisches Gerüst dieser Thesen dient die systemtheoretische Gesell-
schaftstheorie von Helmut Willke.

Hintergrund: Weltgesellschaftliche Ausdifferenzierung
und die Suche nach einer 'Welteinheit'

Gesellschaftliche Veränderungen müssen heute immer stärker als weltge-
sellschaftliche Entwicklungen gedeutet werden. Soziologische Analysen
beziehen sich heute deshalb von Beginn an auf die globale Ebene, weil ein
Gesellschaftsbegriff, der sich ausschließlich an einem nationalstaatlichen
Gerüst orientiert, an Grenzen kommt. „Der an nationalstaatlichen Katego-
rien ausgerichtete Gesellschaftsbegriff der überkommenen Soziologie hat
seinen Dienst getan und kann nun gehen.“1

Mit der systemtheoretisch geprägten Perspektive der Soziologie wird bei
der Beobachtung globaler Dynamik zweierlei heraus gearbeitet: Zum einen
wird die funktionale Ausdifferenzierung heutiger Gesellschaften beschrie-
ben. Zum anderen wird betont, dass die einzelnen Funktionssysteme immer
mehr aus den nationalstaatlichen Grenzen herauswachsen und auf globaler
Ebene neue eigenständige Einheiten bilden; Willke nennt sie Weltsysteme:
"Die Teile agieren nicht unabhängig voneinander, sondern sie konstituieren
in der Art ihrer Kopplung ein Gesamtsystem.“2 Im Bereich des Handels,
der Finanzen oder der Wissenschaft ist diese Ausdifferenzierung zu Welt-
systemen schon sehr deutlich erkennbar.

Willke illustriert die Folgen der funktionalen Ausdifferenzierung anhand
der mythologischen Erzählung von der Begegnung des Odysseus mit den
Zyklopen. Die Zyklopen nehmen als späte Generation der Götter eine
Mittelstellung zwischen dem Göttlichen und dem Weltlichen ein, sie
„könnten Götter sein, aber auch Monster. Sie sind einäugig wie mancher

1 Helmut Willke, Atopia. Studien zur atopischen Gesellschaft, Frankfurt/M. 2001, 107.
2 Helmut Willke, Supervision des Staates. Die Herausforderung der Politik durch

laterale Weltsysteme, in: Saage, R./Berg, G. (Hrsg.), Zwischen Triumph und Krise.
Zum Zustand der liberalen Demokratie nach dem Zusammenbruch der Diktaturen in
Osteuropa, Opladen 1998, 125.
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Gott, aber sie prahlen auch mit ihrer Gewalt und stellen sich über die
Götter.“3 Odysseus will herausfinden, wie es die Zyklopen mit der Gerech-
tigkeit halten und geht deshalb mit seinen Freunden in deren Höhle. Dort
stellt er fest, dass die Zyklopen alles andere als göttlich oder gerecht sind.
Sie haben vielmehr ihre eigene Herkunft vergessen und sind zu Monstern
geworden, die nur noch ihre eigene Handlungslogik kennen.

Willke parallelisiert die Zyklopen mit den Weltsystemen. Auch diese haben
sich von ihren Kontexten gelöst und erheben einen scheinbar absoluten
Anspruch, indem sie ihre eigene Systemlogik für die anderen als verbind-
lichen Maßstab setzen. Willkes Einschätzung nach laufen sie deshalb
Gefahr, wie die Zyklopen einäugig zu werden. „Einäugigkeit meint eine
Ausprägung des Beobachtungsmodus sozialer Funktionssysteme, wonach
sie die Fähigkeit verloren haben, ihren gesellschaftlichen Kontext als
Bedingung ihrer Möglichkeit zu sehen.“4 Die Weltsysteme erkennen weder
ihren gesellschaftlichen Hintergrund noch die Tatsache, dass sie in einem
wechselseitigen Bedingungsverhältnis Leistungen anderer Funktions-
systeme antizipieren. Sie steigern sich zur Höchstleistung, wobei sie zu
"hoch trainierten, kraftstrotzenden Zyklopen mutieren und niemand
auffällt, dass sich deren Gesichtsfeld zunehmend auf ihre eigene Logik
verengt, bis schließlich die Einäugigkeit sich zum Ordnungsprinzip einer
Systemarchitektur emporschwingt."5

Weil die Funktionssysteme eine eigene Sprache und Logik entwickeln, die
für andere Systeme nur noch sehr bedingt verstehbar ist, können sie auch
nicht mehr durch eine übergeordnete Instanz gesteuert werden. Kein
System kann mehr einen Anspruch auf Vorherrschaft erheben. Systeme
können deshalb beispielsweise nicht mehr von der Politik nach einem
traditionellen Machtverständnis gesteuert werden, sondern nur noch
beeinflusst werden. Dies gilt aber nicht nur für die Politik, sondern auch für
das Recht oder die Ethik. Weil Politik und Recht gerade auf globaler Ebene
an Steuerungsfähigkeit einbüßen, werden heute neue Steuerungsinstru-
mente entwickelt, die der funktionalen Ausdifferenzierung entsprechen und
im Zuge dessen von Macht auf Einfluss umstellen. Sozial- und Umwelt-
standards liegen genau in diesem Trend.

3 Helmut Willke, Atopia. Studien zur atopischen Gesellschaft, Frankfurt/M. 2001, 211.
4 Ebd. 192.
5 Ebd. 200.
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Die funktionale Ausdifferenzierung und die Missachtung des Kontextes
durch die Systeme führt zu einer starken Fragmentierung: Weltgesellschaft
zerfällt in viele kleine einzelne Gruppierungen/Systeme, die nicht mehr –
wie noch im Nationalstaat – an einen gemeinsamen Identifikationspunk wie
beispielsweise die nationale Identität, rückgebunden werden können.
Trotzdem steht der Fragmentierung komplementär auch eine Integrations-
bewegung gegenüber, denn in der globalisierten Welt werden auch Ge-
meinsamkeiten identifiziert, wirtschaftliches Handeln integrativ vernetzt
oder neue global agierende Organisationen gegründet. Zentrales Kenn-
zeichen globaler Dynamik ist die wechselseitige Abhängigkeit der
Fragmentierung, i.S. einer Betonung von Differenzen, und der Suche nach
einer 'Welteinheit'. Der Begriff 'Glokalisierung' bringt diesen unauflösbaren
Zusammenhang in politischer Sprache zum Ausdruck.

Die Spannung von Einheit und Differenz findet sich auch in der Ethik
wieder, beispielsweise in den Überlegungen zum Verhältnis von Univer-
salismus und Partikularismus. Michael Walzer macht besonders deutlich
auf diese Spannung aufmerksam. Er unterscheidet zwischen einer dichten
und einer dünnen Moral. Mit dem Begriff 'dichte Moral' ist die von einer
Gemeinschaft (gemeinhin einer Nation) geteilte normative Grundlage
gemeint. 'Dünne Moral' bezeichnet demgegenüber die universale Moral der
Weltgesellschaft. „Ich zeige, wie wir einerseits unter uns, zu Hause, über
die ‚Dichte‘ unserer eigenen Geschichte und Kultur (einschließlich unserer
demokratischen politischen Kultur) sprechen und wie wir andererseits mit
Menschen anderer Länder, über alle kulturellen Unterschiede hinweg, über
das gemeinsame ‚dünnere‘ Leben reden können.“6

Walzer will die dichte Moral der einzelnen Gruppen ernst nehmen und
gleichzeitig die Differenzen zwischen Moralvorstellungen nicht selbst-
verständlich in einer übergeordneten Moral aufgehen lassen. Es ist für ihn
ein zentrales Kennzeichen der Weltgesellschaft, dass es keine umfassende
Gemeinschaft der Menschheit gibt, die sich auf eine solche dichte Moral
stützen könnte. „Dies bedeutet auch, daß unser gemeinsames Menschsein
uns niemals zu Mitgliedern eines einzigen, allumfassenden ‚Stammes‘
machen wird. Die entscheidende Gemeinsamkeit der menschlichen Rasse
ist der Partikularismus: Wir alle nehmen Anteil an unseren eigenen
‚dichten‘ Kulturen. Mit dem Ende der alten Imperien und der totalitären

6 Michael Walzer, Vernunft, Politik und Leidenschaften. Defizite liberaler Theorie,
Frankfurt/M. 1999, 12.
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Herrschaft können wir wenigstens diese Gemeinsamkeit anerkennen und in
die dadurch erforderlichen, schwierigen Verhandlungen eintreten.“7

Sozial- und Umweltstandards – wenn sie normativ gedeutet werden – sind
Teil der dünnen Moral Walzers. Zwar speisen sie sich v.a. aus der Tradition
der dichten Moral Europas und Nordamerikas, aber in globalen Diskursen
über Politik und Ökonomie werden sie mehr und mehr zum Ausdruck einer
dünnen universalen Moral. Allerdings zeigen sich dabei auch die Grenzen
der dünnen Moral, denn solche Standards als Ausdruck einer globalen
Ethik sind umstritten und nicht so intuitiv zugänglich und abgesichert, wie
das bei Normen der dichten Moral der Fall ist.

These 1: Sozial- und Umweltstandards sind Reaktionen
auf Ausdifferenzierung und Fragmentierung

Der Diskurs über Sozial- und Umweltstandards ist normativ wie politisch
der Versuch einer Betonung von Universalität (im Sinne der dünnen Moral)
im Zeitalter globaler Systembildungen und Fragmentierung. Solche Stan-
dards bieten die Möglichkeit, Weltsysteme anzuregen, die eigenen Bedin-
gungsverhältnisse sowohl bezüglich ihrer gesellschaftlichen Kontexte als
auch ihre Wechselwirkungen zu den anderen Weltsystemen wahrzunehmen
und diese Beobachtungen in ihre Logik zu integrieren.

Normatives und politisches Ziel von Sozial- und Umweltstandards ist es,
die Reflexionsfähigkeit des ökonomischen Systems anzuregen. Reflexion
meint dabei „die Beobachtung der Wirkungen der eigenen Identität in der
Umwelt.“8 Durch eine solche Reflexion kann ein System seine Wechsel-
wirkungen zu anderen Systemen verstehen und die spezifische Blindheit
der zyklopischen Weltsysteme vermeiden helfen. „Reflexion meint im We-
sentlichen eine Form der Selbststeuerung, durch welche Systeme ihre eige-
ne Identität thematisieren und genau darauf einstellen, dass ihre Umwelt im
Wesentlichen aus anderen Systemen besteht, mithin jedes System auch
Umwelt für andere Systeme ist.“9

7 Michael Walzer, Lokale Kritik – globale Standards. Zwei Formen moralischer Aus-
einandersetzung, Hamburg 1996, 110.

8 Helmut Willke, Systemtheorie entwickelter Gesellschaften. Dynamik und Riskanz
moderner gesellschaftlicher Selbstorganisation, Weinheim/München. 1993, 123.

9 Ebd. 121.
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Wenn die Weltsysteme und deren Akteure (z.B. Transnationale Unter-
nehmen) einsehen, dass sie immer schon Umwelt füreinander sind, dann
können sie mit Hilfe von Sozial- und Umweltstandards erkennen, dass nur
in der Weise ein Überleben des eigenen Systems möglich ist, in der auch
die anderen Systeme für sie selbst Umwelt sind. Durch die Reflexion des
eigenen Kontextes werden die externen Überlebensbedingungen in die
eigene Systemlogik integriert und Komplexität verarbeitet. Der normative
Kern der Reflexion liegt damit in der Zivilisierung der eigenen Aktivitäten.
Sozial- und Umweltstandards sind genau eine solche Anregung zur Re-
flexion. Sie helfen den Systemen zu verstehen, dass sie nicht kontextlos
agieren können, sondern sowohl die Menschen, die in ihren Organisationen
arbeiten, als auch die Umwelt als unhintergehbare Vorraussetzungen be-
achten müssen.

Sozial- und Umweltstandards wollen also die Systeme zur Reflexion und
damit zur Zivilisierung anregen bzw. anhalten.10 Sie können damit sowohl
zu einem Element der Selbststeuerung eines Unternehmens werden als
auch zur politischen Kontextsteuerung des Gesamtsystems. Die Selbst-
steuerung besteht darin, dass beispielsweise Unternehmen beginnen, diese
Standards in ihrer internen Logik zu verarbeiten und in die unterschied-
lichsten Instrumente zu integrieren (angefangen von Reportsystemen über
Managementvereinbarungen bis hin zur Personalentwicklung). Kontext-
steuerung meint, dass durch Zusammenschlüsse (wie den Global Compact)
die Unternehmen auch von außen ständig zur Reflexion angeregt und damit
die Standards zu einem festen Reflexionsraster für das Unternehmen
werden. Sozial und Umweltstandards werden also zu Reflexionsrastern, die
Komplexität nach innen wie außen verarbeiten.

10 Gegen eine solche systemtheoretisch begründete Forderung nach Reflexion der Welt-
systeme wurde z.B. von Guggenberger eingewendet, dass der Anstoß zur Selbstre-
flexion und Selbstbeschränkung den zusätzlichen Aufwand für die Teilsysteme nur
unter zwei Bedingungen lohnt: "Wenn erstens andere Systeme zu dieser Rücksicht-
nahme ebenfalls bereits sind, das Verstehen intendierende Verhältnis also symme-
trisch gestaltet ist, und zweitens die Gefährdung durch Umwelt als selbst mitverur-
sacht erkannt wird" (Wilhelm Guggenberger, Niklas Luhmanns Systemtheorie. Eine
Herausforderung der christlichen Gesellschaftslehre, Innsbruck/Wien 1998, 174).
Rücksichtnahme und Selbstbindung seien also nicht notwendigerweise Folgen von
Selbstreflexion. – Dieses Argument ist theoretisch vollkommen berechtigt. Es geht
an dieser Stelle allerdings lediglich darum zu zeigen, dass es faktisch Formen der
Reflexion gibt (und zwar in diesem Fall die Sozial- und Umweltstandards), die genau
diese Funktion der Selbstbindung übernehmen. Es geht also nur um eine Erklärung
empirischer Realität und nicht um die Konsistenz theoretische Schlussfolgerung.
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These 2: Sozial- und Umweltstandards
sind ein Raster der Wissensorganisation für Unternehmen

Unternehmen, die grenzüberschreitend agieren, entwickeln sich zu kom-
plexen Organisationsgebilden. Je größer ein Unternehmen ist, desto kom-
plexer werden seine Entscheidungs- und Organisationsstrukturen. Das Un-
ternehmen ist deshalb herausgefordert, Strategien zu entwickeln, um diese
Komplexität zu verarbeiten. Ein, wenn nicht sogar der zentrale Stellhebel
dabei ist Wissen.

Wissen ist heute (nicht nur in der Wirtschaft, aber dort besonders deutlich)
eines der zentralen Steuerungsmedien; Steuerung durch Geld oder Macht
nimmt dagegen an Bedeutung ab. Für Weltsysteme wird v.a. vernetztes,
aus Erfahrung gewonnenes Wissen besonders wichtig. Dabei zielen die
Organisationen darauf ab, unterschiedliche Wissensformen zu nutzen und
die verschiedensten Blickwinkel in das kollektive Wissen zu integrieren. In
dieser Generierung und Verarbeitung kollektiven Wissens zeigt sich die
Intelligenz einer Organisation. Dabei besteht „die eigentliche Leistung des
Aufbaus organisationaler Intelligenz (...) darin, eigenständige Expertise in
die anonymisierten, transpersonalen Regelsysteme der Organisation einzu-
bauen.“11 Das Agieren in komplexen globalen Strukturen bedeutet für
Unternehmen, dass sie nicht eindeutig planbaren Erwartungen und Ereig-
nissen ausgesetzt sind. Deshalb sind Unternehmen auf Wissensorganisation
angewiesen, die es ermöglicht Komplexität innerhalb und außerhalb des
Unternehmens zu verarbeiten. Je effektiver und dynamischer diese Wis-
sensorganisation etabliert wird, desto flexibler und weniger anfällig für
Risiken ist das Unternehmen.

Sozial- und Umweltstandards geben den Unternehmen einen Orientierungs-
rahmen für die Wissens- und damit Risikoverarbeitung in einem zwei-
fachen Sinne. Zum einen dienen sie zu einer Organisation des Wissens
nach innen. In einem komplexen, dynamischen Unternehmen brauchen
MitarbeiterInnen ein Gerüst, anhand dessen die Kommunikation und damit
Wissensverarbeitung innerhalb einer Organisation geschieht. Die Beteili-
gung an Initiativen wie dem Global Compact kann deshalb den Unterneh-
men eine Möglichkeit eröffnen, eine interne Kommunikationsorientierung
zu etablieren.

11 Helmut Willke, Atopia. Studien zur atopischen Gesellschaft, Frankfurt/M. 2001, 98.
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Zum anderen dienen Sozial- und Umweltstandards aber auch einer Wis-
sensverarbeitung nach außen. Unternehmen sind in einer globalisierten
Wirtschaft enorm vielen Unbekannten ausgesetzt, beispielsweise ist es
schwer, genau abzuschätzen, wie einzelne Unternehmensentscheidungen
von den unterschiedlichen gesellschaftlichen Akteuren gedeutet werden.
Die Standards ermöglichen es, diese Komplexität zu reduzieren und damit
Risiko zu minimieren. Wenn ein Unternehmen derartige Standards zu
seinen Handlungsleitlinien macht und sie umsetzt, werden Reaktionen der
Stakeholder kalkulierbarer. Die Handlungsweisen dieser Anspruchsgrup-
pen an das Unternehmen können damit schneller intern verarbeitet werden.
Die internen wie externen Gründe erklären, wieso sich Unternehmen für
solche Standards einsetzen.

These 3: Sozial- und Umweltstandards sind
ein Schritt hin zu einem neuen globalen Rechtssystem

In den Diskussionen um Sozial- und Umweltstandards, wie beispielswie-
se um den Global Compact, wird immer wieder deutlich, dass solche Stan-
dards in den wenigsten Fällen als ein rechtliches Steuerungselement analog
der traditionellen nationalstaatlich-rechtlichen Steuerung verstanden wer-
den können. Gleichzeitig werden sie trotzdem auch als Teil einer Heraus-
bildung globalen Rechtes interpretiert. Wie ist dann aber globales Recht als
Steuerungsinstrument aus soziologischer Perspektive überhaupt zu deuten?

Willkes Einschätzung nach kann globales Recht heute seine Steuerungs-
leistung nur erbringen, wenn es „die heterogenen Eigenlogiken und operati-
ven Autonomien der zu koordinierenden Systeme und Akteure erhält.“12

Wenn das Recht diesem Anspruch gerecht werden will, muss es sich aus-
differenzieren und wird damit notwendigerweise selbst heterogen. „Ich
nehme an, dass diese Ausweitung und Differenzierung des Rechts (...) es
unumgänglich machen, die Einheit des Rechtssystems von Einheit auf die
Differenz von Einheit und Vielfalt umzustellen, also die Leitidee des
Rechts nicht mehr in der Herstellung von Ordnung zu suchen, sondern in
der Kompetenz, mit Unordnungen in einer geordneten Weise umzu-
gehen.“13 Das globale Recht erweist sich heute schon auf dem Weg dorthin,
denn es versucht bereits unterschiedliche Rechtsformen miteinander zu ver-

12 Helmut Willke, Heterotopia. Studien zur Krisis der Ordnung moderner Gesell-
schaften, Frankfurt/M. 2003, 94.

13 Ebd. 112.
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binden, wodurch eine komplexe, prozedurale und relationale Rechtsstruktur
entsteht. Dabei ist es auch für das Recht von großer Wichtigkeit, „vom
Festen auf das Fließende, von der Struktur fester Anhaltspunkte auf Pro-
zesse rekursiver Selbstreferenz, von der Hypostasierung von Ortsverhält-
nissen zu Hypostasierungen von Zeitverhältnissen“ umzustellen, um „die
beengende Territorialität distinkter Orte aufzugeben und sich dem Fluss der
Kontingenz zu überlassen, um andere Ziele zu erreichen.“14 Willke nennt
dieses Ordnungsmodell Heterotopia, eine Ordnung der Unordnung, in der
Unordnung nicht mehr als Mangel, sondern als Teil einer komplexen Ord-
nungsbewegung verstanden wird. So allein kann Willkes Ansicht nach der
Einäugigkeit der Zyklopen politisch entgegengewirkt und eine Ordnung
globaler Unordnung hergestellt werden.

Sozial- und Umweltstandards können eine wichtige Funktion innerhalb
dieser neuen Rechtsstruktur übernehmen, weil sie sich dieser Dynamik und
Komplexität von Recht anpassen. Sie versuchen nicht, ein neues Rechts-
instrument analog traditionellen nationalstaatlichen Rechts zu sein, sondern
in der Verarbeitung von Unordnung ein neues, flexibles Ordnungsmoment
einzuziehen, das auf eine Verbindung von Kontext- und Selbststeuerung
abstellt. Aus diesem Mechanismus heraus erklärt sich auch der Erfolg
dieser Standards innerhalb der Diskussion um weltpolitische Steuerung.

These 4: Die wissenschaftliche Ethik kann keine
eindeutigen Orientierungen für Sozial- und Umweltstandards liefern

Soziologisch betrachtet ist die Renaissance der Ethik sowohl im Gesell-
schafts- wie Wissenschaftsdiskurs eine Reaktion auf die Zunahme von
Komplexität. In der Weise, in der gesellschaftliche Entscheidungsprozesse
komplexer und immer mehr Akteure an diesen beteiligt werden, ohne dass
es eine übergeordnete Entscheidungsinstanz gibt, wird die Ethik gefragt, ob
sie Orientierungshilfen für solche Entscheidungsprozesse zur Verfügung
stellen kann.

Der soziologische Blick auf die gesellschaftliche Realität zeigt allerdings:
Auch die Ethik als Wissenschaft kann keine eindeutige Orientierung
bereitstellen. Zum einen ist dies nicht möglich, weil sich auch die Ethik
nicht über andere Systeme stellen oder sie steuern kann. Eine Beeinflus-
sung derselben ist nur bedingt möglich. Diese geschieht, wenn, über die

14 Helmut Willke, Atopia. Studien zur atopischen Gesellschaft, Frankfurt/M. 2001, 237.
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Etablierung neuer Reflexionsmuster, die anschlussfähig sind an die Syste-
me und mit denen diese ihr Verhalten reflektieren können.

Ein zweiter Grund liegt im ethischen Diskurs selbst. In seinen unter-
schiedlichen Spielarten zielt er fast immer auf eine Anerkennung von Viel-
heit. Damit gerät die Ethik in ein Dilemma: Einerseits sucht sie nach einem
allgemeinen Moralprinzip, andererseits ist dieses meist auf die Aner-
kennung von Differenzen hin angelegt. Aus diesem Dilemma heraus ergibt
sich, dass Ethik keine eindeutigen gesellschaftspolitischen Orientierungen
geben kann. Sie kann soziologisch betrachtet lediglich diese Dilemma re-
flexiv bearbeiten.

Es gibt also eine klare Differenz zwischen wissenschaftlich-ethischer
Reflexion und sozial-normativer Praxis. Die Ethik als Wissenschaft wird
heute meist als eine Form der Meta-Ethik betrieben, sie fragt nach Begrün-
dungsstrukturen im moralischen Feld und reflektiert diese auf Prämissen
oder Kohärenz hin. Die wissenschaftliche Ethik orientiert sich bei ihren
Reflexionen an dem Wahrheitskriterium. Die moralische Praxis hingegen
ist an solchen reflexiven Begründungen nur bedingt interessiert, sie ist in
komplexen Situationen auf pragmatische Entscheidungen und Orientie-
rungen angewiesen und nicht notwendig an dem wissenschaftlichen Wahr-
heitskriterium orientiert. Es gibt daher meist keine eindeutigen oder etwa
kausalen Verbindungen von dem wissenschaftlichen Ethikdiskurs zu mög-
lichen Handlungsorientierungen in moralischen Alltagsfragen.

Für die ethische Reflexion von Sozial- und Umweltstandards hat dies
mehrere Folgen: Der ethische Wissenschaftsdiskurs kann solche Standards
reflektieren und diskutieren. Damit leistet er einen wichtigen Beitrag zur
Analyse der normativen Implikationen politischer Strukturen. Gleichzeitig
kann er allerdings nur bedingt Orientierungshilfen für die Entwicklung der-
selben geben. Wegen der Uneindeutigkeit des ethischen Diskurses und der
Differenz von Wissenschaft und Praxis kann er nur Orientierungen bzw.
Anregungen, nicht aber Handlungsanweisungen zur Weiterentwicklung
dieses Instrumentes liefern. In der Thematisierung der normativen Im-
plikationen der Standards kann er allerdings sehr wohl zur Reflexion über
das Verhalten von verschiedenen Akteuren im globalen Kontext anregen.







Die „Normen der Vereinten Nationen für die
Verantwortlichkeiten transnationaler Konzerne und
anderer Wirtschaftsunternehmen im Hinblick auf die

Menschenrechte“: Ein wirksames Instrument zur
politischen Steuerung der Globalisierung?

Elisabeth Strohscheidt 1*

1. Einleitung

Macht und Einfluss transnationaler Konzerne sind in den letzten Jahrzehn-
ten bedeutend gewachsen und reichen heute in alle Länder und fast alle Be-
reiche menschlichen Lebens hinein. Unternehmensinteressen beeinflussen
staatliche Politik in vielerlei Hinsicht. Parteispenden und Lobbyismus sind
augenfällige Merkmale solchen Einflusses.

Die Umsetzung und Möglichkeiten zur Wahrnehmung international
anerkannter Menschenrechte kann und wird durch Aktivitäten und Einfluss
von Unternehmen, insbesondere Transnationalen Konzernen (TNK) beein-
flusst – im Guten wie im Schlechten. Nicht zuletzt aufgrund der „globali-
sierten Informationsgesellschaft“ wächst die Zahl der Unternehmen, die
sich aktiv ihrer sozialen Verantwortung stellen, denn diese Informationsge-
sellschaft kann – nachgewiesenes oder auch nur behauptetes – Fehlverhal-
ten von Unternehmen sehr schnell weltweit bekannt machen. Neben Um-
weltstandards werden auch Menschenrechtsfragen zunehmend als zu be-

*1 Es handelt sich bei dem vorliegenden Beitrag um eine aktualisierte Fassung der
Autorin aus: Christian Bussler, Alexander Fonari (Hrsg.), Sozial- und Umwelt-
standards bei Unternehmen: Chancen und Grenzen, München 2005, S. 53 ff. Zur
Aktualisierung herangezogen wurde u.a. auch der Beitrag der Autorin „Wirtschaft-
liche Globalisierung braucht politische Steuerung: Ansätze der Vereinten Nationen,
Menschenrechtsstandards im Handeln von Wirtschaftsunternehmen zu verankern“,
in: Sabine von Schorlemer (Hrsg.), Zeitschrift für Politik, Sonderband 1: Globale
Probleme und Zukunftsaufgaben der Vereinten Nationen, Nomos Verlag, Baden-
Baden 2006, S. 168 ff.
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strukturen bestehen, in denen der „globalisierte Markt“ jedoch teilweise
bestens funktioniert. Hier greift die nationalstaatliche Verantwortung für
die Menschenrechte allein nicht mehr. Es bedarf dort zum einen des
Wiederaufbaus und der Stärkung demokratischer staatlicher Strukturen. Es
bedarf jedoch auch internationaler Regelungsmechanismen, die verhindern,
dass Firmen von den bestehenden Unrechtsstrukturen profitieren oder diese
durch ihr Zutun – willentlich oder unwillentlich – stärken.

Bereits 1999 hatte das Weltentwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP) eine stärkere politische Steuerung der wirtschaftlichen Globalisie-
rung eingefordert. „Die Globalisierungswelle der letzten ein oder zwei
Jahrzehnte ist nur der Anfang. Die global integrierte Welt wird eine stär-
kere politische Steuerung brauchen, wenn sie die Vorteile des weltweiten
Marktwettbewerbs beibehalten und die Kräfte der Globalisierung für die
Unterstützung menschlichen Fortschritts nutzen möchte“, so UNDP.6 Der
2004 veröffentlichte Bericht der von der ILO eingesetzten „Weltkommis-
sion zur sozialen Dimension der Globalisierung“ zielt in eine ähnliche
Richtung.

Ein Zeichen dafür, dass sich mehr und mehr Unternehmen ihrer sozialen
Verantwortung stellen, ist die seit gut 10 Jahren stetig steigende Zahl frei-
willliger Verhaltenskodizes. Manche von ihnen sind erst einmal Lippen-
bekenntnisse von Unternehmen, um drohendem Imageverlust entgegen-
zuwirken. Andere zielen von Beginn an ernsthaft auf eine verbesserte und
transparente Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards sowie von
Menschenrechten durch das Unternehmen. Freiwillige Verhaltenskodizes
von Unternehmen oder ganzer Branchen können konkrete Verbesserungen
vor allem im Arbeitsleben vieler Menschen bewirken. Inhalt und
Reichweite der Kodizes sind jedoch sehr unterschiedlich. Eine unabhängige
Kontrolle sehen nur wenige vor. UNDP hatte in dem o.g. Bericht von 1999
bereits zu Recht darauf hingewiesen, dass transnationale Konzerne zu
wichtig sind, um ihr Verhalten allein freiwilligen Verhaltensregeln zu
überlassen.

Die im Jahr 2000 in ihrer überarbeiteten Form verabschiedeten OECD-
Leitsätze für multinationale Unternehmen sind zwar auch freiwillig, haben
aber die explizite Unterstützung der 30 OECD-Mitgliedsstaaten sowie von
Argentinien, Brasilien, Chile, Estland, Israel, Lettland, Litauen und Slowe-

6 Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V., Bericht über die Menschliche
Entwicklung 1999, Veröffentlichung für das Entwicklungsprogramm der Vereinten
Nationen (United Nations Development Program – UNDP), Bonn 1999, S. 17.
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nien die sich explizit zur Förderung und Unterstützung der Leitsätze be-
kannt haben. Alle diese Staaten haben sich verpflichtet, die Leitsätze be-
kannt zu machen, ihre Einhaltung zu fördern und zur Überprüfung nationa-
le Kontaktstellen einzurichten. Der Forderung nach politischer Steuerung
kommen die Leitsätze damit schon einen guten Schritt näher als freiwillige
Verhaltenskodizes. Allerdings sprechen die OECD-Leitsätze Menschen-
rechte nur sehr allgemein und unkonkret an. Zudem zeigt die inzwischen
rund sechsjährige Praxis des Umgangs mit den Leitsätzen, dass sie auf-
grund des sogenannten „Investment-Nexus“ für Handelsbeziehungen nur
schwer anwendbar sind. Jedenfalls werden Beschwerden über Verstöße ge-
gen die Leitsätze, die bei den nationalen Kontaktstellen eingereicht werden,
von einigen sehr restriktiv ausgelegt.

Auch der 1999 von UN-Generalsekretär Kofi Annan ins Leben gerufene
„Global Compact“ reicht zur politischen Steuerung der Globalisierung
nicht aus. Als Lern- und Dialogforum konzipiert, verzichtet der Pakt be-
wusst auf Kontrollen oder gar Sanktionen. Er erreicht zwar eine zuneh-
mend größere Zahl von Unternehmen. Inzwischen sind es rund 3.500, die
dabei sind – unter ihnen viele kleine und mittlere Unternehmen aus Län-
dern des Südens. Gemessen an der Zahl von allein ca. 65.000 TNK welt-
weit scheint jedoch die Akzeptanz des Global Compact in der Wirtschaft
insgesamt weiterhin relativ gering. Insbesondere im Bereich der Menschen-
rechte weist der Global Compact nach wie vor erhebliche Umsetzungspro-
bleme auf. Es ist der Konzeption als Lern- und Dialogforum immanent,
dass der Global Compact vor allem die Unternehmen erreicht, die den
Themen Menschenrechte, ArbeitnehmerInnenrechte und Umweltschutz
offen gegenüberstehen, sowie einige Trittbrettfahrer, die sich Vorteile von
der Mitarbeit in der Initiative des UN-Generalsekretärs versprechen. Die
schlimmsten Menschenrechtsverletzer werden durch den Global Compact
kaum wirklich erreicht werden können.7 Die Integritäts-Maßnahmen, die
der Pakt sich vor kurzem gegeben hat, haben allerdings dazu geführt, dass
Unternehmen, die zwei Jahre lang ihrer Berichtspflicht nicht nachkommen,
auf der Homepage als inaktiv gekennzeichnet werden. Dies ist ein Schritt
in die richtige Richtung - ebenso wie die neuen Maßnahmen zum Umgang

7 Zu einer grundlegenden Kritik am Ansatz des Global Compact vgl. u.a. den Beitrag
von Jens Martens (World Economy, Ecology and Development – WEED) in: am-
nesty international und Deutscher Gewerkschaftsbund (Hrsg.), Global Compact =
Globales Wirtschaften + Globale Verantwortung? Dokumentation einer gemeinsa-
men Fachtagung von ai und DGB, Bonn, Juli 2003, S. 91 ff.
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mit Beschwerden gegen einzelne Unternehmen, denen vorgeworfen wird,
gegen eines oder mehrere Prinzipien des Paktes verstoßen zu haben.8

Ergänzende Instrumentarien zur Stärkung der Verantwortlichkeit von Un-
ternehmen und ihrer Rechenschaftspflicht im sozialen und menschenrecht-
lichen Bereich sind also dringend nötig. Es gilt, den gewachsenen Rechten
von Wirtschaftsunternehmen – z.B. im Rahmen von WTO-Abkommen und
von bilateralen Handelsverträgen – entsprechende Pflichten im sozialen
Bereich an die Seite zu stellen.

Die im August 2003 von der UN-Unterkommission zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte angenommenen „Normen der Vereinten Natio-
nen für die Verantwortlichkeiten transnationaler Unternehmen und anderer
Wirtschaftsunternehmen im Hinblick auf die Menschenrechte“ (kurz: UN-
Normen zur Unternehmensverantwortung) könnten die bestehende Lücke
schließen.

2. Die UN-Normen zur Unternehmensverantwortung

Entstehung

Im August 1998 beschloss die Unterkommission zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte (Unterkommission)9 mit Resolution Nr.
1998/8, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die die Arbeitsmethoden und Ak-
tivitäten Transnationaler Konzerne in Hinblick auf deren Verpflichtung zur
Einhaltung und Förderung der Menschenrechte untersuchen sollte. Die Ar-
beitsgruppe besteht aus fünf von Regierungen vorgeschlagenen unabhängi-
gen Experten aus fünf Weltregionen, die zugleich Mitglieder der Unter-
kommission sind. Sie wurde anfänglich für drei Jahre eingesetzt; ihr Man-
dat wurde jedoch mehrfach verlängert. Zu ihren Aufgaben gehörte es u.a.
Empfehlungen und Vorschläge für verbindliche Regelungsmechanismen zu

8 Zur aktuellen Entwicklung des Global Compact vgl. u.a.: Brigitte Hamm „Neuere
Entwicklungen des Global Compact“, in: Sabine von Schorlemer (Hrsg.), Wir, die
Völker (...) – Strukturwandel in der Weltorganisation. Konferenzband aus Anlass des
60jährigen Bestehens der Vereinten Nationen vom 27. – 29. Oktober 2005 in
Dresden, Frankfurt a.M. 2006, S. 95 ff.

9 Eine aus unabhängigen Experten bestehende Unterkommission der früheren Men-
schenrechtskommission. Die aus Regierungsvertretern bestehende Menschenrechts-
kommission wurde 2006 durch den neu gegründeten Menschenrechtsrat ersetzt.
Dieser setzt sich ebenfalls aus Regierungsvertretern zusammen.
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entwickeln, mit denen sichergestellt werden kann, dass die Aktivitäten von
(transnationalen) Unternehmen nicht in Widerspruch zur Verwirklichung
international verbriefter Menschenrechte geraten. Des Weiteren sollte die
Arbeitsgruppe auch Möglichkeiten zur Überwachung des von ihr vorzu-
schlagenden Regelwerkes analysieren.

Entwürfe zu den UN-Normen waren u.a. in vier öffentlichen Anhörungen
der Arbeitsgruppe sowie in öffentlichen Sitzungen der Unterkommission
diskutiert worden. Die Diskussionen fanden unter breiter Beteiligung von
Wissenschaftlern, Nichtregierungsorganisationen sowie von Gewerkschaf-
ten, Unternehmen und deren Verbänden statt. „Die Entwicklungsgeschichte
der Norms kann damit als ein weiteres deutliches Indiz für die Richtigkeit
der zunehmend im wissenschaftlichen Schrifttum vertretenen Auffassung
angesehen werden, dass sich der Kreis der für die Rechtsbildung und
Rechtsentwicklung im internationalen System relevanten Akteure über den
Staat hinausgehend erweitert“, so Karsten Nowrot vom Institut für Wirt-
schaftsrecht der Juristischen Fakultät der Universität Halle-Wittenberg.10

Inhalt11

Die primäre Verantwortung für Achtung, Schutz und Förderung der Men-
schenrechte liegt bei den Regierungen. Denn sie sind es, die die Menschen-
rechtskonventionen der Vereinten Nationen und regionale Menschenrechts-
abkommen ratifizieren und sich damit verpflichten, die dort verbrieften
Rechte in nationales Recht umzusetzen und für die Einhaltung auch durch
Dritte Sorge zu tragen. Staaten haben die Pflicht, alle Menschenrechte zu
achten, zu schützen und zu ihrer vollen Verwirklichung beizutragen (engl.:
„respect“, „protect“ and „fulfil“). Die Normen halten durchgängig an die-
sem Primat der staatlichen Verantwortung fest. Das Neue an ihnen ist, dass

10 Karsten Nowrot, Die UN-Norms on the Responsibility of Transnational Corporations
and Other Business Enterprises with Regard to Human Rights – Gelungener Beitrag
zur transnationalen Rechtsentwicklung oder das Ende des Global Compact?, Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg, Beiträge zum Transnationalen Wirtschafts-
recht, Heft 21, September 2003, S. 10.

11 Zu Inhalt und Mehrwert der UN-Normen vgl. u.a. Zeitschrift Entwicklungspolitik,
Reihe: Dritte Welt Informationen, Heft 3/4/2005, in Kooperation mit dem AK
„Wirtschaft und Menschenrechte“ im Forum Menschenrechte: „UN-Normen für die
Wirtschaft – Menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen“, erschienen im
April 2005. Bezugsadresse: Forum Menschenrechte, Haus der Demokratie und Men-
schenrechte, Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin.
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Quellen unterschiedlicher Rechtsverbindlichkeit, was in den Augen Einiger
als Problem gesehen wird.

Die Normen beziehen sich in erster Linie auf transnationale Konzerne
(TNK). Nach einiger Diskussion innerhalb der Arbeitsgruppe wurden je-
doch bewusst auch „andere Unternehmen“, darunter Tochtergesellschaften
sowie Zulieferer und Unterauftragnehmer von TNK, als Adressaten aufge-
nommen.

Mit dem konkreten Hinweis auf den jeweiligen Tätigkeits- und Einflussbe-
reich eines Unternehmens (s. Wortlaut Norm 1) erkennen die Normen ex-
plizit an, dass unterschiedliche Unternehmen ggf. unterschiedliche Verant-
wortungen und Verpflichtungen haben. Die Norm 1 ist auch deshalb so
wichtig, weil sie den Vorrang der staatlichen Verantwortung nochmals
deutlich macht.

Norm 1 im Wortlaut:14

Allgemeine Verpflichtungen:

„Die Staaten tragen die Hauptverantwortung für die Förderung der im
Völkerrecht wie im innerstaatlichen Recht anerkannten Menschenrechte,
die Sicherung ihrer Einhaltung, ihre Achtung und die Gewährleistung ihrer
Achtung sowie ihren Schutz, namentlich auch für die Gewährleistung des-
sen, dass transnationale Unternehmen und andere Wirtschaftsunternehmen
die Menschenrechte achten. Innerhalb ihres jeweiligen Tätigkeits- und Ein-
flussbereiches sind transnationale Unternehmen und andere Wirtschaftsun-
ternehmen verpflichtet, die im Völkerrecht wie im innerstaatlichen Recht
anerkannten Menschenrechte zu fördern, ihre Einhaltung zu sichern, sie zu
achten, ihre Achtung zu gewährleisten und sie zu schützen, einschließlich
der Rechte und Interessen indigener Völker und anderer schwächerer
Gruppen.“

14 Zitiert nach: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, Blaue Reihe, Nr. 88:
Normen der Vereinten Nationen für die Verantwortlichkeiten transnationaler Unter-
nehmen und anderer Wirtschaftsunternehmen im Hinblick auf die Menschenrechte,
Berlin 2004.
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Die Normen im Überblick:

Norm 1 Allgemeine Verpflichtungen
Norm 2 Recht auf Chancengleichheit und nichtdiskriminierende

Behandlung
Normen 3 – 4 Recht auf Sicherheit der Person (u.a. Verbot der Berei-

cherung durch Kriegsverbrechen, Völkermord u.a.)
Normen 5 – 9 Arbeitnehmerrechte (u.a. Verbot der Zwangs- und

Pflichtarbeit und der Kinderarbeit)
Normen 10 – 12 Achtung der nationalen Souveränität sowie der Men-

schenrechte
Norm 13 Verpflichtungen in Bezug auf den Verbraucherschutz
Norm 14 Verpflichtungen in Bezug auf den Umweltschutz
Normen 15 – 19 Allgemeine Umsetzungsbestimmungen
Normen 20 – 23 Definitionen

Von zentraler Bedeutung für die Umsetzung sind die Normen 15 bis 19.
Während die Norm 15 und die Kommentare dazu die firmeninterne Um-
setzung betreffen, fordert die Norm 16 ein regelmäßiges und unabhängiges
Monitoring sowie ein Beschwerdeverfahren. Die Kommentare zur Norm 16
regen u.a. ein regelmäßiges (firmenunabhängiges) Berichtswesen an. Dies
könnte z.B. über Staatenberichte erfolgen, oder über die verschiedenen the-
matischen Mechanismen der UN. Als Überwachungsinstanz wird z.B. ein
UN-Sonderberichterstatter oder eine Arbeitsgruppe aus unabhängigen Ex-
perten vorgeschlagen. Des Weiteren soll es ein Beschwerdeverfahren
geben, das die Vertraulichkeit der Beschwerde und den Schutz der Be-
schwerdeführenden sicherstellt und das bei Feststellung eines Verstoßes
gegen eine Norm im entsprechenden Bedarfsfall auch eine Entschädigung
der Opfer vorsieht. (s. Norm 18). Im Streitfall wird eine Schlichtung ange-
strebt, im Rahmen derer die beschuldigten Unternehmen und die betrof-
fene/n Regierung/en ebenso gehört werden sollen wie die Beschwerde-
führenden. Nur wenn sich keine gütliche Einigung erzielen lässt, sollen bei
Bedarf nationale Gerichte oder auch ein internationales Gericht über die
Beschwerde, resp. eine Entschädigung, entscheiden.

Stand der Diskussion

Am 13. August 2003 billigte die UN-Unterkommission zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte mit der Resolution 2003/16 im Konsens
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die UN-Normen zur Unternehmensverantwortung („UN Norms on the Res-
ponsibilities of Transnational Corporations and Other Business Enterprises
with Regard to Human Rights“) in der von ihrer Arbeitsgruppe vorgeschla-
genen Form.15 Zugleich verwies die Unterkommission den Text zur weite-
ren Beratung an das nächsthöhere UN-Gremium, die UN-Menschenrechts-
kommission (MRK). In ihr, respektive dem 2006 neu gegründeten Men-
schenrechtsrat, diskutieren nun Regierungen dieses UN-Dokument. Seither
wird die Diskussion mehr als zuvor von (national- wie wirtschafts-) politi-
schen Interessen mitbestimmt. Die 60ste Sitzung der Menschenrechtskom-
mission 2004 hatte nicht über die Normen abgestimmt, sondern das Büro
der Hochkommissarin für Menschenrechte beauftragt, eine Studie über
bestehende Instrumente zur Regulierung der Verantwortlichkeiten von
transnationalen und anderen Wirtschaftsunternehmen zu erstellen. Ange-
sichts der divergierenden Meinungen und Interessen sowie der Tatsache,
dass eine Reihe von Regierungen noch keine feste Position zu den Normen
hatten, war dies eine sinnvolle Entscheidung. Die umfassende und sehr in-
formative Studie der Hochkommissarin war Grundlage der Diskussion auf
der Sitzung der UN-Menschenrechtskommission 2005.16 Doch auch dort
wurde der Text der UN-Normen nicht diskutiert. Vielmehr empfahl die
Menschenrechtskommission die Einsetzung eines Sonderbeauftragten von
UN Generalsekretär Kofi Annan zur Frage der „Verantwortung transnatio-
naler Konzerne und anderer Wirtschaftsunternehmen für die Menschen-
rechte“.17 Im Juli 2005 ernannte Kofi Annan John Ruggie, seinen früheren
Sonderberater für den Global Compact, zum Sonderbeauftragten für das
o.g. neue Themenfeld.

Unternehmensverbände, wie International Chamber of Commerce (ICC),
International Organization of Employers (IOE) und United States Council
for International Business (USCIB), haben wiederholt ihre grundsätzliche
Ablehnung der UN-Normen zum Ausdruck gebracht. Diese Ablehnung

15 UN.Doc.E/CN.4/Sub.2/2003/L.11at52(2003), Quelle: http://www1.umn.edu.humanr
ts/links/res2003-16.html.

16 Vgl. United Nations, Commission on Human Rights, Sixty-first session, Report of
the United Nations High Commissioner on Human Rights on the responsibilities of
transnational corporations and related business enterprises with regard to human
rights. Advanced edited version, E/CN.4/2005/91 of 15 February 2005 (abrufbar u.a.
über die Homepage der Hochkommissarin der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte: http://www.unhchr.ch).

17 Vgl. Resolution E/CN.4/Res./2005/69 vom 20. April 2005.
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stützen sie z.T. auf falsche Sachinformationen.18 Die Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und der Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) lehnen die Normen ebenfalls ab. Ähnliches gilt
für einzelne deutsche Unternehmen, wie z.B. die BASF.

Andere Wirtschaftsunternehmen und –verbände bewerten die Normen posi-
tiv und haben konstruktiv zu ihrer Entstehung beigetragen. Hierzu zählen
das Prince of Wales Business Leaders Forum und die Novartis Foundation,
ebenso wie die Business Leaders Initiative for Human Rights (BLIHR). In
ihr haben sich unter dem Ehrenvorsitz von Mary Robinson mehr als zehn
namhafte TNK zusammengeschlossen, um zu prüfen, wie Menschenrechte
in einer komplexen Unternehmenspraxis wirkungsvoll umgesetzt werden
können. Die Ergebnisse ihrer Arbeit wurden in mehreren Berichten veröf-
fentlicht.19

Die BLIHR hat eine hilfreiche Unterscheidung getroffen, die es einem Un-
ternehmen erleichtern kann, das komplexe Menschenrechtsthema in der
Praxis zu handhaben. Sie hat eine Matrix aufgestellt, die die Pflichten und
Verantwortlichkeiten eines Unternehmens in drei Grundkategorien unter-
teilt. Die erste enthält die „Essentials“, also das, was das Unternehmen in
jedem Fall tun muss (MUST), um seinen menschenrechtlichen Verpflich-
tungen gerecht zu werden. Die zweite Kategorie enthält Dinge, die von
einem Unternehmen vernünftiger Weise erwartet werden können
(SHOULD). Die dritte Kategorie enthält das, was zwar wünschenswert –
aber nicht unbedingt notwendig – ist (COULD). In diese Kategorie fallen
i.d.R. auch philantrophische Unternehmensaktivitäten, die das Kernge-
schäft nicht betreffen. Mit welchen konkreten Inhalten die drei Kategorien
gefüllt werden müssen und können, hängt stark von der Branche, der Größe
und dem Einfluss des Unternehmens sowie dem politischen Umfeld der
Geschäftstätigkeit ab. In ihrem Praxistest ziehen die in der BLIHR beteilig-
ten Unternehmen u.a. auch die UN-Normen zu Rate, um die Matrix mit

18 Sir Geoffrey Chandler, früherer Top-Manager des Ölkonzerns Shell und lange Jahre
Sprecher einer Arbeitsgruppe der britischen Sektion von Amnesty International zu
Fragen von Wirtschaftsbeziehungen und Menschenrechten, stellt in einem öffent-
lichen Kommentar vom 20. November 2003 einige dieser falschen Behauptungen
richtig. vgl. Sir Geoffrey Chandler, Commentary on the United States Council for
International Business „Talking Points“ on the United Nations Norms on the Respon-
siblities of Transnational Corporations and Other Business Enterprises with Regard
to Human Rights. Quelle: http://209.238.219.111/Chandler-commentary-on-USCIB-
Talking-Points.html, am 04.12.03.

19 Siehe www.BLIHR.org.
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verletzungen nicht leisten. Sie brauchen dringend eine internationale
Instanz, die ihnen und die auch schwachen Staaten den Rücken stärkt. Die
OECD-Leitsätze für Multinationale Unternehmen reichen zu diesem Zweck
nicht aus, da sie nur für Unternehmen aus OECD-Ländern und aus den
Staaten gelten, die die Leitsätze explizit anerkannt haben. Menschenrechte
behandeln sie zudem nur sehr allgemein. Die ILO-Konventionen schützen
vor allem da, wo Arbeitsrechtsfragen betroffen sind. Sie bieten wenig
Handhabe, Unternehmen wegen Menschenrechtsverletzungen im weiteren
Sinne zur Rechenschaft zu ziehen. Wenn die Vereinten Nationen ihrem
Auftrag gerecht werden wollen, eine Welt zu schaffen, in der Menschen
ohne Not und ohne Furcht in Würde leben können, können sie, kann der
neu geschaffene Menschenrechtsrat es sich nicht leisten, an dieser wichti-
gen Stelle jetzt zu versagen.



Unternehmensverantwortung und Global Compact

Alexander Fonari

Die Bedeutung von Unternehmen übersteigt in unserer globalisierten Welt-
wirtschaft bekanntlich oftmals die von Nationalstaaten. Unternehmen sind
dabei zur gleichen Zeit treibende Kräfte und Getriebene der Globalisierung.
Ihre Gewinne sind gestiegen, während in der Bevölkerung die Einkom-
mens- und Vermögensunterschiede weiter wachsen. Viele Menschen kön-
nen an den positiven Entwicklungen der Globalisierung nicht partizipieren:
Mehr als zwei Milliarden Menschen haben noch nie telefoniert, haben
keinen Zugang zu Elektrizität oder sauberem Wasser. Globalisierung führt
nicht von sich aus zu einer sozial gerechten und ökologisch nachhaltigen
Entwicklung. Ihre Bedingungen sind jedoch nicht als Naturereignis hinzu-
nehmen und eine globalisierte Welt ohne soziale Gerechtigkeit und ökolo-
gisches Gleichgewicht wird neue Konflikte verursachen. Weniger als je zu-
vor kann Gerechtigkeit aber durch nationales Handeln allein erreicht wer-
den. Globalisierung bedarf daher vor allem der aktiven politischen Gestal-
tung auf internationaler Ebene.

Unternehmen, die Nationalstaaten zum Teil an ökonomischer Größe und
Bedeutung überragen, unterliegen keiner direkten demokratischen Kon-
trolle. Ihre internationalen Aktionsmöglichkeiten erlauben ihnen, nationale
Regulierungen zu unterlaufen, zum Beispiel durch die Verlagerung von
Aktivitäten ins Ausland. Der regulierende Staat verliert mit dem Wegzug
des Unternehmens Steuereinnahmen und Arbeitsplätze. Verzichten Staaten
aus Sorge vor Geschäftsverlagerungen auf die Durchsetzung ökologischer
oder sozialer Rahmenbedingungen, entsteht im internationalen Vergleich
ein ‚race to the bottom’: So kommt es – insbesondere in ärmeren Staaten –
schnell zu Umwelt- und Sozialdumping. Die Auswirkungen werden offen-
sichtlich in der Abholzung des tropischen Regenwaldes, in unkontrollierter
Müllentsorgung oder in der massenhaften Verletzung von Arbeitnehmer-
rechten. Auf dieses Phänomen gibt es mindestens drei mögliche Reak-
tionen: die Entwicklung einer für alle Unternehmen verbindlichen interna-
tionalen Rahmenordnung, entsprechende nationalstaatliche Regelungen
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oder die freiwillige Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung von Un-
ternehmen.

Der erste Ansatz kann nur dann erfolgreich sein, wenn sich alle Staaten an
dieser Rahmenordnung beteiligen. Die nationale Souveränität von Staaten
erschwert allerdings gemeinsame internationale Absprache und besonders
ärmere Staaten sind auf ausländische Investitionen angewiesen. Schädigun-
gen der Umwelt oder die Ausbeutung von Arbeitskräften auf dem heimi-
schen Markt werden dafür erfahrungsgemäß akzeptiert. Eine Verbindlich-
keit beanspruchende internationale Rahmenordnung ist derzeit nicht in
Reichweite. Die Etablierung verbindlicher Regelungen auf Ebene von Na-
tionalstaaten scheitert ebenfalls an den oben genannten Gründen.

Gleichzeitig wurde durch öffentlichkeitswirksame Vorfällen deutlich, dass
verantwortungsloses Verhalten einem Unternehmen schweren Schaden zu-
fügen kann. Von Unternehmen wird zunehmend die Übernahme sozialer
und ökologischer Verantwortung erwartet. Aufgrund veränderter gesell-
schaftlicher Rahmenbedingungen interessiert sich eine wachsende Zahl von
Menschen dafür, unter welchen Bedingungen Produkte hergestellt werden.
Konsumenten sind zum Teil bereit, für fair produzierte und gehandelte Wa-
ren einen höheren Preis zu zahlen. Nichtregierungsorganisationen machen
in den Medien auf menschenunwürdige Produktionsbedingungen aufmerk-
sam und beziehen dabei auch Zulieferunternehmen ein. Die schärfste Waf-
fe der Nichtregierungsorganisationen gegenüber den großen Unternehmen
ist dabei das ‚Reputationsrisiko’ bzw. die Sorge der Firmen um ihre ‚Mar-
ke’. Es liegt also auch im Interesse von Unternehmen, darauf zu achten,
keine Verletzungen international anerkannter (wenn auch nicht zwangsläu-
fig verbindlicher) Sozial- und Umweltstandards bekannt werden zu lassen.
Immer mehr Unternehmen führen regelmäßig ‚Stakeholder-Dialoge’ mit
Nichtregierungsorganisationen und entdecken die Vorteile sogenannter
Nachhaltigkeitskommunikation.

Hatte Milton Friedman 1970 noch die soziale Verantwortung von Unter-
nehmen einzig in der Maximierung der Gewinne gesehen, so werden in der
aktuellen Diskussion um Unternehmensverantwortung Begriffe wie ‚Cor-
porate Social Responsibility’ (CSR) oder ‚Corporate Citizienship’ selbst-
verständlich benutzt. Unternehmen werden dabei auch Pflichten bzw. die
Übernahme von Verantwortung für Bereiche übertragen, die jenseits öko-
nomischer Dimensionen liegen. Eine wachsende Zahl von Unternehmen
bekennt sich zu diesen, die jeweiligen gesetzlichen Vorgaben überschrei-
tenden Pflichten und Unternehmensverantwortung incl. Einhaltung von
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Sozial- und Umweltstandards.1 Corporate Social Responsibility betrifft u.a.
die Unternehmensbeziehungen zu Kunden, Personal, Zulieferern, Nichtre-
gierungsorganisationen, Anwohnern und den eigenen Geschäftsbereich
bzw. die Produktionsbedingungen. Über die Gesetzeskonformität hinaus ist
zusätzlich zu investieren - in Humankapital, in Umwelt und in die Bezie-
hungen zu anderen Stakeholdern.2 Entscheidend hierbei ist eine Integration
dieser Maßnahmen in die eigentliche Unternehmenstätigkeit. Eine intensive
Auseinandersetzung mit den ökologischen und sozialen Auswirkungen der
eigenen Unternehmenstätigkeit ist hierbei Voraussetzung. Unabhängig von
der Unterscheidung in freiwillige und verbindliche Regelungen sind in der
gegenwärtigen internationalen Diskussion um die Verantwortung von Un-
ternehmen vier Instrumentarien von besonderer Bedeutung:

- die Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
über die grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit
(1998),3

- die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen,4

- die UN-Normen zur Unternehmensverantwortung,5

- und der Global Compact.

Dabei ist der Global Compact zweifellos die bekannteste multilaterale Ini-
tiative, die an dieser Stelle näher vorgestellt werden soll.

1. Zur Geschichte des Global Compact

Am 31. Januar 1999 forderte UN-Generalsekretär Kofi Annan auf dem
Weltwirtschaftsforum (WEF) in Davos die Wirtschaftsführer in aller Welt
zu mehr Engagement für eine soziale und ökologische Gestaltung der Welt-

1 Utz Claassen: „Der Klimaschutz muss Messlatte unseres unternehmerischen und ge-
sellschaftlichen Handelns sein.“ In: Der Klima-Wandler. Lobbyismus in Perfektion:
Wie EnBW-Chef Utz Claassen die Konkurrenz unkonventionell und mit vielen
Tricks im Regen stehen lässt = Süddeutsche Zeitung vom 21. September 2006, Seite
18; vgl. Europäische Kommission: Europäische Rahmenbedingungen für soziale
Verantwortung der Unternehmen (Grünbuch), Luxemburg 2001.

2 Vgl. Europäische Kommission: Europäische Rahmenbedingungen für soziale Ver-
antwortung der Unternehmen (Grünbuch), Luxemburg 2001, 8.

3 Siehe www.ilo.org bzw. www.ilo.org/public/german/region/eurpro/bonn.
4 Siehe u.a. www.germanwatch.org -> Unternehmen & Finanzsektor -> Unterneh-

mensverantwortung.
5 Siehe den Beitrag von Elisabeth Strohscheidt in dieser Publikation.
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wirtschaft auf. Er schlug die Gründung eines weltumspannenden Paktes –
eines Global Compact – vor. Sein Vorschlag fand bei den Unternehmen
viel Resonanz und der Global Compact wurde am 26. Juli 2000 bei den
Vereinten Nationen in New York formell etabliert. Ungefähr 50 multinatio-
nale Unternehmen, Nichtregierungsorganisationen, Arbeitgeberverbände,
Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände und Handelskammern zählten zu den
Gründungsmitgliedern des Global Compact. In einem sogenannten ‚9-
Punkte-Programm’ bekannten sich die Unterzeichner des Global Compact
zur Förderung von Menschenrechten, Arbeitnehmerrechten und Umwelt-
schutz. Dieses ‚9-Punkte-Programm’ - auch als die ‚9 Prinzipien’ bezeich-
net und im Juli 2004 um ein 10. Prinzip erweitert -, enthält schon lange be-
stehende internationale Prinzipien, basierend vor allem auf der ‚Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte’, der ‚Erklärung über die grundlegen-
den Prinzipien und Rechte bei der Arbeit’ (1998) der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO), den Grundsätzen der Erklärung von Rio 1992 zu
Umwelt und Entwicklung und dem Weltsozialgipfel in Kopenhagen 1995.6

Für Kofi Annan war bei der Gründung des Global Compact von Bedeu-
tung, dass die Vorteile der Globalisierung sehr ungleich verteilt und die
Ressourcen der Erde bald erschöpft sind.7 Gleichzeitig gehörten für ihn der
Schutz der Grundfreiheiten, die Einhaltung rechtsstaatlicher Verfahren
sowie der politische und soziale Ausgleich als Grundlage staatlicher Stabi-
lität zu den Interessen international tätiger Unternehmen. Der UN-General-
sekretär wollte nicht warten, bis Regierungen die Initiative ergreifen.
Trotzdem ist der Global Compact damit nicht Ersatz für staatliche Maßnah-
men bzw. staatliches Engagement. Vielmehr soll gemäß Kofi Annan die
Eigeninitiative der nichtstaatlichen Akteure die Abwesenheit verbindlicher
Standards durch eine selbstverantwortliche und normorientierte Entwick-
lung auffangen - der Global Compact als Beitrag der Privatwirtschaft zur
Implementierung sozialer Prinzipien. Das Ziel des Global Compact lässt
sich für Kofi Annan auch wie folgt formulieren: Die Globalisierung
menschlich verträglich gestalten – dem Weltmarkt ein menschliches Antlitz
geben.8

6 Vgl. Georg Kell, Der Global Compact. Prinzipien, Zielvorstellungen, Perspektiven,
in: ai/DGB (Hg.) Global Compact = Globales Wirtschaften + Globale Verant-
wortung, Bonn 2003, S. 23 – 53, insbesondere S. 28.

7 Vgl. Kofi Annan, Globalisierung soll auch für die Armen ein Gewinn sein. In:
Financial Times Deutschland vom 13.12.2000.

8 Vgl. Georg Kell, Der Global Compact. Prinzipien, Zielvorstellungen, Perspektiven,
S. 30.
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Die 10 Prinzipien des ‚Global Compact’:

Menschenrechte:

1. Unterstützung und Respektierung der internationalen Menschenrechte im
eigenen Einflussbereich

2. Sicherstellung, dass sich das eigene Unternehmen nicht an Menschen-
rechtsverletzungen beteiligt

Arbeitsnormen:

3. Wahrung der Vereinigungsfreiheit und wirksame Anerkennung des
Rechts zu Kollektivverhandlungen

4. Abschaffung jeder Art von Zwangsarbeit
5. Abschaffung der Kinderarbeit
6. Beseitigung von Diskriminierung bei Anstellung und Beschäftigung

Umweltschutz:

7. Unterstützung eines vorsorgenden Ansatzes im Umgang mit Umwelt-
problemen

8. Ergreifung von Schritten zur Förderung einer größeren Verantwortung
gegenüber der Umwelt

9. Hinwirkung auf die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher
Technologien

Korruptionsbekämpfung:

10. Unternehmen sollen gegen alle Arten der Korruption eintreten,
einschließlich Erpressung und Bestechung.
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2. Der Beitrag der Unternehmen im Global Compact

Die beteiligten Unternehmen sollen in ihrer Unternehmenspolitik und in
der Öffentlichkeit für den Pakt eintreten, sie sollen jährlich Bericht bzw.
Fortschrittsmitteilungen (‚Communications on Progress’9) erstatten über
die Umsetzung der 10 Prinzipien in den Kernbereichen des Unternehmens,
u.a. um anderen Unternehmen gute Beispiele und der Öffentlichkeit Gele-
genheit zur Kenntnis- und Stellungnahme zu geben.10 Außerdem sollen die
Unternehmen in den vom Global Compact abgedeckten Bereichen Partner-
schaften mit den Vereinten Nationen oder mit internationalen Hilfs- und
Entwicklungsorganisationen eingehen. Ziel sind eine weltweite Förderung
konkreter Projekte zur Umsetzung der Prinzipien und gemeinsame Aktivi-
täten zur Erfüllung der Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) der Ver-
einten Nationen. Darüber hinaus existieren mehr als 50 nationale Global
Compact-Netzwerke, die die Umsetzung der zehn Prinzipien durch lokale
Lernforen oder Fachgespräche unterstützen und zur nationalen Veranke-
rung des Global Compact beitragen.

Für die Teilnahme eines Unternehmens am Global Compact ist ein Brief
des höchsten Unternehmensvertreters (z.B. des / der Vorstandsvorsitzen-
den) an den UN-Generalsekretär erforderlich, in dem die Unterstützung des
Global Compact ausgedrückt und die Bereitschaft zur Umsetzung der oben
genannten Prinzipien erklärt wird. Eine Briefvorlage findet sich auf der
Website der GTZ:11

Secretary-General
United Nations
New York, NY 10017
U.S.A.

Sehr geehrter Herr Generalsekretär,

ich freue mich Ihnen mitzuteilen, dass _____ [Name des Unternehmens] die zehn
Prinzipien des Global Compact im Bereich der Menschenrechte, Arbeitsrechte,

9 Vgl. Praxisratgeber für eine Fortschrittsmitteilung Communication on Progress
(COP). Leitfaden zur Erstellung einer COP für Unternehmen des Global Compact.

10 Vgl. Thomas Fitschen, Der Global Compact oder die Mobilisierung der Privat-
wirtschaft für politische Ziele der Vereinten Nationen, in: ai / DGB (Hg.), Global
Compact = Globales Wirtschaften + Globale Verantwortung?, Bonn 2003, S. 69 –
78; Maja Göpel, Gleiche Interessen? Vom Etikettenschwindel in Public-Private
Partnerships, in: Nord-Süd aktuell 1 / 2003, S. 110 – 125.

11 www.gtz.de/de/leistungsangebote/2677.htm -> Downloads.
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Umweltschutz und Anti-Korruption unterstützt. Mit diesem Schreiben bekunden
wir unsere Absicht, diese Prinzipien in unserem Einflussbereich zu unterstützen
und zu fördern. Wir verpflichten uns dazu, den Global Compact und seine
Prinzipien zum Teil der Unternehmensstrategie, -kultur und täglichen
Handlungen zu machen. Gegenüber unseren Arbeitnehmern, Partnern, Kunden
sowie der Öffentlichkeit werden wir diese Erklärung und unser Engagement klar
kommunizieren. Wir unterstützen eine öffentliche Rechenschaft und Transparenz
und werden regelmäßig über unsere Fortschritte berichten.
In der Anlage geben wir Ihnen einige allgemeine Informationen über unser
Unternehmen und den/die Ansprechpartner(in), der/die für Kontakte mit dem
Global Compact Büro zuständig ist.

Eine Teilnahme am Global Compact ist grundsätzlich für jedes Unterneh-
men möglich. Gemäß der Richtlinien der Vereinten Nationen für Koopera-
tionen mit der Privatwirtschaft12 müßte aber Unternehmen, die in Men-
schenrechtsverletzungen involviert sind, die Zwangs- oder Kinderarbeit ge-
mäß ILO-Konvention 182 tolerieren, die an der Herstellung oder dem Ver-
kauf von Antipersonenminen beteiligt sind oder auf andere Weise gegen
Verpflichtungen der Vereinten Nationen verstoßen, der Beitritt verwehrt
werden.

Die im Beitrittsschreiben skizzierten Aufgaben für die dem Global Com-
pact beigetretenen Unternehmen machen deutlich, dass der Global Com-
pact eine auf gemeinsamen Werten basierende Plattform sein soll - ein
Dialog- und Lernforum. Der Global Compact ist somit kein Sozialstandard,
kein Verhaltenskodex oder ordnungspolitisches Instrument. Er ist eine
wertorientierte Plattform, deren Ziele die Stärkung der 10 Prinzipien und
institutionellen Lernens sind. Er ist mit einem Minimum an Formalitäten
und Bürokratie ein zusätzliches Instrument zur Förderung von Unterneh-
mensverantwortung.

3. Überblick über Unternehmen im Global Compact

Die verbindliche Übersicht über die Mitglieds-Unternehmen findet sich auf
der Website des Global Compact unter www.unglobalcompact.org. Im
Dezember 2006 waren fast 4.000 Unternehmen dem Global Compact bei-
getreten.

12 Siehe vor allem Punkt 12 bzw. 12c der Guidelines between the United Nations and
the Business Community. Issued by the Secretary-General of the United Nations 17
July 2000 = http://www.un.org/partners/business/otherpages/guide.htm.
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Anzahl der Mitglieder im Global Compact weltweit: 3.976

- jeweils Herkunftsstaaten (Auswahl) und Anzahl Mitglieder:
(Stand: 20.12.2006)

Ägypten: 39 Mosambik: 17
Argentinien: 212 Mongolei: 13
Armenien: 18 Nepal: 12
Australien: 24 Niederlande: 21
Bangladesch: 18 Nigeria: 33
Belgien: 25 Norwegen: 20
Bolivien: 30 Pakistan: 61
Bosnien-Herzeg.: 18 Paraguay: 16
Brasilien: 161 Panama: 104
Bulgarien: 79 Peru: 72
Chile: 33 Philippinen: 46
China: 72 Polen: 15
Dänemark: 37 Portugal: 26
Deutschland: 97 Rumänien: 16
Dominikanische Rep.: 75 Russland: 19
Finnland: 10 Sambia: 27
Frankreich: 456 Schweden: 36
Ghana: 30 Schweiz: 42
Großbritannien: 100 Singapur: 18
Indien: 93 Slowenien: 17
Indonesien: 38 Spanien: 379
Italien: 144 Sri Lanka: 39
Japan: 51 Südafrika: 21
Kamerun: 27 Südkorea: 17
Kanada: 38 Thailand: 16
Kenia: 14 Türkei: 84
Kolumbien: 83 Tunesien: 18
Lettland: 12 Ukraine: 46
Litauen: 43 USA: 157
Malawi: 13 Venezuela: 70
Mazedonien: 36 Weißrussland: 25
Mexiko: 199 Zypern: 18

_____
3.846
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Die 97 deutschen Mitglieder des Global Compact:

(Stand: 20.12.2006)

4flow AG

A.C.A. Riegelsberger, ADDINOL Lube Oil GmbH, Adecco Germany*,
Advanced Clean Production Information Technology AG, Allianz SE,
Altana AG, AMPEG Technologie and Computer Service GmbH, Armacell
Group, Ascention Information Management GmbH

BASF, BaurConsult, Bayer AG, Bellagio Forum for Sustainable develop-
ment, Berlin (Stadt), Betek Bergbau und Hartmetalltechnik Karl-Heinz
Simon GmbH & Co. KG, BMW AG, Boll und Partner Software GmbH,
BSH Bosch und Siemens Hausgeräte GmbH, Bundesinitiative Unterneh-
men Partner der Jugend (UPJ) e.V., Business Keeper AG

C&G Logistics GmbH, Ch. Dahlinger CmbH & Co KG, Commerzbank
AG, Control-Risks Deutschland GmbH

DaimlerChrysler AG, DECON Deutsche Energie Consult Ingenieurgesell-
schaft, Deutsche Bank AG, Deutsche Post World Net (DPWN) – Compri-
sing Global Mail / DHL / DHL Danzas / Interlanden B.V. / Deutsche Post-
bank / Exel / BHW, Deutsche Telekom AG, Deutsche Welthungerhilfe
e.V., Deutscher Entwicklungsdienst (DED) gGmbH, DHB Media Service
GmbH, Drehtainer GmbH

E.ON AG, Ecologic - Institute for International and European Environmen-
tal Policy, EPCOS AG*, EPOS Health Consultants

Faber-Castell, FAI rent-a-jet AG, Fritz Massong GmbH*

Gerling Group of Insurance Companies, German Economic Centre of
Competence for Rationalism and Innovation e.V., Germanwatch e.V.

Helog Lufttransport KG, Henkel KgaA, Holtz Immobilien GmbH

ILF Beratende Ingenieure GmbH, IMC Information Multimedia Commu-
nication AG, Infineon Technologies AG*, Institut für Organisationskom-
munikation, Institute for Corporate Cultural Affairs
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Karl Simon GmbH & Co. KG, Karl Storz GmbH & Co KG*

Leon Levy Freres Montres and Chronographes Pierce SA, Linde AG,
Lufthansa AG

Macondo, Mannheimer Kongress- und Touristik GmbH*, MC-Quadrat,
MCS Promotion GmbH, MEN Mikro Elektronik GmbH, Merck KgaA,
Mettenmeier GmbH – Utility Solutions, Miele & Cie. KG

Nehm & Coll Societat der Rechtsanwälte, NOBA Verbandmittel Danz
GmbH & Co. KG, noris.tech e.V., Nürnberg (Stadt)

Osram GmbH, Otto GmbH & Co. KG

Phoenix Contact GmbH & Co KG, Price WaterhouseCoopers Aktiengesell-
schaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, PUMA AG

Rhein-Neckar-Dreieck e.V., Richard Bergner Elektroarmaturen GmbH &
Co. KG, Robert Bosch GmbH*, RWE AG

SAP, Sedus Stoll AG, Siemens AG, Sitek – Spikes GmbH & Co. KG, Stif-
tung SPI, Stuttgart Institute of Management and Technology - SIMT

TAD Pharma GmbH, technotrans AG, Tesa AG, The Intercultural Institute
– ICI, Theben AG, TIMA International GmbH, TQ3 Travel Solutions
GmbH, trans-o-flex Schnell-Lieferdienst GmbH, Transparency Interna-
tional, TÜV Rheinland Holding AG

Volkswagen AG

Wacker Chemie AG, WestLB AG

Anmerkungen:
Das * hinter dem Namen ist ein Zeichen für mangelnde Umsetzung der
Berichtspflichten. Es droht der Ausschluss aus dem Global Compact (von
diesem Sanktionsinstrumentarium wurde bereits in mehreren Fällen
Gebrauch gemacht). Die Helog Lufttransport KG ist Tochter eines Schwei-
zer Unternehmens (HELOG AG) und gehört somit eigentlich nicht in die
Auflistung. Die Business Keeper AG ist laut aktueller Liste am 12.8.2005
beigetreten, obwohl sie am 1.1.2004 schon gelistet war.
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Von der offiziellen Website des Global Compact zu unterscheiden ist das
von der Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) im Auftrag
von Auswärtigem Amt und Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) koordinierte ‚Deutsche Global Com-
pact Netzwerk’, dem auch ausländische Unternehmen mit Niederlassung in
Deutschland angehören können. Im November 2006 waren auf der etwas
versteckten GTZ-Website13 83 Unternehmen sowie Ministerien und öffent-
liche Institutionen, verfasste Wirtschaft, Stiftungen, öffentliche Einrichtun-
gen, zivilgesellschaftliche Organisationen, Wissenschaft und Forschung als
Mitglieder verzeichnet.

Neben den beiden bisher genannten Quellen zum Global Compact existiert
noch eine weitere Website: Die Internationale Handelskammer ICC
Deutschland, die nach eigenen Angaben für die „Abstimmung der Wirt-
schaft innerhalb des deutschen Global Compact-Netzwerkes verantwortlich
ist“,14 zählte auf ihrer nicht immer aktuellen Website im Dezember 2006
68 Unternehmen zu den Unterzeichnern des Global Compact.

Ärgerlich ist, dass noch Ende 2006 eine große Zahl der Mitgliedsunterneh-
men auf ihrer eigenen Website keine Informationen zu den Aktivitäten im
Rahmen des Global Compact präsentiert, bei Anfragen zur Mitgliedschaft
im Global Compact misstrauisch reagiert und nur sehr ‚sparsam’ über das
Engagement im Kontext des Global Compact informiert. Dieses dem Bei-
trittsgesuch der Unternehmen eklatant widersprechende Verhalten betrifft
vor allem kleinere Unternehmen, denen die Mitgliedschaft im Global Com-
pact wahrscheinlich als (zudem kostengünstige) PR-Maßnahme dient.

4. Kritik am Global Compact

Der Global Compact kann sicherlich nicht alle Probleme einer globalisier-
ten (Wirtschafts-)Welt lösen. Grundsätzlich sind aber alle Bemühungen zur
Einhaltung von Menschenrechten, Arbeits- und Umweltstandards und
gegen Korruption zu unterstützen – somit auch das Bekenntnis multinatio-
naler Unternehmen zu den Prinzipien des Global Compact bzw. eine
Stärkung von sogenanntem ‚Unternehmens-Bürgertum’ (‚Good Corporate
Citizienship’) durch die Verbreitung von Beispielen guter Praxis. Damit
wird die Zuständigkeit rechts- und sozialpolitischer sowie wohlfahrts-

13 www.gtz.de/de/leistungsangebote/2677.htm.
14 Siehe www.icc-deutschland.de/icc -> Global Compact.
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staatlicher Aktivitäten keineswegs dauerhaft von der öffentlichen in die pri-
vate Sphäre verlagert.15 Der Global Compact mutiert auch nicht zum ‚Pri-
vate Government’, das den Volksvertretungen die „Definitionsmacht über
das weltwirtschaftliche Politikfeld und die darin angemessenen Problemlö-
sungen“ entzieht.16 Sollte der Global Compact schließlich dadurch schei-
tern, dass er sich als PR-Gag multinationaler Konzerne erweist, seine Prin-
zipien weiterhin nur selektiv umgesetzt werden, Mitglieder ohne Sanktio-
nierung dauerhaft gegen die Prinzipien verstoßen oder eine große Zahl von
Unternehmen als Trittbrettfahrer agiert, dann kann ein gescheiterter Global
Compact immer noch Grundlage für eine wesentlich verbindlichere Rege-
lung sein.

Konkret beantworten sollten die Unterstützer des Global Compact bei-
spielsweise:

- Führt die Beteiligung der Unternehmen am Global Compact wirk-
lich zu zusätzlichen Aktivitäten in den Unternehmen?

- Wie kann der Global Compact so überarbeitet werden, dass er für
Vorreiterunternehmen an Attraktivität gewinnt bzw. Vorreiterun-
ternehmen gegenüber Trittbrettfahrern schützt?

- Wie geht der Global Compact mit Mitgliedern um, die aufgrund
von Korruptionsverstößen ihre Mitgliedschaft bei Transparency
International ruhen lassen oder gar ihre Mitgliedschaft dort been-
den müssen?

- Welche Maßnahmen werden ergriffen gegen Mitglieder, die – wie
ein deutsches Kreditinstitut in Ecuador – ökologisch höchst frag-
würdige Projekte unterstützen?

- Wann werden multinationale Unternehmen Mechanismen ent-
wickeln, die verhindern, dass Unternehmen zu Komplizen von
Menschenrechtsverletzungen werden, von ihnen profitieren oder
diese stillschweigend dulden (insbesondere im Bereich extraktiver
Industrien)?

Nicht mehr zu reagieren braucht der Global Compact dagegen auf die
jahrelange Transparenzverweigerung bei Nike: Die US-amerikanische
Firma Nike hatte sich im April 2005 entschlossen, mit einer Offenlegung
aller 704 Produktionsstätten auf den jahrelangen Druck von Nichtregie-

15 Vgl.: Friedhelm Hengsbach, Eine Nebenarena? Thesen zum UN-Global Compact
öffentlich-privater Partnerschaft, in: epd entwicklungspolitik 1-2 / 2003, S. 50-51.

16 Maja Göpel, Gleiche Interessen? Vom Etikettenschwindel in Public-Private Partner-
ships, S. 122.
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rungsorganisationen zu reagieren.17 Als eines der ersten Mitglieder im
Global Compact wurde Nike immer wieder mit Vorwürfen konfrontiert, in
seinen Produktionsstätten schlechte Arbeitsbedingungen und sogar Kinder-
arbeit zu dulden. Mit der Veröffentlichung der Liste der Produktionsstätten
gewährte Nike die jahrelang geforderte größere Transparenz und bekannte
sich zu seiner sozialen Verantwortung.

Nichtregierungsorganisationen beurteilen den Global Compact unterschied-
lich.18 Die Haltung reicht von völliger Ablehnung bei ‚CorpWatch’ bis hin
zu konstruktiver kritischer Unterstützung bei amnesty international. Zu dis-
kutieren sind beispielsweise die Einrichtung von Sanktions- und Kontroll-
mechanismen,19 die Etablierung eines weltweit gültigen Haftungsrechts,20

die Anerkennung aller multilateralen Umweltabkommen der Vereinten Na-
tionen, die Gefahr des ‚Forum Shopping’ bzw. des Untergrabens anderer
bestehender Leitsätze / Verhaltenskodizes21 und die bisher nur halbherzig
angesprochene Ausweitung des Global Compact auf die Zulieferer (siehe
Punkt 12 der 15 Punkte umfassenden „Shanghai Declaration“ vom 30.11. –
1.12.2005).22 Die derzeitige Entwicklung eines neuen ISO-Standards 26000
für Social Responsibility (angekündigt für 2008 / 2009) bzw. die geplante
Kooperation mit dem Global Compact,23 ist ebenfalls aufmerksam zu ver-
folgen. Es besteht jedoch die Gefahr, dass ISO 26000 nicht zu größerer
Verbindlichkeit beitragen wird.

17 Vgl. „Nike reagiert auf Kritik“, in: SZ vom 15.4.2005, S. 22.
18 Vgl. u.a. Die Online-Debatte. „Stakeholderforum“ zum Global Compact zwischen

Unternehmen, Regierung und Zivilgesellschaft, in: Eins Entwicklungspolitik, 15-16 /
2006, Seite XII ff.

19 Hierbei zu bedenken gibt Jens Martens, Prekäre Partnerschaft. 7 Thesen zum Global
Compact zwischen UN und Wirtschaft, in: ai/DGB (Hg.): Global Compact = Globa-
les Wirtschaften + Globale Verantwortung?, Bonn 2003, S. 91 – 100, hier S. 93:
„Der UN-Generalsekretär erhebt mit dem Global Compact ausdrücklich nicht den
Anspruch, einen freiwilligen Verhaltenskodex für TNUs geschaffen zu haben, dessen
Einhaltung es jetzt zu überwachen gilt.“

20 Jens Martens, Prekäre Partnerschaft, S. 100.
21 Vgl. Georg Kell, Der Global Compact. Prinzipien, Zielvorstellungen, Perspektiven,

S. 38; Mathias John, Was ist der Global Compact?, S. 54 – 61, hier S. 58.
22 SHANGHAI DECLARATION. UN Global Compact Summit: China 30 November –

1. December 2005, in: www.globalcompact.org
23 Siehe Pressemitteilung der International Organization for Standardization vom 24.11.

2006 = http://www.iso.org/iso/en/commcentre/pressreleases/2006/Ref1039.html.
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Kritik am Global Compact ist ohne einen Blick auf die Chancen dieses In-
strumentariums unvollständig. So bietet der Global Compact für die betei-
ligten Unternehmen einen Imagegewinn. Er eröffnet den Unternehmen die
Möglichkeit, in ihrem eigenen Interesse eine konstruktive Rolle bei der Ge-
staltung der Globalisierung zu übernehmen. Das jeweilige Unternehmen
bekennt sich nach außen zur Übernahme von Verantwortung. Als verlässli-
cher Partner, der fest in der Gesellschaft verankert ist, wird ein Unterneh-
men für potentielle Arbeitnehmer ein attraktiver Arbeitgeber und schafft
darüber hinaus Akzeptanz für seine Produkte.24 Auch die Bewertung durch
Ratingagenturen wird durch diesen Imagegewinn positiv beeinflusst und in
der Folge ist eine günstigere Refinanzierung zu erzielen. Shareholder-
Value und Stakeholder-Value müssen sich keineswegs ausschließen. Für
den Bereich der Nachhaltigkeit gilt mittlerweile beispielsweise, dass Nach-
haltigkeit „ein geeignetes Konzept zur Wertsteigerung von Unternehmen
ist und den Unternehmenswert positiv beeinflusst.“25

Problematisch für Unternehmen können die arbeits- und kostenintensiven
Berichtspflichten26 sein - sofern sie ernsthaft eingehalten werden. Kleine
und mittelständische Unternehmen können - nachdem sie sich einen Über-
blick auf dem Markt der vielen existierenden Initiativen zu Umwelt- und
Sozialstandards verschafft haben - zwar Mitglied im Global Compact wer-
den, solche Berichtspflichten jedoch schwerer umsetzen. An dieser Stelle
sind insbesondere in Deutschland die Verbände gefragt, die ihren Mit-
gliedsunternehmen längst schon Hilfestellungen hätten anbieten müssen.

Um eine Verbreitung des Global Compact zu erreichen, ist eine Website in
der jeweiligen Landessprache notwendig. Ein Link von der offiziellen
Global Compact-Webseite zu den Aktivitäten der Mitgliedsunternehmen
im Bereich des Global Compact sollte selbstverständlich sein. Zur Stärkung
der Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen und zugleich zu einem grö-
ßeren Bekanntheitsgrad des Global Compact beitragen kann eine konse-
quente Vergabepraxis der Vereinten Nationen, bei der Aufträge nur an
Unternehmen vergeben werden sollten, die grundlegende Standards einhal-
ten bzw. sich zur Einhaltung bekennen.27

24 Vgl. BMW, Sustainable Value Report 2003/2004, S. 11.
25 BMW, Sustainable Value Report 2003/2004, S. 11.
26 Vgl. Georg Kell, Der Global Compact. Prinzipien, Zielvorstellungen, Perspektiven,

S. 48.
27 Vgl. Gemeinsames Schreiben zum Global Compact von Oxfam, amnesty inter-

national, Lawyers Committee on Human Rights und Human Rights Watch an die
Stellvertretende UN-Generalsekretärin Louise Fréchette, 7. April 2003, in: Global



UNTERNEHMENSVERANTWORTUNG UND GLOBAL COMPACT 75

Zur Frage der Verbindlichkeit: Der Testfall Siemens

Die Mitgliedschaft der Siemens AG im Global Compact wurde trotz der
seit Mitte 2004 ruhenden Mitgliedschaft der Siemens AG bei Transparency
International nicht diskutiert. Transparency International hatte diese Mit-
gliedschaft jahrelang aufgrund nicht ausgeräumter Korruptionsvorwürfe
ausgesetzt. Im Herbst 2006 wurde zusätzlich der Verdacht publik, dass
mehrere hundert Millionen Euro in den Bilanzen der Siemens AG falsch
verbucht bzw. für ‚Auftragsbeschaffung’ verwendet worden waren. Aus
Anlass der strafrechtlichen Ermittlungen gegen Repräsentanten und Mitar-
beiter der Siemens AG hatte der Vorstand von Transparency International
Deutschland e.V. in einem Schreiben vom 24.11.2006 der Siemens AG die
Absicht mitgeteilt, die Mitgliedschaft der Siemens AG zu beenden. Laut
einer Pressemitteilung von Transparency International Deutschland vom
15. Dezember 200628 hatte die Siemens AG das Angebot zur Beendigung
der Mitgliedschaft innerhalb der gesetzten Frist angenommen.

Eine Stellungnahme des deutschen Global Compact-Netzwerks zur Mit-
gliedschaft der Siemens AG unterblieb. Unabhängig von der Erkenntnis,
dass Korruption Unternehmen letztlich an effizienter Nutzung vorhandener
Ressourcen hindert und es sich langsam herumsprechen sollte, dass man
„mit dieser Art von Aufträgen kein Geld gewinnt, sondern Geld verliert,“29

hätte die Glaubwürdigkeit des Global Compact durch einen Ausschluss der
Siemens AG (oder zumindest eine transparente Diskussion über den Aus-
schluss) nur gewinnen können. So aber unterstreicht das Beispiel der
Siemens AG die ‚Zahnlosigkeit’ des Global Compact. Wie massiv muss ein
Unternehmen gegen die Prinzipien des Global Compact verstoßen, um aus
dem Global Compact ausgeschlossen zu werden? Wenn dauerhaft fehlende
Berichterstattung zum Ausschluss aus dem Global Compact führt, dann
sollte der Verstoß gegen die Prinzipien doch selbstverständlich zum Aus-
schluss führen.

Compact = Globales Wirtschaften + Globale Verantwortung?, hg. von ai und DGB,
Bonn 2003, S. 7 – 12, 10.

28 Siehe www.transparency.de.
29 Verpfeifen kommt zuletzt. Gegen Korruption hilft nur ein radikaler Bruch in der

Kultur des Unternehmens, sagt Wirtschaftsethiker Josef Wieland = Die Zeit vom
23.11.2006, S. 27.
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5. Fazit

Der Global Compact könnte ein wichtiger Knoten sein im Netzwerk unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Akteure, die an schnelleren Fortschritten
bzgl. einer sozial gerechten und ökologisch verantwortlichen Gestaltung
der Globalisierung interessiert sind. Er bietet Chancen gleichzeitig für
Unternehmen und Nichtregierungsorganisationen. Letztere können den
‚Stakeholder-Dialog’ auch auf örtlicher und regionaler Ebene zur Stärkung
von Unternehmensverantwortung, Verständigungs- und Kompromissbereit-
schaft einfordern. Der Global Compact genießt bei einigen Unternehmen
Beachtung - vielleicht gerade deshalb, weil er ein ‚Dialog- und Lernforum’
bzw. eine ‚wertorientierte Plattform’ und kein ‚klassischer’ Verhaltensko-
dex oder gar eine verbindliche Regelung ist. In den mehr als sieben Jahre
seit seiner Vorstellung hat er sich bisher jedoch nicht als ein funktionsfähi-
ges Instrument erwiesen, das politische Veränderungen oder nachhaltige
Veränderungen von Handlungsweisen bei Unternehmen hervorzubringen in
der Lage ist. Gemeinsame Aktivitäten der Mitgliedsunternehmen sind
kaum vorhanden. Unternehmen stellen immer noch bevorzugt ihre eigenen
– zumeist karitativ geprägten – Global Compact-Aktivitäten in den Vorder-
grund. Solches Verhalten entspricht bestenfalls einer qualitativen Weiter-
entwicklung des Sponsoring und hat mit Übernahme von gesellschaftlicher
Verantwortung eines Unternehmens bzw. nachhaltiger Veränderung von
Handlungsweisen wenig zu tun. Nicht die Förderung von Einzelprojekten
außerhalb der Betriebsabläufe – im Sinne eines Anhängsels - sollte im Vor-
dergrund stehen. Vielmehr geht es um eine Führungsphilosophie, die bei
der Definition langfristiger Unternehmensinteressen die wirtschaftlichen,
sozialen, ökologischen und politischen Belange einer Gesellschaft berück-
sichtigt.30 Zweifel an der Effektivität des Global Compact sind somit ange-
bracht. Zur Schärfung des Bewusstseins des privaten Sektors für Men-
schenrechts-, Arbeits- und Umweltstandards31 war der Global Compact be-
hilflich - aber er bedarf dringend der Ergänzung: Entweder ist der Global
Compact selbst schnellstens weiterzuentwickeln oder andere Instrumenta-
rien müssen zur Verwirklichung seiner Ziele herangezogen werden.

30 Vgl. Marc Beise, Gute Absichten. Bei den Konzernen ist Corporate Social Responsi-
bility zum Modewort geworden – doch der Mittelstand bleibt zögerlich. In: Süddeut-
sche Zeitung vom 29.3.2005, S. 21; Klaus M. Leisinger, Was ist ‚Corporate Social
Responsibility’ in Zeiten der Globalisierung?, in: Zeitschrift Entwicklungspolitik 5 -
6 / 2004, S. 31 - 35.

31 Vgl. Georg Kell, Der Global Compact. Prinzipien, Zielvorstellungen, Perspektiven,
S. 43.
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Richten wir den Blick auf die deutschen Mitgliedsunternehmen, dann wird
es höchste Zeit, dass die deutschen Unternehmen im Global Compact Ini-
tiativen ergreifen – allerdings gemeinsam und nicht jedes Unternehmen für
sich allein. Statt sich mit neuen karitativ geprägten Projekten zu beschäfti-
gen, sollten sie sich gemeinsam ihrer gesellschaftspolitischen Verantwor-
tung stellen.

Ist der Global Compact wirklich das richtige Instrument, um Unternehmen
nicht nur zur Übernahme von gesellschaftlicher Verantwortung im Kontext
einzelner ‚Charity-Projekte’, sondern zu einer konsequenten Umsetzung
aller 10 Prinzipien im eigenen Einflussbereich zu bewegen? Wie reagiert
der Global Compact auf Mitgliedsunternehmen, die ihre Unternehmenspo-
litik an letztlich willkürlich gewählten Renditezielen ausrichten und die
‚die Globalisierung’ als Entschuldigung für das Versagen der politisch und
ökonomisch Verantwortlichen bzw. ihr eigenes Versagen benutzen? Da der
Global Compact offensichtliche Verstöße gegen die 10 Prinzipien auch
nach mehr als sieben Jahren ignoriert, ist das unverbindliche Instrument
bzw. Lernforum Global Compact so nicht mehr hilfreich. Die verfasste
Wirtschaft hat durch den Global Compact die von ihr begehrte Legitima-
tion im Tausch für eine rechtsunverbindliche ungeprüfte Selbstverpflich-
tung zur Befolgung von Prinzipien erhalten. Wesentliche Fortschritte in der
Umsetzung von Sozial- und Umweltstandards sind durch den Global Com-
pact jedoch nicht zu erkennen. Nun bedarf es anderer – verbindlicher –
Verpflichtungen zur Einhaltung von Sozial- und Umweltstandards. Nach
sieben Jahren fehlender Weiterentwicklung des Global Compact in diese
Richtung gehört die Diskussion um verbindlichere Instrumentarien auf die
politische Tagesordnung.
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Globale soziale Standards
- von der Kontrolle zu partizipativen Prozessen

Peter Kocks

1. Freiwillige Ansätze versus globale Politik

Die internationale Diskussion über die Frage, welches das optimale
Instrument ist, Arbeitsbedingungen in Entwicklungs- und Transformations-
ländern effektiv und möglichst rasch positiv zu verändern, hat vor kurzem
wieder auf politischer Ebene Belebung erfahren. Sozialstandards sind Teil
der Agenden für die deutsche G8- wie die EU-Präsidentschaft 2007. In
einer Rede anlässlich der internationalen Konferenz „Globalisierung – Fair
Gestalten“ am 22.11.2006 hat die Bundeskanzlerin der Frage sozialer Stan-
dards einen hohen Stellenwert zugeschrieben.

Die EU und andere europäische Institutionen haben jüngst das Decent
Work-Konzept der ILO aufgegriffen. Die EU hat zudem in einigen ihrer in-
ternen Regularien die Umsetzung der sog. Kernarbeitsnormen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) zur Bedingung für Auftragsvergaben
gemacht. Diese neue Entwicklung gibt zunächst denjenigen Auftrieb, die in
der internationalen Diskussion die Position vertreten, dass die Umsetzung
der Konventionen der ILO (d. h. in erster Linie der Kernarbeitsnormen)
zunächst und primär die Aufgabe der Politik sei. In Ansätzen wie freiwillli-
gen Sozialstandards vermuten sie einen eher hinderlichen Prozess, der die
Regierungen der Entwicklungs- und Schwellenländer aus der Verantwor-
tung entlasse.

Aufgabe der Politik meint zum einen den Dialog zwischen den Regierun-
gen des Nordens und denen des Südens, auch z. B. bei Verhandlungen über
bilaterale Handelsabkommen, zum anderen aber auch die „Hausaufgaben“
der Regierungen des Südens: die Lücke zwischen den von ihnen ratifizier-
ten Konventionen der ILO, dem daraus abgeleiteten nationalen Arbeitsrecht
und dessen Umsetzung zu schließen.
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Dass die „Umsetzungslücke“ in vielen Ländern groß ist, belegen auch die
beinahe täglichen Medienberichte über prekäre Arbeitsbedingungen. Trotz
großer internationaler Programme und gesetzlicher Verbote in vielen Län-
dern hat sich z. B. die Zahl der unter ausbeuterischen Bedingungen arbei-
tenden Kinder in der letzten Dekade nicht verringert, täglich sterben Tau-
sende von Menschen weiter durch Arbeitsunfälle oder tragen durch prekäre
Arbeitsbedingungen schwerste Gesundheitsschäden davon. In Bangladesch
liegt der derzeit gültige Mindestlohn unter dem Existenzniveau von 1 US-
Dollar pro Tag; Tausende von Arbeitnehmerinnen dort streiken, weil sie
nicht einmal diesen Lohn auch tatsächlich ausgezahlt bekommen.

Immer noch blocken Regierungen des Südens Forderungen nach besseren
Arbeitsbedingungen mit Verweis auf Stichworte wie „Protektionismus“
und „Gesetz des globalen Wettbewerbs“ ab.

2. Freiwillige Standards - Möglichkeiten und Grenzen

Durch eine Vielzahl von Kampagnen zivilgesellschaftlicher Akteure gegen
global agierende Unternehmen sind freiwillige Standards als möglicher,
komplementärer Ansatz zu der „rein politischen Lösung“ in die Aufmerk-
samkeit der Öffentlichkeit gerückt.

Die so genannten freiwilligen Standards, wie sie zuhauf als Verhaltensko-
dizes einzelner Firmen oder ganzer Branchen, wie z. B. der internationalen
Spielwarenindustrie, des europäischen Einzelhandels, in den Equator
Principles und anderen Kodizes zu finden sind, scheinen zunächst ein eher
geeignetes Mittel zu sein. Sie sind rasch in globalen Wertschöpfungsketten
umsetzbar, ihre Umsetzung ist über Auditierungen messbar und Verände-
rungen sind auf der Zeitachse über Erst- und Folgeaudits feststellbar. Sie
können zudem gegenüber Außenstehenden deutlich machen, dass Unter-
nehmen sich bemühen, ihren Einfluss auf ihre Zulieferer zu nutzen - die
Zahl der durchgeführten Audits fehlt auch deshalb in kaum einen Nachhal-
tigkeitsbericht.

Das führte dazu, dass eine hohe Zahl privater Unternehmen zunehmend auf
diese Karte gesetzt hat. Diese Unternehmen haben sich entweder auf das
System einer Standardinitiative (z. B. SAI, AAA, FLA, BSCI, WRC, FSC
etc.) verpflichtet oder implementieren einen unternehmenseigenen Kodex
in ihren weltweiten Lieferketten.
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Die Prozessorientierung des Konzeptes zeigte sich darin, dass die beiden
Zielgruppen nicht, wie sonst bei Standardeinführungen üblich, mit einem
vorgegebenen Kriterienkatalog konfrontiert und nach ihm beurteilt wurden,
sondern dass sie in dem ersten von vier Workshops zunächst danach ge-
fragt wurden, wie sie ihre betriebliche Situation einschätzen und welche
Sorgen und Probleme sie haben.

Management und Arbeitnehmerinnen listeten jeweils getrennt auf und
besprachen dann gemeinsam ihre Listen. Zu ihrer Überraschung gab es eine
Vielzahl übereinstimmender Punkte. Im weiteren Verlauf wurden dann,
unterstützt durch lokale Trainer, gemeinsam eigenständige betriebsindivi-
duelle Lösungen zwischen Management und ArbeitnehmerInnen erarbeitet.
Dabei zeigte sich, dass die zu den wesentlichen Inhalten von Sozialstan-
dards gehörenden Arbeitsbedingungen (von Arbeitschutz und Arbeits-
sicherheit über Entlohnung bis zu Arbeitszeiten / Überstunden) von beiden
Zielgruppen selbst als Probleme gesehen wurden. Wie eine sich an das Pro-
jekt anschließende Wirkungsanalyse ergab, führte das Projekt zu teils über-
raschenden, hier nur auszugsweise wiedergegebenen Veränderungen bei
den 16 teilnehmenden Unternehmen, die sowohl ökonomische wie soziale
Verbesserungen bedeuten:

Anzahl
Unternehmen

Veränderungen

14 Permanente Einbeziehung der ArbeitnehmerInnen in
Management-Entscheidungs-Prozesse

14 Formalisierte Dialog-Strukturen Management -
ArbeitnehmerInnen

12 Gewachsenes Bewusstsein der ArbeitnehmerInnen für
Probleme des Managements

12 Signifikant gestiegene Produktivität

11 Gestiegenes Bewusstsein des Management für
ArbeitnehmerInnen-Probleme

9 Einführung eines Anreiz-Systems
8 Einführung eines formalisierten Beschwerdesystems
6 Höhere Löhne
7 Besseres Arbeitsklima
5 Neue, frei gewählte ArbeitnehmerInnen-Vertretung
4 Gesunkene Überstundenanzahl
3 Reduktion von Abwesenheits- und Krankheitszeiten
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Der sehr straffe zeitliche Ablauf des Projektes war folgender:

Aktion Zeit
Betriebsbesuche I der Trainer, Status-Analyse der
Betriebe

Oktober 2005

Workshop I Oktober 2005
Betriebsbesuche II November 2005
Betriebsbesuche III Januar 2006
Workshop II Februar 2006
Treffen Steuerungsgruppe - Projektteilnehmer Februar 2006
Betriebsbesuche IV März 2006
Betriebsbesuche V Mai 2006
Workshop III Mai 2006
Abschließender Trainer-Workshop Mai 2006
Wirkungsanalyse Juni – Juli 2006
Abschlusstreffen der Steuerungsgruppe August 2006
Abschlussbericht Oktober 2006

Eine weitere Wirkung des Projektes bestand darin, dass Manager wie Ar-
beitnehmerInnen der teilnehmenden Unternehmen sich durch das Projekt
gegenseitig kennen lernten. Das daraus erwachsende Vertrauen führte zur
Gründung informeller Netzwerke beider Zielgruppen, basierend auf der
Wahrnehmung, dass das voneinanderlernen allen Nutzen bringt. So haben
Manager damit begonnen, Probleme, die allen gemein sind, wie z. B. Lo-
gistikfragen oder Ausgleich von Produktionsspitzen, gemeinschaftlich zu
lösen. ArbeitnehmerInnen der beteiligten Betriebe informieren sich laufend
gegenseitig über die Veränderungen und Erfahrungen und schaffen damit
lernende zwischenbetriebliche Strukturen.

5. Auf dem Weg zu nachhaltigen Veränderungsprozessen

Wesentlich für die Ergebnisse bei der Umsetzung dieses Konzeptes, das in
Bangladesch und weiteren Ländern realisiert werden wird, waren neben
den bereits beschriebenen Prinzipien folgende Faktoren:

Das Wissen, dass „Veränderungen in den Köpfen beginnen“, oft aber auch
„den Bauch“ einbeziehen muss, führt zu der Konsequenz, dass Betroffene
zu überzeugen sind, dass ihnen aus Veränderungen Nutzen entsteht.
Menschen neigen oft dazu, anstehende Veränderungen zunächst als Bedro-
hung oder Belastung zu empfinden und sie deshalb abzulehnen. Druck
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alleine reicht nicht, um Motivation und Akzeptanz zu erzeugen. Er ist eher
dazu geeignet, bestehende Ängste zu verstärken.

Ohne Akzeptanz bei und Motivation von Betroffenen muss jeder Verände-
rungsprozess letztendlich scheitern. Für Standardinitiativen bedeutet das,
dass hinsichtlich der Zielgruppe Management deutlich vermittelt und durch
Beispiele belegt werden muss, dass die Einführung von Sozialstandards ein
„business case“ ist, also betriebswirtschaftliche Chancen beinhaltet.

Ebenso müssen ArbeitnehmerInnen überzeugt werden, dass auch ihnen
konkreter (monetärer wie nicht-monetärer) Nutzen durch die Umsetzung
von Sozialstandards entstehen kann.

Standardsysteme müssen für ihre Umsetzung Management und Mitarbeiter-
Innen als gleichermaßen wichtige betroffene Akteure wahrnehmen und sich
prozessorientiert ausrichten. Beide Zielgruppen brauchen Hilfen, um sich
auf die ebenfalls notwendigen betrieblichen Dialog-Prozesse einlassen und
entsprechende Strukturen gemeinsam aufbauen zu können. Diese Hilfen
wirken aber nur dann, wenn sie nicht in „post-kolonialer“ Attitüde angebo-
ten werden, sondern die Potentiale der Zielgruppen zu selbst erarbeiteten
Lösungen erschließen und nutzen helfen. Beratung darf nicht von „Ober-
lehrern“ durchgeführt werden, sondern von „Augenöffnern“.

6. Ein Fazit aus der Sicht bilateraler Entwicklungszusammenarbeit

Die Umsetzung von Sozialstandards ist umso wirkungsvoller, je stärker die
einzelbetriebliche und die gesamtgesellschaftliche Ebene miteinander ver-
zahnt werden. In vielen Ländern wächst die Beschäftigung mit Themen wie
z. B. Corporate Governance oder Corporate (Social) Responsibility. Hinzu
kommt, dass inzwischen in einigen „Ankerländern“ wie beispielsweise
Brasilien oder Indien sich auch bei Endkonsumenten Bewusstsein für die
Bedeutung sozial und ökologisch orientierter Produktion und Produkte ent-
wickelt hat. Dabei entstehen mit diesen Endkonsumenten neue potentielle
Bündnispartner für die Einführung von Sozialstandards auf betrieblicher
Ebene.

Die Politik hat ebenso wie der private Sektor und die Zivilgesellschaft
jeweils nur beschränkte Durchsetzungskraft beim Vorantreiben besserer
Arbeitsbedingungen und damit der sozialeren Gestaltung der Globalisie-
rung. Gemeinsam können diese Akteursgruppen ihre jeweils komparativen
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Vorteile in Partnerschaften nutzen, um schneller, effektiver und effizienter
zu nachhaltigen Veränderungsprozessen in den Ländern des Südens beizu-
tragen.
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und muss mit entsprechenden nationalen Maßnahmen entgegengewirkt
werden.

4. Sozial- und Umweltstandards als nationalstaatliche und
internationale Gestaltungsaufgabe

Das bedeutet unter dem Strich: Die Steuerungsmechanismen von Wirt-
schaft, Verbrauchern und NGOs können auf Dauer die bestehende Rege-
lungslücke nicht schließen. Die Nationalstaaten und die internationale Staa-
tengemeinschaft bleiben gefordert, für die Implementation und Durch-
setzung von Sozial- und Umweltstandards im jeweiligen nationalen und im
globalen Maßstab zu sorgen.

Es ist dabei nach Überzeugung der bayerischen Wirtschaftspolitik nicht
sinnvoll, die WTO mit zusätzlichen sozial- und umweltpolitischen Auf-
gaben zu überfrachten. Schon die laufende Doha-Runde, bei der es „nur“
um handelspolitische Fragen geht, speziell um die weitere Öffnung der
Märkte für die Entwicklungsländer, steht auf der Kippe. Letztlich führt an
wirksamen Selbstverpflichtungen der Nationalstaaten, zum Teil mit globa-
ler Wirkungskraft wie bei Kyoto, kein Weg vorbei.

Dieser Weg ist mühsam. Angereichert mit dem Druckpotenzial einer kri-
tischen Öffentlichkeit und der NGOs wird er aber inzwischen immer öfter
beschritten.

Erfolgreichstes Beispiel für entsprechende supranationale Vereinbarungen
ist die Übernahme des Acquis Communautaire in den bisher zehn neuen
EU-Mitgliedsländern. Vorbildlich war in dieser Hinsicht auch die deutsche
Entwicklungshilfe-Politik bis 1998. Die Stockholmer Erklärung von 1999
zur Behebung der Schäden des Wirbelsturms „Mitch“ in Zentralamerika
hat ebenfalls bereits zahlreiche Selbstverpflichtungen der Empfängerstaa-
ten zu „good governance“ beinhaltet. Dass Kanzlerin Merkel die Imple-
mentation von Sozial- und Umweltstandards zu einem Hauptthema der
deutschen G-8-Präsidentschaft 2007 machen will, ist ein neues ermutigen-
des Signal. Denn: Je mehr Nationalstaaten sich ernsthaft zu good gover-
nance bekennen und je mehr Soziale Marktwirtschaft es weltweit gibt,
umso besser wird die Welt der Zukunft sein.



Verantwortung und Nachhaltigkeit als
Wettbewerbsvorteil - gerade für kleine Unternehmen

Andreas Buchner

1. Neue Trendbegriffe

Verantwortung und Nachhaltigkeit liegen im Trend: Der Automobilzuliefe-
rer Continental AG möchte „nachhaltig wachsen“ und die Handelskette
Lidl schätzt, dass sich sogar in ihrem Discountsegment mehr als 3% der
Kunden stark für die Einhaltung ethischer und sozialer Maßstäbe interessie-
ren - mit rasch wachsender Tendenz.

Wie passt es aber dazu, dass die Continental AG sogar von Finanzanalysten
ob ihrer rigiden Entlassungspraxis kritisiert wird? Oder wie kommt es, dass
die Dienstleistungsgewerkschaft Ver.di ein „Schwarzbuch Lidl“ herausgibt,
in dem sie genauestens „das ruppige Verhalten gegenüber Mitarbeitern und
Geschäftspartnern“ auflistet?

Die Antwort auf diese vordergründigen Widersprüche ist einfach: Verant-
wortung und Nachhaltigkeit wurden von den Marketingabteilungen großer
Unternehmen entdeckt - ohne dass diese Erkenntnis bis zum Management
durchgedrungen wäre.

Bei kleinen Unternehmen dagegen besteht diese Differenzierung nicht.
Selbstverständlich steht bei jeder Firma die langfristige Sicherung des
Unternehmens und der dort vorhandenen Arbeitsplätze im Vordergrund -
und dies ist nur mit ökonomischer Logik und nicht mit Sozialromantik zu
erreichen. Jedoch geht es nicht um eine kurzfristige Gewinnmaximierung
(gar auf Kosten von Arbeitsplätzen), sondern um eine langfristige und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit mit Kunden, Mitarbeitern, Lieferanten und
nicht zuletzt der Gesellschaft.
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2. Vorteile für kleine Unternehmen

Warum aber ist diese soziale, ökologische und gesellschaftliche Unterneh-
merverantwortung gerade für kleine Unternehmen so (überlebens-)wichtig?
Dies hat mehrere Gründe:

1. Mitarbeiter: Während große Unternehmen sich gerade bei Akademikern
nicht vor Bewerbungen retten können, finden kleine Firmen häufig nicht
die passenden Mitarbeiter. Dies liegt zum einen daran, dass keine teuren
Anzeigen geschaltet werden können, zum anderen aber auch an dem
vermeintlich guten Image von Großkonzernen: Besonders Berufsanfän-
ger von der Universität schmücken sich lieber mit einem namhaften als
mit einem kleinen Arbeitgeber. Während es sich jedoch große Unter-
nehmen aufgrund dieses für sie guten Angebots leisten können, Mitar-
beiter meist nur in Lippenbekenntnissen zum "wichtigsten Gut des Un-
ternehmens" zu erklären, hat ein Unternehmer in der Regel Schwierig-
keiten, wenn er keine Leute findet oder ihn ein verärgerter Mitarbeiter
verlässt. Die soziale Verantwortung gegenüber den eigenen Mitarbeitern
ist bei kleinen Unternehmen schon alleine deshalb unerlässlich, um die
Nachteile einer unbekannten Firma, mangelnder Karrierechancen (auf-
grund flacher Hierarchien) oder weniger Sozialleistungen (wie Kantine
oder Boni) auszugleichen.

2. Netzwerk: Kleine Unternehmen können im Geschäftsalltag nicht alles
selber leisten. Oft geht es um schnelle und unbürokratische Unterstüt-
zung von befreundeten Firmen. Dies funktioniert jedoch nur, wenn sich
alle an die Spielregeln halten: Versucht ein Netzwerk-Mitglied immer
nur Vorteile für sich zu generieren, verhält sich aber den anderen gegen-
über unkooperativ, wird es über kurz oder lang aus dem Netzwerk he-
rausgedrängt werden. Kurzfristige Vorteile eines Einzelnen schaden
dem langfristigen und nachhaltigen Sinn und Zweck eines solchen Netz-
werks - und mittelfristig auch dem Einzelnen. Die Wirtschaftswissen-
schaft beschäftigt sich seit einigen Jahren verstärkt mit diesem Phäno-
men unter dem Stichwort „Spieltheorie“. Besitzt eine Firma also keine
überragende Marktmacht, ist der faire Umgang mit Partnern unerlässlich
für den langfristigen Erfolg.

3. Werbebudget: Leistungen und Produkte werden auf allen Gebieten im-
mer austauschbarer, eine Differenzierung immer schwieriger. Ein klei-
nes Unternehmen kann sich jedoch keine großen Werbekampagnen
leisten. Hier bietet sich die Übernahme konkreter gesellschaftlicher Ver-



VERANTWORTUNG UND NACHHALTIGKEIT ALS WETTBEWERBSVORTEIL 99

antwortung geradezu an: Durch die kostenlose Erstellung einer Internet-
site für den örtlichen Kindergarten können vielleicht auch einige Eltern
und deren Firmen von der Leistungsfähigkeit des Dienstleisters über-
zeugt werden.
Und ein weiterer Punkt ist nicht zu übersehen: In einer zunehmenden
Mediengesellschaft ist jedes Unternehmen der Gefahr ausgesetzt, dass
ein unzufriedener Geschäftspartner oder ehemaliger Mitarbeiter bei-
spielsweise im Internet eine Kampagne lostritt - mit mehr oder weniger
wahren Behauptungen. Ohne sehr viele Ressourcen hat eine Firma
kaum eine Chance, sich dagegen zu wehren. Den besten Schutz vor der-
artigen Anschuldigungen bietet ein langfristiger, verantwortungsvoller
Umgang mit allen Stakeholdern eines Unternehmens.

4. Einkaufsmacht: Im Gegensatz zu Konzernen ist die Verhandlungsmacht
von kleinen Unternehmen gegenüber Lieferanten sehr beschränkt. Für
eine dauerhaft zuverlässige Belieferung zu akzeptablen Preisen ist eine
nachhaltige Beziehung zwischen Lieferant und Unternehmen, die auf
Fairness beruht, absolut unerlässlich.

5. Überzeugung: Der wichtigste Grund verantwortlich und nachhaltig zu
handeln ist jedoch die eigene Überzeugung: Nur eine umweltgerecht
und sozial agierende Wirtschaft kann unseren Wirtschaftsstandort lang-
fristig sichern und sich ihrer gesellschaftlichen Verantwortung stellen.
Die traditionellen Wirtschaftsverbände behindern in vielen Fällen die
Verwirklichung ökologischer und sozialer Konzepte in Wirtschaft und
Gesellschaft mit kurzsichtigen Argumenten. Und auch die Politik ist
nicht sehr hilfreich: Die Pläne für eine erweiterte Managerhaftung, die
ein langfristiges Handeln begünstigen würden, schlummern beispiels-
weise seit Jahren in den Schubladen diverser Ministerien.

Verantwortung und Nachhaltigkeit sind nur glaubwürdig, wenn Unterneh-
men sowohl soziale und ökologische als auch gesellschaftspolitische Bezü-
ge in Übereinstimmung bringen - und zwar in der Gesamtheit ihres Han-
delns und nicht nur in Werbeanzeigen.

Zur Gesamtheit des Handelns gehört vor allem auch die Unbedingtheit:
Nur in den Bereichen oder Zeitpunkten nachhaltig zu handeln, in denen es
kein Geld und/oder Mühe kostet, ist kontraproduktiv, da dies langfristig ge-
genüber den Verbrauchern nicht nur für das einzelne Unternehmen, son-
dern für die gesamte Wirtschaft einen enormen Schaden in Form eines
Glaubwürdigkeitsverlustes anrichtet. Ein Beispiel dafür sind Banken, die
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sich Nachhaltigkeit auf die Fahne schreiben und sogar einen Nachhaltig-
keitsbericht herausgeben, aber aus Profitgründen höchst fragwürdige Proj-
ekte finanzieren mit der Begründung, dass dies alle so machen und die Bör-
se dies fordert. Nachhaltigkeit verkommt dabei zum reinen Marketing-Gag.

3. Standards für Unternehmen und Verbraucher?!

Nun stellt sich jedoch die Frage, was unter verantwortlichem Handeln zu
verstehen ist und wie weit ein Unternehmen im Wettbewerb gehen kann –
gerade wenn sich Konkurrenten nicht daran halten und daraus beispiels-
weise kurzfristige Preisvorteile ziehen.

Eine Orientierung ist besonders für kleine Unternehmer schwierig, da sie
sehr viel Aufwand verursacht: Es geht nicht nur um die Beobachtung des
Wettbewerbs, sondern auch um das Vergleichen von Kosten oder das
Recherchieren großer Informationsmengen.

Damit gerade kleine Unternehmen aus verantwortungsbewusstem Handeln
Vorteile ziehen können und Verbraucher eine bessere Orientierung erhal-
ten, sind Standards in Form von Zertifizierungen oder Siegeln durchaus
sinnvoll. Allerdings nur dann, wenn einige Rahmenbedingungen eingehal-
ten werden:

1. sinnvoller Inhalt: Es kann nicht darum gehen, sich auf einen kleinsten
gemeinsamen Nenner zu einigen. Zertifizierungen müssen ein Allein-
stellungsmerkmal begründen, das zum einen nicht per se vorhanden ist
und zum anderen nicht beliebig ausgehebelt werden kann. Eine Zertifi-
zierung, die nur den status quo einer Branche festschreibt und dazu ver-
pflichtet, allgemein gültige Regeln einzuhalten, ist Betrug am Kunden.

2. branchenspezifische Lösungen: Jede Branche ist anders strukturiert, so
dass es individuelle Lösungen braucht: Der Dienstleistungssektor
braucht Standards beim Umgang mit Mitarbeitern in Deutschland; die
weitgehend globalisierte Spielwarenindustrie muss sich auf Standards
bei Zulieferern in China einigen – dass das Niveau dabei unterschiedlich
ausfällt, ist evident.

3. problembezogene Standards: Die Öffentlichkeit hat in den vergangenen
Jahren aufgrund medienwirksamer Kampagnen Sensibilitäten gegenüber
einigen Zertifizierungen ausgeprägt: So wird Tropenholz nur noch mit
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strengen Auflagen verkauft; auch bei Fussballschuhen wird inzwischen
genauer hingeschaut, ob sie mit Kinderarbeit gefertigt wurden. Ein guter
Anfang, aber leider bleiben dadurch einige Probleme unberücksichtigt
und - da der Druck fehlt - meist auch frei von allgemein anerkannten
(und vor allem bekannten) Zertifizierungen. So interessiert die Mehrheit
der deutschen Verbraucher beim Kauf von T-Shirts weniger, woher die
Baumwolle stammt und unter welchen Bedingungen sie produziert
wurde, sondern mehr der Preis. Dasselbe Phänomen ist beispielsweise
auch bei Elektrogeräten zu beobachten.

4. Kosten: Gerade bei kleinen Unternehmen spielen die Kosten eine
enorme Rolle. Auch bei einem noch so verantwortungsbewussten Um-
gang mit Mitarbeitern und einer daraus resultierenden hervorragenden
Qualität und Kundenzufriedenheit ist beispielsweise eine ISO-Zertifizie-
rung für viele kleine Firmen nicht zu machen. So entsteht häufig der
Eindruck, dass große Unternehmen mit vielen Auszeichnungen kunden-
freundlicher und qualitätsorientierter sind als kleine – dies ist jedoch
meist nur eine Frage des Geldes. Hinzu kommt, dass Standards nur dann
Sinn machen, wenn diese regelmäßig auf ihre Einhaltung überprüft
werden – mit dem damit verbundenen Aufwand und Kosten. Die
Herausforderung für jede Institution, die sich Gedanken über Zertifizie-
rungen und Standards macht, ist also die Gratwanderung zwischen Auf-
wand und Nutzen für ein beteiligtes Unternehmen – und somit letztlich
für den Erfolg der Zertifizierung, denn wenn diese sich nur kapitalkräfti-
ge Firmen leisten können, wird es wohl kein allgemeiner Standard wer-
den.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Sozial- und Umweltstandards
nicht nur „schmückendes Beiwerk“ einer Volkswirtschaft sind, sondern
essentielle Bestandteile des Zusammenlebens nicht nur national, sondern
international. Auch wenn in einigen Branchen die Nichteinhaltung von
Sozial- und Umweltstandards zu kurzfristigen Vorteilen für einzelne Unter-
nehmen führt, überwiegen doch die langfristigen Vorteile der Einhaltung
von Sozial- und Umweltstandards. Die Fixierung von Standards in Form
von Zertifizierungen und Siegeln kann bei der richtigen Ausgestaltung sehr
hilfreich sein. Gerade kleine Unternehmen können daraus im Wettbewerb
Vorteile ziehen.





Umwelt- und Sozialstandards
im Kontext nachhaltigen Investments

Matthias Bönning

1. Der Markt des Nachhaltigkeitsinvestments

Als Komplementärinstrument zum konventionellen Finanzrating hat sich in
den letzten Jahren das Nachhaltigkeitsrating in der Unternehmens- sowie
Länderbewertung etabliert. Es dient in erster Linie als Basis für Anlageent-
scheidungen im Bereich des Nachhaltigkeitsinvestments. Während dieses
Investmentsegment früher lediglich Nischenbedeutung hatte, beschäftigt es
heute eine stark wachsende Anzahl privater und institutioneller Investoren.
Die Gründe dafür sind vielfältig: Die Anlagevolumina in ethisch-ökologi-
sche Fonds verzeichnen signifikant höhere Wachstumsraten als konventio-
nelle Anlagen, die erzielten Renditen sind im Durchschnitt mindestens
ebenbürtig und das Konzept des Nachhaltigkeitsinvestments wird mittler-
weile auch von politischer Seite gefördert, etwa von Staatsregierungen oder
der EU-Kommission. Die wachsende Bedeutung des Marktes hat zuletzt
auch eine verstärkte Professionalisierung und Institutionalisierung der rele-
vanten Akteure initiiert, beispielsweise hinsichtlich der Gründung interna-
tionaler Fachverbände sowie der Entwicklung von Transparenzrichtlinien
und Qualitätsstandards für Fondsanbieter bzw. Rating-Agenturen.

Grundgedanke des Nachhaltigkeitsinvestments ist die bewußte Berücksich-
tigung ökologischer, sozialer und kultureller Kriterien als Ergänzung zum
klassischen Finanzresearch - sei es, um mit geeigneten ‚soft factors’ ein
umfassenderes Bild der erfolgsrelevanten, also risiko- und chancenbezoge-
nen Indikatoren unternehmerischen sowie gesellschaftlichen bzw. staat-
lichen Handelns zu erhalten oder um anlegerspezifische ethische Wertvor-
stellungen in die Kapitalanlage zu integrieren. Mit Hilfe von Nachhaltig-
keits-Ratings können weltweit die Unternehmen und Länder - als Emitten-
ten von Wertpapieren - identifiziert werden, die im Bereich der nachhal-
tigen Entwicklung überdurchschnittlich progressiv und innovativ sind.

In den USA und in Großbritannien - den Ländern mit der längsten Tradi-
tion im Bereich des ‚Socially Responsible Investment’ (SRI) - bilden Nach-
haltigkeitsinvestments mittlerweile eine feste Größe im gesamten Invest-
mentmarkt, mit jährlich zweistelligen Wachstumsraten. Nach einer Unter-
suchung des ‚Social Investment Forum’ sind in den USA knapp 10 Prozent
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des insgesamt verwalteten Volumens (24,4 Billionen USD) unter Berück-
sichtigung ethischer, ökologischer oder sozialer Kriterien investiert. Die
enormen Volumina in den USA sind nicht zuletzt auf Aktivitäten institutio-
neller Investoren (z.B. kirchliche Anleger und Pensionsfonds) zurückzufüh-
ren, die schon vor Jahrzehnten begonnen haben, ihre Kapitalanlage nach
ethischen Kriterien auszurichten und damit als Initiatoren der gesamten
SRI-Szene angesehen werden.

In Kontinentaleuropa hat diese Entwicklung erst vor einigen Jahren
eingesetzt. Ausgehend von einem bislang vergleichsweise geringen Markt-
anteil haben sich die entsprechenden Anlagevolumina innerhalb weniger
Jahre vervielfacht. Deutsche, schweizerische und österreichische Finanz-
dienstleister verwalteten Ende 2005 mehr als 12,4 Milliarden Euro in nach-
haltigen Fonds und Mandaten. Dies publiziert das Forum Nachhaltige
Geldanlagen (FNG) in seinem „Statusbericht Nachhaltige Geldanlagen
2005“. Nach Angaben der Studie bedeutet das eine Volumenzunahme von
über 120 Prozent innerhalb der letzten drei Jahre. Für die größten Märkte in
Europa hat EUROSIF, der europäische Dachverband für nachhaltiges In-
vestment, im September 2006 aktuelle Zahlen vorgelegt: Auf 24,1 Mrd.
Euro schätzt EUROSIF das Gesamtvolumen der Ende 2005 unter Nachhal-
tigkeitskriterien verwalteten Publikumsfonds in Frankreich, den Niederlan-
den, Belgien, Großbritannien, Deutschland, Österreich, der Schweiz, Italien
und Spanien. Legt man eine breitere Definition beim Nachhaltigkeitsver-
ständnis in der Vermögensverwaltung an und berücksichtigt zudem das Ka-
pital, das in institutionellen Mandaten gebunden ist, kommt man auf ein
Gesamtvolumen von über einer Billion Euro im europäischen Raum. Diese
Summe entspricht 10 bis 15 Prozent des Gesamtmarktes, so die Studie.

Gründe für diese Entwicklung liegen primär in der steigenden Bedeutung
des Marktes für institutionelle Investoren wie Pensionsfonds, aber auch
kirchliche Anleger und Stiftungen, die ihre Kapitalanlage verstärkt in
Einklang mit ökologischen und sozialen Kriterien bringen möchten. Es
zeigt sich, daß der Bereich des Nachhaltigkeitsinvestments damit auch zu-
nehmend von Banken und Fondsgesellschaften als interessant und lukrativ
eingeschätzt wird. Beides wird nicht zuletzt auf die erwiesenermaßen wett-
bewerbsfähige Rendite entsprechender Anlagen zurückgeführt, wodurch
frühere Vorurteile bezüglich eines inhärenten Renditeverzichts nachhaltiger
Investments weitgehend widerlegt wurden. Dementsprechend konnte im
Jahre 2006 die Anzahl der Publikumsfonds, die im deutschsprachigen
Raum zum Vertrieb zugelassen sind, deutlich auf über 120 erhöht werden -
im Vergleich zu 1998 eine Verzehnfachung. Experten gehen davon aus,
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dass dies nur den Beginn einer langfristigen Aufwärtsentwicklung darstellt.
So schätzt beispielsweise das Deutsche Aktieninstitut die zukünftige
Marktentwicklung mit jährlichen Wachstumsraten von 30-40 Prozent sehr
positiv ein. Ein Marktanteil von 5 bis 10 Prozent an der gesamten Invest-
mentfondslandschaft wird für die nächsten zehn Jahre als erreichbar einge-
stuft - im Vergleich zum jetzigen Marktanteil in Höhe von noch unter ei-
nem Prozent ein deutlicher Anstieg.

2. Das Nachhaltigkeits-Rating der oekom research AG

2.1. Hintergrund
Die oekom research AG zählt zu den Pionieren des Ratings nach
ökologischen und sozialen Kriterien im deutschsprachigen Raum. Zentrale
Assets sind ihr wissenschaftlicher Hintergrund sowie ihre geschäftspoliti-
sche und wirtschaftliche Unabhängigkeit, die in besonderem Maße die
Glaubwürdigkeit und Objektivität der Researchergebnisse sicherstellt. Im
Bereich der Unternehmens-Ratings gehen die Erfahrungen von oekom auf
das Jahr 1994 zurück, als die ersten Öko-Ratings durchgeführt und publi-
ziert wurden. 1999 wurde der Ratingansatz um die soziale und kulturelle
Dimension erweitert und 2001 neben dem Unternehmens-Rating auch ein
Länder-Rating aufgebaut, mit Hilfe dessen die weltweit gängigsten Staats-
anleihen nach entsprechenden Kriterien bewertet werden können.

Derzeit befinden sich rund 1.000 Unternehmen aus mehr als 25 Branchen
und Ländern im Researchuniversum der oekom research AG, darin ent-
halten sind vor allem börsennotierte internationale Konzerne (large caps),
aber auch Emittenten von festverzinslichen Wertpapieren sowie kleine und
mittelgroße Unternehmen mit besonders engem Bezug zur nachhaltigen
Entwicklung (Potentials), z.B. aus den Bereichen erneuerbare Energien,
Wasseraufbereitung, Bildung. Das Nachhaltigkeitsresearch der oekom re-
search AG fließt in Publikumsfonds, Spezialfonds und Vermögensverwal-
tungsmandate. Derzeit betreut die Agentur 60 Fonds von mehr als 20 Fin-
anzdienstleistern mit einem Gesamtvolumen von über 3 Milliarden Euro.

2.2. Methodik
Das Nachhaltigkeits- oder auch Corporate Responsibility Rating (CRR) der
oekom research AG basiert auf der weltweit wohl umfassendsten Kriterien-
sammlung zur ethischen Bewertung von Unternehmen - dem ‚Frankfurt-
Hohenheimer Leitfaden’ (FHL) - der von der Projektgruppe Ethisch-Öko-
logisches Rating unter der Leitung der Professoren Johannes Hoffmann
(Theologe) und Gerhard Scherhorn (Volkswirt) entwickelt und 1997
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Die relevanten Informationen im Rahmen des CRR werden sowohl bei den
Unternehmen selbst als auch, zur Validierung und Ergänzung der gemach-
ten Angaben etwa in Bereichen wie Arbeits- und Menschenrechtsverletzun-
gen, bei unabhängigen Experten erhoben, durch

- Auswertung von Unternehmensinformationen (Geschäfts-, Sozial-
und Umweltberichte, Produktlinienbeschreibungen, etc.),

- Internet- und Datenbankrecherche, Mediascreening,
- Ausführliche Recherche bei Experten aus der Wissenschaft, Behör-

den und internationalen Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs).

Die wichtigsten Untersuchungskriterien in den aufgezeigten Untersu-
chungsbereichen sind:

Social Rating Environmental Rating

1 Mitarbeiter & Zulieferer
– Vereinigungsfreiheit
– Work-life Balance
– Arbeitsplatzsicherheit
– Sicherheit und Gesundheit
– Gleichberechtigung

1 Umweltmanagement
– Umweltpolitik
– Umweltmanagementsystem
– Berichterstattung
– Klimastrategie

2 Gesellschaft &
Produktverantwortung

– Menschenrechte
– gesellschaftliches Engagement
– Steuern und Subventionen
– Stakeholderdialog
– Produktverantwortung

2 Produkte & Dienstleistungen
Produkt- und Dienstleistungsgestaltung
(branchenspezifisch), z.B.
– Lebenszyklusanalysen
– Langlebigkeit
– Materialien und Substanzen
– Energieeffizienz

3 Corporate Governance &
Business Ethics

– Unabhängigkeit von Vorstand
und Aufsichtsgremien

– Aktionärsrechte
– Vorstandsvergütung
– Aktionärsstruktur
– faire Geschäftspraktiken

3 Öko-Effizienz
– Energieverbrauch
– Wasserverbrauch
– Emissionen
– Abfall

Abbildung 2: Untersuchungskriterien des Corporate Responsibility Ratings

Während des Ratingprozesses wird dabei großer Wert auf eine umfassende
Kooperation mit den bewerteten Unternehmen sowie die Einbeziehung
zentraler Anspruchsgruppen gelegt. Dieses Vorgehen soll die Neutralität
und die notwendige inhaltliche Tiefe der Bewertung sicherstellen. Die
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Unternehmen erhalten dabei die Möglichkeit, in diversen Feedback-
schleifen die vorläufigen Ergebnisse zu kommentieren und zu ergänzen.
Abschließend unterziehen die Analysten diese Ergänzungen einer Plausibi-
litätsprüfung.

Im Sinne einer - gerade in Bezug auf qualitative Kriterien - möglichst ob-
jektiven, vom einzelnen Analysten unabhängigen Bewertung kommen um-
fassende Bewertungshandbücher zur Anwendung, die die auftretenden
Ausprägungen der Sachverhalte definieren und einer notenmäßigen Bewer-
tung zuordnen. Die Kriterien werden einzeln bewertet und führen über die
entsprechende Gewichtung der verschiedenen Hierarchieebenen zu Be-
reichsnoten sowie der abschließenden CRR-Note. Die Ratingskala wird da-
bei wie folgt definiert:

A = Das Unternehmen zeigt außergewöhnliche Leistungen.
B = Das Unternehmen verhält sich weitgehend progressiv.
C = Das Unternehmen hat grundlegende Maßnahmen ergriffen.
D = Das Unternehmen zeigt wenig Engagement.

Die Aktualität der Basisinformationen und der Gesamtbewertung wird
durch regelmäßige Updates erlangt. Zur größtmöglichen Transparenz des
Ratings tragen die Veröffentlichung von Kriterien und Prozessen sowie von
wesentlichen Ratingergebnissen bei.

Beispiel:

Abbildung 3: Bewertung CRR am Beispiel von Volkswagen (VW)
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Das Corporate Responsibility Rating, im Fall von Volkswagen ein B-,
verdeutlicht, inwieweit das Unternehmen die jeweiligen branchenspezifi-
schen Anforderungen in den Bereichen Kultur-, Sozial- und Naturverträg-
lichkeit umsetzt. Zudem wird ein Ranking des Unternehmens im
Branchenvergleich erstellt. Dieses Ranking - hier Platz 3 im Vergleich mit
den 17 weltweit größten börsennotierten Automobilkonzernen - ermöglicht
eine Beurteilung des Unternehmens im Vergleich zu seinen Wettbewerbern
und damit die von Investoren für ihre Kapitalanlagen verwendete Identifi-
kation der jeweils progressivsten Unternehmen innerhalb eines Wirtschafts-
segments (Best in Class-Ansatz). Im Fall von VW zeigt sich ein durchaus
ambivalentes Bild: Das Rating von B- zeigt im Vergleich zum erreichbaren
Maximum A+ noch deutlichen Verbesserungsspielraum für das Unterneh-
men. Auf der anderen Seite steht das Unternehmen mit seinen Aktivitäten
im ökologischen, sozialen und kulturellen Bereich im weltweiten Bran-
chenvergleich in der Spitzengruppe.

Neben den oben beschriebenen sogenannten Positivkriterien, d.h. der
Analyse, wie aktiv das Unternehmen mit bestimmten ökologischen, sozia-
len oder kulturellen Fragestellungen umgeht, werden auch zahlreiche kun-
denspezifische Negativkriterien erhoben, die unabhängig vom Abschneiden
im Gesamtrating zum Investmentausschluß eines Unternehmens führen
können. Auf der Basis von individuellen Wertvorstellungen erfassen diese
Kriterien kontroverse unternehmerische Geschäftsfelder oder -praktiken,
die ein Investor grundsätzlich von einer Kapitalanlage ausschließen
möchte. Beispiele sind:

kontroverse Geschäftsfelder
Alkohol, Atomenergie, Biozide, chlororganische Massenprodukte, Em-
bryonenforschung, Glücksspiel, Grüne Gentechnik, Pelze, Pornografie,
Rüstung, Tabak

kontroverse Geschäftspraktiken
Arbeitsrechtsverletzungen (im Sinne der Kernkonventionen der ILO),
kontroverses Umweltverhalten, kontroverse Wirtschaftspraktiken, Men-
schenrechtsverletzungen, Tierversuche

2.3. Anwendung durch den Investor
Die unterschiedlichen Researchkategorien können vom Investor zu einer
stark individualisierten, den spezifischen Bedürfnissen und Zielvorstellun-
gen angepaßten Kapitalanlage genutzt werden. So kann der Investor be-
stimmte, mit seinen Wertvorstellungen nicht vereinbare Geschäftsfelder
oder -praktiken (siehe oben) grundsätzlich aus seinem Portfolio aus-
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schließen. Darüber hinaus kann er eine Positivselektion realisieren, indem
er gezielt in die Nachhaltigkeitsvorreiter der Branchen investiert („Best in
Class-Ansatz).

Idealtypisch sieht der Prozess der Wertpapierselektion nach Nachhaltig-
keitskriterien unter Berücksichtigung anlegerspezifischer Ausschlusskrite-
rien wie folgt aus:

zu Grunde gelegtes Wertpapieruniversum
auf der Basis anerkannter internationaler Indizes, z.B. MSCI World

Bereinigtes Wertpapieruniversum
ohne Wertpapiere, die gegen die Ausschlusskriterien des Anlegers verstoßen

Nachhaltigs Wertpapieruniversum
mit Wertpapieren, die nach Nachhaltigkeitskriterien für den

Investmentprozeß zur Verfügung stehen

Abbildung 4: Prozess der Wertpapierselektion

Dieses nachhaltige Wertpapieruniversum, das entsprechend der Risiko-
Rendite-Disposition des Anlegers Aktien und Renten (Unternehmensanlei-
hen, Staatsanleihen etc.) in beliebigen Verhältnissen umfassen kann, steht
dann der Kapitalanlagegesellschaft, mit der der Anleger zusammenarbeitet,
zum Investment zur Verfügung und führt, unter Berücksichtigung konven-
tioneller finanzanalytischer Betrachtungen, zum tatsächlich investierten
Portfolio.

2.4. Performance
Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass ein derartiger Invest-
mentansatz geeignet ist, sowohl die anlegerspezifischen ethischen als auch
finanziellen Erwartungen zu befriedigen. Zum einen hat der Anleger durch
das Einschalten einer unabhängigen Rating-Agentur die Garantie, dass die
ethischen Kriterien wirklich berücksichtigt und eingehalten werden. Zum
anderen ist ein Investmentansatz, der Wertpapiere auf Basis des Abschnei-
dens im Nachhaltigkeits-Rating selektiert, in der Lage, eine im Vergleich
zu einem konventionellen Investment mindestens gleiche, wenn nicht sogar

Auswahl nach
kundenspezifischen

Negativkriterien

Auswahl nach Positivkriterien
(Best in Class-Ansatz)
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bessere Rendite hervorzubringen. Verschiedenen Untersuchungen zufolge
besteht ein positiver Zusammenhang zwischen Finanz- und Nachhaltig-
keitsperformance, der folgendermaßen begründet sein kann:

1. Hohe Nachhaltigkeitsperformance als Ursache von hoher Finanzperfor-
mance:
Langfristige Wertsteigerung durch Integration von Nachhaltigkeitskri-
terien in die Unternehmensstrategie, z.B. Kostensenkung durch höhere
Energie- und Rohstoffeffizienz, Erschließung neuer Wettbewerbsfelder
oder Verbesserung des Images.

2. Hohe Finanzperformance als Ursache von hoher Nachhaltigkeitsperfor-
mance:
Unternehmen mit höherem Gewinn können sich mehr Umweltschutz
und soziale Standards leisten.

3. Gutes Management als Ursache für höhere Finanz- und Nachhaltig-
keitsperformance:
Unternehmen mit höherer Nachhaltigkeitsperformance zeichnen sich
durch ein insgesamt besseres Management aus, was auch zur einer
höheren Finanzperformance führt.

Dieser positive Zusammenhang findet eine weitere Bestätigung in einer
Studie, die die oekom research AG in Zusammenarbeit mit Morgan Stanley
erstellte. Untersucht wurde die Finanzperformance von Unternehmen in
Abhängigkeit ihres Abschneidens im Corporate Responsibility Rating. Da-
zu wurde die Aktienkursentwicklung von knapp 800 börsennotierten Unter-
nehmen, die den Weltaktienindex MSCI World zu mehr als 80 Prozent im
Hinblick auf die Indexgewichtung repräsentieren, vom 01.01.2001 bis zum
31.08.2004 analysiert. Die Unternehmen wurden in zwei Portfolios einge-
teilt und innerhalb ihrer Gruppe jeweils gleich gewichtet:

Portfolio A (207 Unternehmen aus 30 Branchen):
– Unternehmen sind in ihrer jeweiligen Branche nach ökologischen und

sozialen Kriterien ‚Best in Class’

Portfolio B (581 Unternehmen):
– Unternehmen sind in ihrer jeweiligen Branche nach ökologischen und

sozialen Kriterien nicht ‚Best in Class’

Das Ergebnis zeigt eine klare Outperformance des Portfolios A gegenüber
dem Portfolio B in Höhe von +16,72 Prozent. Das bedeutet, dass die Unter-
nehmen, die in punkto Nachhaltigkeit führend in ihren jeweiligen Branchen
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sind, eine deutlich bessere Aktienkursentwicklung innerhalb der letzten
vier Jahre aufzeigen als die Unternehmen, die im Bereich der ökologischen
und sozialen Standards hinterherhinken.

3. Ausblick

Das Nachhaltigkeits-Investment sendet entscheidende Impulse an die Un-
ternehmen aus, ihre Performance im ökologischen und sozialen Bereich
kontinuierlich zu verbessern. Dieser ‚ethische Wettbewerb’ wird umso
stärker, je mehr Investoren Nachhaltigkeitsaspekte bei ihrer Kapitalanlage
berücksichtigen. Er kann maßgeblich dazu beitragen, dass sich das Leitbild
der Nachhaltigen Entwicklung bei Unternehmen zunehmend etabliert und
sich damit die Schere zwischen der Beachtung ethischer und ökonomischer
Anforderungen an Unternehmen weitgehend schließt.

Parallel dazu werden die Aktivitäten von Unternehmen verstärkt von
anderen externen Anspruchsgruppen kritisch begleitet. Durch die Vernetz-
ung dieser Gruppen und die gestiegenen Kommunikationsmöglichkeiten
werden massive Verstöße gegen verantwortungsvolle Wirtschaftspraktiken
- etwa in den Bereichen Menschen- und Arbeitsrechte - weltweit schneller
publik und erreichen ein enormes Publikum. Viele Unternehmen haben
dieses Reputationsrisiko erkannt und engagieren sich verstärkt, Mindest-
standards in besonders sensiblen Geschäftsbereichen einzuführen und zu
kontrollieren.

Langfristig wird nur ethisch verträgliches Handeln auch ökonomisch er-
folgreich sein: Unternehmen, die ökonomische, ökologische und soziale
Ziele in Einklang bringen, werden nicht nur ihrer gesellschaftlichen Ver-
antwortung in einer globalisierten Weltwirtschaft gerecht, sondern erzielen
damit auch größere Wettbewerbsvorteile und langfristige Wertzuwächse.
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Global Player und internationale Sozialstandards

Alexander Klier

1. Neue Rahmenbedingungen sozialer Politik

„Für Unternehmen besteht aufgrund veränderter Umweltbedingungen
(insbesondere Globalisierung, verbesserte Informations- und

Kommunikationstechnologie und sich verändernde mentale Modelle)
der Druck, sich zunehmend mit dieser Thematik auseinander zu setzen,

da sie anderenfalls Gefahr laufen, die von der Gesellschaft benötigte
Licence to operate zu verlieren.“1

Globalisierung als vielschichtiges Phänomen zeigt sich auf unterschied-
lichsten Ebenen und in Form interdependenter, oft ungleichgewichtiger
Prozesse. Vielschichtig ist Globalisierung insofern, als sie nicht nur eine
rein ökonomische Erscheinung darstellt. Globalisierung zeigt sich auch in
Fragen der Konkurrenz internationaler Sozialstandards und veränderter
Rahmenbedingungen von Politik.2 Grenzüberschreitenden Warenverkehr
und die damit verbunden Folgen wie kultureller Kontakt und Austausch,
ökonomische Abhängigkeiten oder internationale Arbeitsteilung gibt es
beinahe seit Menschengedenken. Ob sich daraus, dass das Ausmaß neue
Dimensionen angenommen hat, bereits eine neue Qualität des Prozesses
ableiten lässt, ist nicht unumstritten. Die Zuordnung von Phänomenen zu
konkreten Prozessen und Strukturen ergibt in der Empirie enorme metho-
dische Schwierigkeiten. Ebenfalls schwierig stellt sich die Entwicklung von
adäquaten internationalen Umwelt- und Sozialstandards dar.

1 Wikipedia 22.11.06: Corporate Social Responsibility.
2 Vgl. hierzu SEF (Stiftung Entwicklung und Frieden): Globale Trends 2000, 2002,

2004 und 2006, Frankfurt, sowie Wallacher, Johannes: Globalisierung und nationale
Wohlfahrtspolitik. In: Institut für Bildung und Entwicklung (Hrsg.): "Die Geister, die
ich rief...". Herausforderungen in Technik, Wissenschaft und Wirtschaft, München
2002.
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1.1 Die Suprematie der ökonomischen Dimension

Dass Globalisierung auch subjektiv vor allem auf einer ökonomischen Ebe-
ne wahrgenommen wird, hat vor allem damit zu tun, dass neben den politi-
schen Kontroversen um die adäquate Ausgestaltung von Globalisierung
insbesondere der Milderung der intendierten und nicht intendierten realen
ökonomischen Folgen eine wichtige und treibende Rolle zukommt.3 In der
Analyse zeigt sich, dass die Wirtschaft die stärkste globale Vernetzung
aufweist, was nicht nur eine immer größere politische Rolle der Ökonomie
begründet, sondern in vielen Bereichen die folgende (Sozial-) Politik zum
„Dienstleister“ oder „Ermöglicher“ wirtschaftlicher Entwicklungen degra-
diert. Wirtschaftliche Globalisierung stellt mittlerweile einen Faktor dar,
der oft genug gesellschaftlichen Regelungen zuvorkommt bzw. positive
wie negative Standards setzt, die, wenn überhaupt, politisch nur mühsam in
Form von verbindlichen (globalen) Rahmenbedingungen eingeholt oder
korrigiert werden können. Aus dieser Perspektive ist es nicht verwun-
derlich, dass der Ökonomie, vor allem in Form von multinationalen Kon-
zernen, auch eine wichtige Rolle beim Prozess der sozialen Ausgestaltung
der Globalisierung zugesprochen wird.4

2. Die Aufgabe transnationaler Unternehmungen

Wenn ein Global Player wie General Motors einen Jahresumsatz hat, der
quantitativ größer ist als der Staatshaushalt von Dänemark (vgl. hierzu
nachfolgende Tabelle), dann zeigt dies ein Verhältnis auf, das selbst in glo-
balen Maßstäben relevant ist. Und es macht deutlich, um welche monetären
Größenordnungen es mittlerweile auf der transnationalen ökonomischen
Ebene geht. Dieses Geld sinnvoll im Sinne der Weltgesellschaft und ihrer

3 Dies sollte auch in der Vielfältigkeit ökonomischer Folgewirkungen gesehen werden,
wie sie auch die Enquete Kommission "Globalisierung der Weltwirtschaft –
Herausforderungen und Antworten" [PDF] (verfügbar unter: http://www.bundestag
.de/parlament/gremien/kommissionen/archiv14/welt/sb_glob_kurz.pdf) 2002 dar-
stellt. Die Kommission weist zu Recht darauf hin, dass es sich hierbei nicht um einen
quasi „naturwüchsigen“ Prozess handelt, sondern dass Globalisierung von entschei-
denden kollektiven Akteuren vorangetrieben wird. Siehe hierzu auch Streeten, Paul
(2001): Integration, Interdependence and Globalization [HTML]. In: Finance & De-
velopment, Nr. Juni 2001, S. 34 – 37, verfügbar unter: http://www.imf.org/external/
pubs/ft/fandd/2001/06/streeten.htm.

4 Beck, U. (1996): Die Subpolitik der Globalisierung. Die neue Macht der multinatio-
nalen Unternehmen. In: GMH (Gewerkschaftliche Monatshefte) Nr. 11-12/1996, S.
673 – 680.
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sozialen Anforderungen einzusetzen, ist eine der zentralen Herausforde-
rungen der Globalisierung. Als Anspruch an transnationale Unternehmen
wird deshalb in diesem Zusammenhang oft formuliert, dass globale Macht
auch eine adäquate globale Verantwortung mit sich bringt, die in Zukunft
wahrgenommen werden muss.5 Um welche zu verantwortenden Dimensio-
nen es sich für transnationale Unternehmen handelt, soll folgende Tabelle
veranschaulichen. Sie zeigt einen Vergleich zu ausgewählten Staatshaus-
halten, die klassisch auch die Budgets der sozialen Sicherungssysteme ent-
halten, und die jeweils davon betroffenen Personen6:

Table 2: Company employees, suppliers and dependants compared to country
populations when GDP and annual revenues for 1996 are approximately the same

(Daten der Tabelle entnommen: Logan, David: Global power brings global social
responsibility: the challenge to business. Verfügbar unter http://www.corporate-
citizenship.co.uk/resources/show_article.asp?ArticleID=11)

5 Ulrich, Peter (2003): Interview zu Corporate Citizenship: "Es geht um ein neues
Rollenverständnis". In: Cash Nr. 6/2003 v. 07.02.2003, S. 31. Siehe hierzu auch
WEF (World Economic Forum http://www.weforum.org/en/initiatives/corporateciti
zenship/index.htm).

6 Wenngleich diese Zahlen noch nichts über qualitative Verhältnisse aussagen. Zu den
qualitativen Beziehungen gehören z.B. Fragen wie: Auf welchem Rechtsanspruch
beruht die ‚Mitgliedschaft’, beispielsweise in einem Konzern oder einem Staat
(Arbeitsvertrag vs. Staatsbürgerschaft)? Auf welcher juristischen Grundlage werden
Gelder eingenommen und wieder verteilt (Umsatz vs. Steuereinnahmen und Lohn vs.
staatliche Programme)? Wer sorgt für eine soziale Absicherung im Falle indivi-
duellen Verlustes von notwendigen Voraussetzungen, z.B. der Arbeitskraft?

Companies
ranked by
revenue

Reven
ue
($bn)

Direct
employees

Estimated
population
dependent
on the
company
(million)*

Countries
ranked by
GDP

GDP
($bn)

Country's
total
population
(million)

General
Motors

168 647,000 9.7 Denmark 156 5.2

Ford 147 371,702 5.6 Hong Kong 142 6.1
Toyota 109 130,736 2.3 Finland 103 9.8
Hitachi 76 330,152 5.0 Philippines 72 67.8
Siemens 64 379,000 5.7 Venezuela 65 21.8
Philips 41 262,500 3.9 Ireland 53 3.5
PepsiCo 32 486,000 7.3 Morocco 30 26.5
McDonalds 11 237,000 3.6 Bulgaria 11 8.5
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men“9. Es geht weiter um die demokratische Kontrolle internationaler Insti-
tutionen und, so wäre hinzuzufügen, transnationaler Konzerne als wichtige
Akteure innerhalb globaler wirtschaftlicher Institutionen und Regime.
Wenn globale Politik erfolgreich sein soll, darf die Kernfrage der Macht,
über die multinationale Unternehmungen zweifelsohne verfügen, nicht aus-
geklammert werden. Mit anderen Worten: Ohne eine adäquate gesellschaft-
liche Transformierung und politische Einbindung dieser relevanten wirt-
schaftlichen Subsysteme wird Global Governance, zumindest im Bereich
der wirtschaftlichen Ebene, wenig erfolgreich sein.

2.2 Die Rolle von multinationalen Unternehmungen bei der
sozialpolitischen Gestaltung von Globalisierung

„Die zunehmende Kapital- und Unternehmungskonzentration führt zur Po-
litisierung der ehemals privaten Angelegenheit 'Unternehmung'. Große Un-
ternehmungen haben Auswirkungen auf die Gesamtgesellschaft, denen sich
diese nur bedingt entziehen kann. Private Unternehmensentscheidungen
werden öffentlich relevant, sind aber nicht öffentlich legitimiert und nicht
öffentliche kontrollierbar.“10

In der Anwendung der Global Governance auf kollektive ökonomische
Akteure wird das Thema einer Corporate Social Responsibility relevant.
Die öffentliche Tätigkeit des Staates wird, so ist in Anbetracht der Globali-
sierung zu vermuten, in Zukunft völlig anders aussehen, als es heute noch
der Fall ist11. Zumindest einige der klassischen Staatsaufgaben und –tätig-
keiten werden für ihn von flexiblen, multiplen und temporären Körper-
schaften übernommen. Dabei können die einzelnen natürlichen Personen
Bürger unterschiedlichster, beispielsweise nichtstaatlicher, privater und ge-
winnorientierter Organisationen werden („organizational citizenship“).
Eine Hypothese ist deshalb, dass es zu einer Ausweitung des Begriffes und
Verständnisses von Bürger und Bürgerschaft kommt: Es gibt dann tempo-
räre neben multiplen und partiellen Bürgerschaften. „Die Idee der Bürger-
schaft wird somit wesentlich erweitert und geht weit über die alleinige

9 Hauchler, Ingomar (1999) S. 37.
10 Ulrich, Peter (1977): Die Großunternehmung als quasi-öffentliche Institution. Eine

politische Theorie der Unternehmung. Stuttgart: Poeschel, S. 165.
11 Vgl. zum Folgenden Frey, Bruno S. (2002): Liliput oder Leviathan? Der Staat in der

globalisierten Wirtschaft [PDF]. In: Perspektiven der Wirtschaftspolitik 3(4), S. 363 -
375. Verfügbar unter: http://www.iew.unizh.ch/wp/iewwp085.pdf.
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Beziehung von Personen zum Nationalstaat hinaus“12. Wichtig für die glo-
bale Politik ist dabei eine Öffnung der starren nationalstaatlichen Grenzen
und Aufgaben hin zu „funktionalen Körperschaften“, also Einheiten, die zu
spezifischen Problemen und Anforderungen einen Beitrag leisten.

Ungeachtet der vielen problematischen Implikationen, die diese Idee im
Detail enthält, stellt sie einen wichtigen Gedankengang dar: Neben der Ver-
lagerung nationalstaatlicher Aufgaben nach „oben“, also auf die supranatio-
nale Ebene, oder nach „unten“, auf eine lokale und regionale Ebene, wird
es auch um eine Kompetenzverteilung „quer“ zu nationalstaatlichen Aufga-
ben kommen müssen. Eine solche Aufgabenverteilung muss funktional ge-
schehen und bedeutet, dass auch kollektive Akteure einen Beitrag zur glo-
balen Politik leisten können und müssen. Ein Beitrag der bisher - aus guten
Gründen - den Nationalstaaten vorbehalten blieb13.

In diesem Sinne erweisen sich transnationale Unternehmen als Schnitt-
punkt(e) sowohl der ökonomischen als auch der politischen Globalisierung.
Sie sind nicht nur mögliche Objekte internationaler Regulierungen und glo-
baler Regime, sondern - vor allem als kollektive Akteure - Subjekte des
Globalisierungsprozesses. Sie haben durch konkrete Managemententschei-
dungen und ihre operative Ausführung öffentlichen Einfluss und politische
Macht. Dass globale Konzerne als kollektive Akteure freiwillig zu guten
globalen Staatsbürgern (Corporate Citizen) werden ist genauso unwahr-
scheinlich wie reine Selbstverpflichtungsprogramme, die vor allem in der
aktuellen Debatte um die Corporate Social Responsibility vertreten werden,

12 A.a.O.: S. 368.
13 Betrachtet man die Nachkriegsgeschichte Deutschlands, so lässt sich eine solche

Betrachtung auch daraus herleiten, denn gesellschaftliche Fortschritte wurden in
vielen Bereichen zunächst durch nichtstaatliche kollektive Akteure (beispielsweise
den Tarifparteien in Fragen der humanen Arbeitsgestaltung und der Regulierung der
Arbeitszeit, den „sozialen Bewegungen“ in Fragen der Anerkennung von Minder-
heiten) erreicht, ehe sie staatlich reglementiert, kodifiziert und schließlich überwacht
wurden. Für die USA gilt ähnliches, z.B. für die „Civil Rights Movement“ als Bür-
gerrechtsbewegung.
Dies auf die globale Ebene und spezielle Akteure zu übertragen, kann wichtige
Antworten auf bisher ungelöste Fragen geben, ohne dabei die Regulierungs- und
Überwachungsfunktion transnationaler Regime zu vernachlässigen. Und es deutet
auf ein Potenzial hin, das im Rahmen der Global Governance genutzt werden kann,
denn globale Politik muss darüber reflektieren, inwieweit ihre Organisationen anders
organisiert und strukturiert sein müssen, um kollektives zukunftsfähiges Handeln zu
ermöglichen. Dabei kommt den globalen politischen Rahmenbedingungen weiterhin
ein wichtiger Stellenwert zu.
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eine gute Bürgerschaft herstellen können14. Es wird auch im Bereich globa-
ler sozialer Standards nicht ohne Grundregeln, denen alle Unternehmen
verpflichtet sind, möglich sein, zu einer sinnvollen Entwicklung kommen.

3. Die notwendige Konsistenz von Corporate Social Responsibility

„Es ist die nie abgeschlossene Aufgabe jeder demokratischen Gesellschaft,
die kollektive Rationalität ihrer Institutionen zu erhalten und zu erhöhen.“15

Bisher ist die globale soziale Verantwortung von Unternehmen ein höchst
widersprüchliches Phänomen. Erfolgreiche Firmen setzen sozialpolitische
Standards und übernehmen dabei faktisch Aufgaben, die klassisch den
Staaten und ihren Untergliederungen zugeschrieben werden16. Auf der
anderen Seite der Skala stehen große Konzerne, die dafür bekannt sind,
jeden Versuch der Beschäftigten, sich selbst für ihre Interessen einzusetzen
und Gewerkschaften zu gründen, mit Entlassungen „belohnen“17. Ins-
gesamt bleibt die unternehmerische Praxis einen Nachweis dafür, dass sie
insgesamt und durchgängig diese Verantwortung annimmt, schuldig. Das
lässt sich sowohl an der folgenden Grafik ablesen, welche den Bezug von
Gewinn zu geschaffenen Arbeitsplätzen darstellt, als auch an der spezifi-
schen Problematik, dass viele Großkonzerne lokal und regional keine adä-
quaten Steuern bezahlen - nicht zum Vorteil für die Sozialkassen der davon
betroffenen Kommunen und Gemeinden.

14 Siehe hierzu auch Ulrich, Peter (2000): Republikanischer Liberalismus und Corpo-
rate Citizenship. Von der ökonomischen Gemeinwohlfiktion zur republikanisch-ethi-
schen Selbstbindung wirtschaftlicher Akteure. St. Gallen.

15 Ulrich, Peter (1977): Die Großunternehmung als quasi-öffentliche Institution. Eine
politische Theorie der Unternehmung. Stuttgart: Poeschel, S. 227.

16 Wie beispielsweise die BMW-Group in Johannesburg, die einen Betriebskindergar-
ten auch zur Nutzung durch die lokale Bevölkerung bereitstellt.

17 “Of the U.S. corporations on the list, 44 did not pay the full standard 35 percent
federal corporate tax rate during the period 1996-1998. Seven of the firms actually
paid less than zero in federal income taxes in 1998 (because of rebates). These in-
clude: Texaco, Chevron, PepsiCo, Enron, Worldcom, McKesson and the world’s big-
gest corporation—General Motors”. Anderson, Sarah & Cavanagh, John (2000):
Top 200 – The Rise of Corporate Global Power [PDF], S. 3. Verfügbar unter:
http://www.ips-dc.org/downloads/Top_200.pdf
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“While the sales of the Top 200 are the equivalent of 27.5% of world
economic activity, these firms employ only a tiny fraction of the world’s
workers. In 1999, they employed a combined total of 22,682,166 workers,
which is 0.78% of the world’s workforce”.18

Transnationale Unternehmen sind immer nur gesellschaftliche Mittel für
einen Zweck und niemals Selbstzweck. Als Instrumente der Wohlfahrts-
steigerung der jeweiligen Kulturen und Gesellschaften bekommen sie von
diesen ihre „licence to operate“19, um Wertschöpfung betreiben zu können.
Gerade weil sie keine selbstzweckliche Veranstaltung darstellen, sind so-
wohl ihre Ziele als auch die Mittel zur Erreichung der Ziele dem gesell-

18 Grafik und Zitat: Anderson, Sarah & Cavanagh, John (2000): Top 200 – The Rise of
Corporate Global Power [PDF], S. 5. Verfügbar unter: http://www.ips-dc.org/down
loads/Top_200.pdf.

19 Vgl. hierzu das Statement des Shell Managers Tom Delfgaauw (zitiert nach Ulrich,
Peter & Streiff, Stefan (2003): Der unternehmensethisch kompetente Aufsichts- und
Verwaltungsrat [PDF]. In: Henkel, Frank (Hrsg.): Aufsichts- und Verwaltungsrat.
Der Praxisleitfaden für CEOs, Verwaltungsräte, Unternehmer, Stake- und Share-
holder. Zürich. 2003: 20, Fußnote 23; Verfügbar unter: http://www.iwe.unisg.ch/org
/iwe/web.nsf/wwwPubLiteraturTyp/18C36EA7712AC8A7C1256CCD003BD500):
“Was wir beobachten, ist in allen Gesellschaften des Westens das Gleiche - dass sich
die Öffentlichkeit zunehmend Gedanken macht über die soziale und die öffentliche
Verantwortung der grossen Companies, und darauf müssen wir reagieren. Natürlich
müssen wir weiterhin Reichtum generieren, Gewinn machen, aber bei uns hat sich
die Einsicht durchgesetzt, dass jedes Business sich vor der Gesellschaft rechtfertigen
muss - von ihr erhalten wir das, was man als licence to operate bezeichnet, die Be-
rechtigung, zu handeln und zu existieren“.
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schaftlichen Diskurs und staatlichen bzw. transnationaler Kontrollen zu
unterstellen – was sie von echten Bürgern sehr wohl unterscheidet20. Inso-
fern wird auch die Einhaltung internationaler Sozialstandards künftig nicht
alleine eine freiwillige Leistung bleiben, die aufgrund einer Selbst-
verpflichtung erbracht wird. Sie wird konsistent und durchgängig eine
Möglichkeit darstellen müssen, die soziale Frage auf transnationaler Ebene
zu lösen und Nationalstaaten dabei zu entlasten.

20 Das kann von einem echten Bürger nicht gesagt werden: Er ist Selbstzweck. Insofern
handelt es sich auch bei dem Begriff der Corporate Citizen um eine Analogie. Echte
Bürgerschaft ist kein ökonomischer Begriff, denn sie definiert die Stellung des
Menschen unabhängig vom (relativen) Wert ihres Beitrages zum ökonomischen
Prozess oder zur Gesellschaft.
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Erdölförderung im Golf von Guinea
aus Sicht einer kirchlichen Organisation

der Entwicklungszusammenarbeit

Elisabeth Strohscheidt & Axel Müller

1. Problemdarstellung

Im Jahr 2004 lagen allein in Sub-Sahara Afrika die Exporteinnahmen aus
mineralischen und Energierohstoffen bei rund 75 Mrd. US$. In einigen
Staaten der Region übersteigen diese Einnahmen die Höhe der öffentlichen
Entwicklungshilfezahlungen an diese Länder um ein Mehrfaches.

Die Erdölförderung in Afrika ist in den letzten zehn Jahren um 36%
gestiegen - ein Boom, welcher sich in den kommenden Jahren weiterhin
verstärken wird. Grund hierfür ist nicht nur die Tatsache, dass neue „global
player“ wie z.B. China oder Indien mit Macht auf den afrikanischen Ener-
gierohstoffmarkt drängen. Auch die USA haben ihre Importe aus der
Region erhöht und beziehen schon heute zirka 17% ihres Öls aus Afrika. In
den nächsten zehn Jahren sollen es gar 25% werden. Die Europäer wollen
ihre Erdölimporte aus diesem Kontinent in den kommenden Jahren eben-
falls steigern.

Besonders die Erdölvorkommen am Golf von Guinea, einer Region, die
sich von West- bis nach Zentralafrika erstreckt und die Länder von der
Elfenbeinküste bis Angola umfasst, werden immer begehrter. Zwar werden
dort z.Zt. nur zirka vier Prozent der weltweiten Erdölproduktion gefördert,
was im Gegensatz zu den Mengen im Nahen und Mittleren Osten oder
anderen Regionen wie z.B. Osteuropa/ehem. Sowjetunion oder Nordameri-
ka eher geringfügig ist. Die Region des Golf von Guinea hat allerdings ein
gewaltiges Potential an enormen unerschlossenen Erdölreserven. Schätzun-
gen zufolge befinden sich im Offshorebereich zirka 15 Milliarden Barrel1

1 Ein Barrel (Fass) umfasst 157,0 Liter.
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Erdöl. Der Golf von Guinea verfügt somit weltweit über die größten Tief-
seereserven an Erdöl sowie beträchtliche Mengen an Erdgas. Aber auch das
Festland (Onshore) ist reich an Erdöl und Erdgas. Zudem befinden sich
dort große Vorkommen an anderen Bodenschätzen wie Gold, Diamanten,
Mangan, Eisenerz, Kupfer, Zinn, Coltan, etc.

Mehr und mehr multinationale Unternehmen zieht es inzwischen in die
Region. Aufgrund des stetig ansteigenden Ölpreises und der zu erwarten-
den Auslandsdirektinvestitionen können die dortigen Erdölförderländer für
die nächsten Jahre erhebliche Einnahmen erwarten. Mit der wachsenden
wirtschaftlichen Bedeutung des Golf von Guinea nimmt auch seine geopo-
litische Bedeutung zu.

Für die afrikanischen Staaten der Region könnte der Reichtum der Energie-
rohstoffe sowie anderer Bodenschätze einen wichtigen (wirtschaftlichen)
Entwicklungsimpuls geben und einen entscheidenden Beitrag zur Armuts-
bekämpfung leisten. Gegenwärtig gehören diese Länder allerdings noch
immer zu den ärmsten der Welt, in denen im Laufe der Jahre die Armut so-
gar gestiegen ist. Heute herrscht in den Ländern eine einseitige Konzentra-
tion auf den Erdölsektor, eine extreme Korruption und Bestechungsmenta-
lität, Missmanagement und mangelnde Transparenz, wodurch die Einnah-
men aus der Erdölförderung nur einer Minderheit zugute kommen. Verbun-
den ist die Erdölförderung immer wieder mit ökologischen Desastern, ge-
walttätigen Konflikten mit hohem Destabilisierungspotential sowie mit
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen. Die Extraktion des Erdöls
hat keinen spürbaren Entwicklungsimpuls erzeugt. Im Gegenteil, in vielen
Ländern hat sich die wirtschaftliche und soziale Lage für die Mehrheit der
Bevölkerung über die Jahrzehnte verschlechtert.

Die Frage ist: Wird sich der Ressourcenreichtum der Länder des Golf von
Guinea weiterhin als ein „Fluch“ erweisen? Wird sich die wirtschaftliche
und soziale Lage in den Ländern weiterhin verschärfen und die Armut er-
höhen? Oder bergen die Rohstofferlöse eine Chance für diese Länder, wenn
sie künftig für Entwicklung nutzbar gemacht werden können?
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2. Fünf Länderbeispiele

Nigeria:

Nigeria ist der größte Erdölerzeuger der Region und siebtgrößter der Welt.
Obwohl Nigeria in den letzten dreißig Jahren zirka 280 Milliarden US$ aus
der Ölförderung erhalten hat, zählt es zu den ärmsten Ländern der Welt.
Laut UNDP (Human Development Report 2005) lag Nigeria 2003 nur auf
Platz 158 (von insgesamt 177 bewerteten Ländern). Etwa 2/3 der Bevölke-
rung muss von weniger als einem Dollar pro Tag leben.



132 ELISABETH STROHSCHEIDT & AXEL MÜLLER

Neben gravierenden ökologischen Problemen als Folge der Erdölförderung
herrschen in Nigeria extreme Korruption sowie gewalttätige Konflikte zwi-
schen verschiedenen Volksgruppen, ethnischen Milizen und der Regierung.
Politik und Praxis der großen Erdölkonzerne tragen – wissentlich oder un-
wissentlich – zur Konfliktverschärfung bei. In der Folge steigt die Gefahr
für Mitarbeiter von Erdölkonzernen, bedroht und entführt zu werden; die
Konzerne ihrerseits sichern ihre Anlagen und schützen ihre Mitarbeiter
durch den Einsatz von privaten und staatlichen Sicherheitskräften, die viel
zu oft selbst wieder Verantwortung für Menschenrechtsverletzungen tra-
gen.

Die jetzige Erdölförderung von 2,5 Millionen Barrel am Tag soll in den
kommenden Jahren verdoppelt werden.

Kamerun:

Obwohl die Erdölförderung mit 84.000 Barrel am Tag (2005) um ein
Vielfaches geringer ist als in anderen Ländern der Region, hat die
Extraktion des Rohstoffes in Kamerun ebenfalls zu Konflikten geführt, so
beispielsweise mit seinem Nachbarn Nigeria bezüglich der Halbinsel von
Bakassi. Die Tschad-Kamerun Ölpipeline, welche - von den Ölfeldern in
der Doba-Region des Tschad kommend - 800 Kilometer durch das Land
führt, hat die Armut der entlang der Pipeline lebenden Menschen erhöht
und zahlreiche Menschenrechtsverletzungen zur Folge gehabt.

Aufgrund mangelnder Transparenz der Einnahmen aus dem Erdöl- und an-
deren Sektoren ist nicht bekannt, wie hoch die Staatseinnahmen aus diesem
Bereich sind und wofür die Mittel verwendet werden.

Zur Zeit finden in Kamerun intensive Suchaktivitäten nach neuen Erdöl-
quellen statt.

Tschad:

Seit 2003 gehört der Tschad auch zu den Erdölförderländern der Region.
Mit einer Investitionssumme von über 4 Mrd. US$ - der größten privatwirt-
schaftlichen Investition in Sub-Sahara-Afrika - wurden die Erdölfelder im
Tschad erschlossen und eine Pipeline quer durch Kamerun an die atlanti-
sche Küste gebaut. Das Erdölprojekt Tschad-Kamerun wurde auch von der
Weltbank finanziell unterstützt. Es sollte einen wesentlichen Beitrag zur
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Armutsreduzierung des Landes leisten. Bislang haben die Einnahmen aller-
dings keinen Entwicklungsimpuls erbracht. Im Gegenteil, seit Beginn der
Erdölförderung hat sich die Armut im Tschad weiter verschärft, die Kor-
ruption erhöht und die politische Lage verschlechtert. Die politische Oppo-
sition wird zunehmend unter Druck gesetzt; Menschenrechtsverletzungen
nehmen - nach einer kurzen Zeit relativer Besserung - wieder zu. Verschie-
dene Rebellengruppen, besonders im Osten des Landes, formieren sich und
wollen die jetzige Regierung stürzen.

Weitere Erdölvorkommen befinden sich im Südosten und im Westen
(Tschadsee) des Landes und sollen in den kommenden Jahren erschlossen
werden.

Republik Kongo (Kongo-Brazzaville):

2005 förderte die Rep. Kongo 287.000 Barrel Öl am Tag. Die Vorkommen
befinden sich überwiegend vor der Küste des Landes. Das Land erholt sich
nur langsam von den drei Bürgerkriegen in den neunziger Jahren, die Tau-
sende von Opfern forderten und während derer mehr als 800.000 Menschen
vertrieben wurden. Die Gründe der Kriege waren offiziell Konflikte zwi-
schen dem Norden und dem Süden (bzw. innerhalb des Südens); hinter-
gründig ging es aber auch um den Zugang zu den Ölquellen und um die
Verteilung der Erdöleinnahmen. Die Erdölförderung steigt seit einigen
Jahren stetig an. Transparenz über die Höhe und die Verwendung der Ein-
nahmen existiert jedoch praktisch nicht. Millionen von US$ verschwinden
jedes Jahr in privaten Taschen, anstatt zur Armutsbekämpfung und Ent-
wicklung der Bevölkerung eingesetzt zu werden. Menschenrechtsakti-
visten, die sich für mehr Transparenz und gegen Korruption einsetzen, wer-
den eingeschüchtert und politisch verfolgt.

Angola:

Mit einer täglichen Erdölförderung von über einer Million Barrel ist Ango-
la - nach Nigeria - der zweitgrößte Erdölproduzent der Region. Seit dem
Ende des Bürgerkrieges im Jahre 2002 könnten die Petrodollars zum
Wiederaufbau der zerstörten Infrastrukturen und zur Entwicklung des Lan-
des beitragen. Stattdessen führen jedoch Korruption und fehlende Transpa-
renz im Erdölsektor dazu, dass Millionen von US$ jedes Jahr verschwin-
den.
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Ein ständiges Konfliktpotential herrscht in der Exclave Cabinda vor, der
Hauptförderregion Angolas, wo Milizenbewegungen sich von Angola ab-
spalten wollen. Amnesty International und andere Organisationen berichten
immer wieder über schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen, insbe-
sondere aus der Region Cabinda.

Angola plant eine Verdoppelung seiner Erdölförderung in den kommenden
Jahren.

3. Zentrale Fragestellungen von und für MISEREOR

Angesichts der starken Zunahme der Erdölförderung, der zu erwartenden
weiteren Auslandsinvestitionen in diesem Bereich sowie des Anstiegs des
Ölpreises hat der Rohstoff eine große wirtschaftliche und soziale Bedeu-
tung für die Region erlangt. Dies ist eine bedeutsame Chance zur Armuts-
reduzierung. Wie die o.g. Beispiele belegen, birgt die Entwicklung jedoch
die Gefahr, dass stattdessen Menschenrechtsverletzungen und gewaltsame
Konflikte zunehmen oder sich verschärfen und sich die Lebenssituation der
Menschen noch weiter verschlechtert. Es gilt, Antworten auf folgende
Fragen zu finden:

1. Unter welchen Bedingungen kommt es zur Erdölförderung oder wird
Erdöl gefördert und wer profitiert davon? Wie kann sichergestellt wer-
den, dass die Ölförderung nicht zu Menschenrechtsverletzungen, Um-
weltzerstörung und Verarmung der betroffenen Bevölkerung führt?

2. Wie kann sichergestellt werden, dass die Einnahmen aus der Erdöl-
förderung transparent gemacht und gerecht verteilt werden und der
nachhaltigen Entwicklung aller dienen?

3. Unter welchen Bedingungen führt die Erdölförderung zu Konflikten, zu
Konfliktverschärfung und zu Gewaltökonomien? Wie kann dies vermie-
den werden?

4. Wie kann eine sachgerechte Beteiligung der Zivilgesellschaft auf allen
Ebenen sicher gestellt werden?

Eine solche sachgerechte Beteiligung der Zivilgesellschaft an Entschei-
dungsprozessen ist eine Schlüsselkomponente zur Veränderung der Ar-
mutssituation großer Teile der Bevölkerung in den erdölexportierenden
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Allerdings zeigt gerade das Beispiel Tschad, dass das Auftreten neuer
global player - wie China - die Durchsetzung von Menschenrechten und
Sozialstandards bedeutend erschweren kann. Denn inzwischen versteht es
so manche Regierung, die neuen global player und andere Akteure gegen-
einander auszuspielen – zum eigenen kurzfristigen Nutzen, nicht aber un-
bedingt im langfristigen Interesse der eigenen Mehrheitsbevölkerung. Und
viel zu häufig noch profitieren auch privatwirtschaftliche Unternehmen von
zerfallenden staatlichen Strukturen und Gewaltökonomien oder nehmen
diese stillschweigend in Kauf, solange es dem eigenen Geschäft nicht
schadet. Dies ist ein Grund mehr, sich für international geltende Mindest-
standards einzusetzen, die für alle gelten sollten – auch für die mächtigen
staatlichen Konzerne aus den emerging economies. Dies zu erreichen ist –
selbst bei entsprechendem politischen Willen der Akteure – eine der großen
Herausforderungen der nächsten Jahre.

Dabei geht es immer wieder darum, zu fragen: was ist Aufgabe des Staates,
was ist die eines Unternehmens? Dem Ex-Shell-Manager und späteren
Sprecher der Business Group von Amnesty International in Großbritannien,
Sir Geoffrey Chandler, ist zuzustimmen, wenn er sagt: „Unternehmen
können und sollten nicht die moralischen Schiedsrichter der Welt sein. Sie
können weder die Rolle von Regierungen übernehmen noch alle sozialen
Probleme lösen, mit denen sie konfrontiert werden. Ihr Einfluss auf die
globale Wirtschaft nimmt jedoch zu und ihre Präsenz beeinflusst zuneh-
mend die Gesellschaften, in denen sie tätig sind. Mit dieser Tatsache geht
die Notwendigkeit einher, zu erkennen, dass sie nur dann weiterhin Güter
und Dienstleistungen anbieten und finanziellen Wohlstand schaffen können
– wobei der Privatsektor einzigartige Erfolge unter Beweis stellen konnte –,
wenn sie Akzeptanz durch eine internationale Gemeinschaft erfahren, die
den Schutz der Menschenrechte als Lizenz für die unternehmerische
Tätigkeit ansieht.“ Und zu Recht weist Klaus Leisinger, Sonderberater von
UN Generalsekretär Kofi Annan für den Global Compact, auf die morali-
sche Verpflichtung der Unternehmen zur Wahrung und Förderung der
Menschenrechte hin: „Sollten sie diese grundlegenden Elemente ihrer
sozialen Verantwortung nicht einhalten“, so Leisinger, „gehen sie das
Risiko ein, ihre soziale (wenn nicht gar legale) Legitimierung für ihre un-
ternehmerische Tätigkeit zu verlieren. Daher sieht sich zumindest das Ma-
nagement aufgeklärter Unternehmen mit der Frage konfrontiert, wie es auf
die wachsende Bedeutung der an sie gestellten menschenrechtsbezogenen
Forderungen reagieren soll.“
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Um zu verhindern, dass Unternehmen zum Komplizen von Menschen-
rechtsverletzungen werden, macht es Sinn, neben den inzwischen üblichen
Umweltverträglichkeitsprüfungen auch „Menschenrechtsverträglichkeits-
prüfungen“ zu entwickeln und verbindlich festzuschreiben. Darüber hinaus
sollten international verbindliche Standards zur menschenrechtlichen und
sozialen Verantwortung von Unternehmen entwickelt werden, die eine
(vertrauliche) Beschwerdemöglichkeit für Opfer von Menschenrechtsver-
letzungen durch Unternehmen beinhalten.

Staaten und internationale Finanzinstitutionen sollten die Vergabe von Ex-
portkrediten und Investitionsgarantien an die Einhaltung von Mindeststan-
dards (wie die OECD-Leitsätze für Unternehmen und die EITI-Kriterien2)
knüpfen.

4. Die Arbeit von MISEREOR am Golf von Guinea

Ziel von Misereor und seinen Partnern in den Ländern des Golfs von
Guinea ist es, Einfluss auf die Rahmenbedingungen der Erdölförderung zu
nehmen, damit diese künftig einen Beitrag zur Armutsreduzierung in
diesen Ländern leistet und Exploration, Extraktion und Export des
„schwarzen Goldes“ zu einem Segen statt einem Fluch für die Menschen in
der Region werden. Um dieses Ziel zu erreichen, ist MISEREOR in folgen-
den Bereichen tätig:

Dialog, Netzwerkarbeit und Capacity Building:

MISEREOR fördert den bestehenden Austausch zwischen den Akteuren
der Zivilgesellschaft (kirchlichen und nicht kirchlichen Organisationen) in
der Region. Hierzu werden Austauschreisen, Treffen zwischen den Part-
nern, Workshops und Seminare zu speziellen Themen organisiert (Capacity
Building). Zivilgesellschaftliche Organisationen werden weiter qualifiziert,
damit ihrer Arbeit mehr Gewicht zukommt und ihre Verhandlungsmacht
national und international gestärkt wird.

2 Extractive Industries Transparency Initiative (EITI) ist eine Multi-Stakeholder-Initia-
tive zur Verbesserung der Transparenz der Zahlungen und Gewinnausschüttungen in
der Rohstoffindustrie. EITI fordert nicht nur die Unternehmen, sondern auch die Re-
gierungen auf, ihre Einnahmen aus dem Erdöl-, Erdgas- und Bergbausektor offen zu
legen. Mehr Informationen hierzu gibt es unter www.eitransparency.org.
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In Nigeria unterstützt Misereor eine nigerianische Nichtregierungsorganisa-
tion (NRO), die im Nigerdelta in einem durch die Erdölförderung beding-
ten Konflikt zwischen Ethnien und Erdölkonzernen vermittelt. Ziel ist die
Befriedung des ethnischen Konfliktes und die angemessene Entwicklung
der Siedlungsräume der betroffenen Ethnien durch eine gerechte Teilhabe
an den Erdöleinkünften.

In Kamerun fördert Misereor ein Projekt, welches die Bevölkerung beim
Kampf gegen die negativen Auswirkungen der Erdölpipeline Tschad-Ka-
merun unterstützt. Dabei sammelt eine lokale NRO Informationen darüber,
ob die vereinbarten Entschädigungsleistungen tatsächlich in der zugesagten
Form und Höhe bei der betroffenen Bevölkerung angekommen sind und
unterstützt die lokale Bevölkerung - mit sichtbarem Erfolg - in Verhandlun-
gen mit Konzernen und Regierungsstellen.

Im Tschad engagiert sich ein von Misereor gefördertes zivilgesellschaftli-
ches Netzwerk in den zukünftigen Erdölgebieten und informiert die Men-
schen über mögliche Gefahren und Auswirkungen der Förderung. Dieses
Netzwerk unterstützt und begleitet dabei auch die Basisgruppen in den je-
weiligen Erdölregionen.

Zusammenarbeit mit der Kirche vor Ort:

MISEREOR will den Dialog und die Zusammenarbeit mit der Katholischen
Kirche in den Ländern des Golf von Guinea noch verstärken und eine
Sensibilisierung zu dieser Thematik initiieren, damit die Kirche selbst sich
noch stärker engagiert. Sie kann einen wichtigen Beitrag auf dem Weg zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen der Erdölförderung und einer
größeren Verteilungsgerechtigkeit der Erlöse leisten – und tut dies häufig
auch schon.

In diesem Kontext gibt es eine enge Zusammenarbeit mit kirchlichen
Strukturen in Nigeria, Kamerun, Tschad, der Republik Kongo und Angola.

Transparenzförderung im Erdölsektor:

MISEREOR fördert Programme und Projekte zur Verbesserung der Trans-
parenz im Erdölsektor. Die Bevölkerung muss die notwendigen Informa-
tionen über die Erdöleinnahmen der Regierung erhalten, um die Verwen-
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dung der Gelder nachvollziehen zu können. Zivilgesellschaftliche Kontrol-
le der Einnahmen und der Mittelverwendung ist ein zentrale Voraussetzung
dafür, dass die vorhandenen Mittel gerecht verteilt werden und einen Bei-
trag zur Armutsbekämpfung leisten.

In Angola wird von Misereor ein Projekt zur Begleitung der kirchlichen
und nichtkirchlichen Initiativen zur Stärkung der Transparenz und Bürger-
kontrolle der staatlichen Öleinnahmen unterstützt.

In der Republik Kongo fördert Misereor die Transparenzkampagne
„Publish What You Pay“, die von den Erdölunternehmen die regelmäßige
Veröffentlichung ihrer Zahlungen an die Regierung verlangt. Darüber hi-
naus setzt die Kampagne sich für die transparente Verwendung der Erdöl-
gelder ein.

Lobbyarbeit in Europa und in Deutschland:

Durch Lobby- und Kampagnenarbeit will MISEREOR die deutsche Öffent-
lichkeit zu dem Thema informieren und sensibilisieren und Einfluss auf die
politischen Entscheidungsträger in Deutschland und in der EU sowie auf
die Unternehmen selbst nehmen.

In Deutschland arbeitet MISEREOR u.a. aktiv in der Arbeitsgruppe „Erdöl
Tschad-Kamerun“ mit. Die AG besteht aus mehreren deutschen Nichtregie-
rungsorganisationen, betreibt in Deutschland Lobbyarbeit und fordert von
den Verantwortlichen für das Tschad-Kamerun-Erdölprojekt, dass die Öl-
einnahmen für die Entwicklung des Landes und die Armutsbekämpfung
eingesetzt werden. Des weiteren ist MISEREOR eine der Trägerorganisa-
tionen des Ökumenischen Netzes Zentralafrika (ÖNZ). Als solche hat
MISEREOR eine Studie mit in Auftrag gegeben, die am Beispiel von fünf
in der DR Kongo tätigen deutschen Unternehmen der Frage nachgeht, wel-
chen Beitrag die Privatwirtschaft leistet und leisten kann, um eine Gewalt-
ökonomie in eine Friedensökonomie zu transferieren. Eine der untersuchten
Fallstudien kommt aus dem Bereich Bergbau, eine andere aus dem Bereich
Tropenholz.

Darüber hinaus arbeitet MISEREOR kontinuierlich in der AG „Wirtschaft
und Menschenrechte“ des Forums Menschenrechte mit und setzt sich auf
der Grundlage eines VENRO-Mandates am „Runden Tisch Verhaltensko-
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dizes“ für die transparente und effektive Umsetzung freiwilliger Verhal-
tenskodizes von deutschen und anderen Unternehmen ein.

5. Empfehlungen und Erwartungen an Politik und Wirtschaft

Die Bundesregierung hat in den letzten Monaten wiederholt die Bedeutung
der „Extractive Industries Transparency Initiative“ (EITI) betont und
empfohlen, die Initiative in Richtung auf eine größere Verbindlichkeit wei-
terzuentwickeln. Die Bundesregierung unterstützt EITI politisch und finan-
ziell. MISEREOR begrüßt dieses Engagement und wird sich dafür ein-
setzen, dass die Forderung nach stärkerer Verbindlichkeit von EITI auch im
Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft und der G8 stärkeren Rück-
halt gewinnt. Die Bundesregierung soll mit gutem Beispiel vorangehen und
national konkrete Umsetzungsschritte einleiten. Z.B. sollten die EITI-Krite-
rien, ebenso wie die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, als
Kriterien bei der Vergabe von Exportkrediten und Investitionsgarantien he-
rangezogen werden.

Die Bundesregierung soll die Zeit der EU-Ratspräsidentschaft dazu nutzen,
sich aktiv in die Diskussion einzubringen, die John Ruggie derzeit im Auf-
trag des UN-Menschenrechtsrates mit Unternehmen, Gewerkschaften, Re-
gierungen und Nichtregierungsorganisationen führt. John Ruggie ist Son-
derbeauftragter von UN-Generalsekretärs Kofi Annan zum Thema Wirt-
schaft und Menschenrechte. Die international verbindliche Standardsetzung
im Bereich der menschenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen
muss weiterentwickelt werden. Auch deutsche Unternehmen sollten sich
der „Business Leaders Initiative on Human Rights“ (BLIHR) anschließen
oder eine ähnlich innovative Initiative der Wirtschaft in Deutschland grün-
den.

Gegenüber den Erdölkonzernen wird MISEREOR sich dafür verwenden,
dass sie Exploration und Förderung nur nach international geltenden Um-
welt- und Sozialstandards durchführen und sicherstellen, weder mitverant-
wortlich für Menschenrechtsverletzungen zu werden noch solche still-
schweigend zu dulden. Unabhängige Institutionen sollten die Erdölprojekte
kontrollieren und bei Bedarf Verbesserungsmaßnahmen vorschlagen,
welche von Erdölunternehmen umgesetzt werden sollten.

MISEREOR wird sich für die Weiterentwicklung und praktische Umset-
zung von „Menschenrechtsverträglichkeitsprüfungen“ einsetzen sowie für
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eine Weiterentwicklung von Standardinitiativen und politischen Rahmen-
bedingungen, die eine größere Transparenz im Bankensektor zum Ziel ha-
ben.

Internationale Finanzinstitutionen sind aufgefordert, nur dann in Erdölpro-
jekte zu investieren, wenn die nötige Transparenz der Einnahmen und der
Mittelverwendung sowie die Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards
garantiert sind und wenn sichergestellt ist, dass die Projekte nicht zu Men-
schenrechtsverletzungen beitragen. Investitionen in Projekte für erneuerba-
re Energien sollten einen größeren Stellenwert bekommen als Erdöl- und
Erdgasprojekte.

Wir werden uns weiterhin gegenüber Regierungen in Nord und Süd für die
Stärkung von Zivilgesellschaft in den rohstoffreichen sowie rohstoffarmen
Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas einsetzen und ebenso für
einen Schutz von MenschenrechtsverteidigerInnen.

Misereor veröffentlicht Fact Sheets mit detaillierteren Informationen zu folgenden Län-
dern: Angola, Äquatorialguinea, Demokratische Republik Kongo, Gabun, Kamerun, Ni-
geria, Republik Kongo (Kongo Brazzaville), Sudan, Tschad.

Seit Januar 2007 gibt Misereor außerdem Fact Sheets zu ausgewählten Erdölunterneh-
men in Sub-Sahara-Afrika heraus: Exxon Mobil, Shell, Chevron, BP, Total, chinesische
Unternehmen.





Sozialstandards in der Spielzeugproduktion
– Zwischenbilanz nach drei Jahren

ICTI CARE-Prozess

Uwe Kleinert

Der ICTI-Kodex: Verantwortung light?

Seit 1999 setzt sich die Aktion fair spielt – das sind das Bischöfliche Hilfs-
werk Misereor, die Katholische Frauengemeinschaft Deutschlands (kfd),
die Katholische Arbeitnehmer-Bewegung (KAB), das Nürnberger Bündnis
Fair Toys und die Werkstatt Ökonomie – für faire Arbeitsbedingungen bei
den asiatischen Zulieferbetrieben deutscher Spielzeugfirmen ein. Überlange
Arbeitszeiten, unzureichender Arbeits- und Gesundheitsschutz, Löhne
unter dem gesetzlichen Mindestlohn, menschenunwürdige Wohnheime,
keine Sozialversicherung, fehlender Kündigungsschutz und keine Arbeit-
nehmervertretung – all das ist nach wie vor verbreitet, nicht nur in den
Spielzeugfabriken, aber eben auch dort.

Abhilfe soll der Verhaltenskodex des Weltverbandes der Spielzeugindustrie
(International Council of Toy Industries; ICTI) schaffen: Der wurde Mitte
der 90er Jahre vor dem Hintergrund zweier katastrophaler Fabrikbrände mit
Dutzenden Toten und Hunderten Verletzten formuliert – als unverbindliche
Absichtserklärung zunächst und mit dem Ziel, die öffentliche Kritik zu be-
sänftigen. Erst nachdem die Kritik nicht verstummte, die Branche nicht aus
den Schlagzeilen kam, wurden Konsequenzen gezogen: Der Spielzeug-
Weltverband schuf im Jahr 2001 mit einem detaillierten Regelwerk endlich
die Voraussetzung dafür, dass die Einhaltung des Verhaltenskodexes nicht
nur behauptet, sondern auch systematisch überprüft werden konnte. Ein
wesentliches Element sind Kontrollen durch externe Auditfirmen, die von
ICTI zugelassen sein müssen. Spielzeugfabriken, in denen die Regeln des
Kodexes befolgt werden und die das durch eine Fabrikinspektion haben
überprüfen lassen, erhalten vom Weltverband ein Zertifikat, das ein Jahr
lang gültig ist und dann erneuert werden muss.
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Seit 2003 werden Spielzeugfabriken in China – von dort kommen rund drei
Viertel der auf dem Weltmarkt gehandelten Spielwaren – im Rahmen die-
ses so genannten ICTI CARE-Prozesses kontrolliert. Aktuell sind dort in-
zwischen 459 Spielzeugfabriken mit insgesamt über 470.000 Beschäftigten
nach dem ICTI-Kodex zertifiziert. Zum Vergleich: Der chinesische Spiel-
zeugverband gibt auf seiner Website die Zahl der Spielzeugfabriken allein
in den Küstenprovinzen mit 7.757 an. Gemäß dem Anspruch des Weltver-
bandes, mit dem Kodex einen Branchenstandard mit weltweiter Geltung
etabliert zu haben, soll das System schrittweise auch auf andere Länder
übertragen werden.

Zu den Kriterien des Kodexes gehört die Einhaltung der gesetzlichen Be-
stimmungen hinsichtlich Arbeitszeit, Löhnen, Überstundenvergütungen
und Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft, das Recht auf eine Arbeit-
nehmervertretung entsprechend nationalem Recht, das Verbot von Kinder-
und Zwangsarbeit sowie eine Reihe von Regelungen im Bereich Sicherheit
und Gesundheit am Arbeitsplatz – Selbstverständlichkeiten, sollte man
meinen, zumal der Kodex nur die Einhaltung der Landesgesetze fordert und
nicht etwa auf strengere international vereinbarte Standards wie die Kern-
konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) Bezug nimmt.

So wichtig eine Orientierung an den ILO-Normen wäre – auch die Bezug-
nahme auf nationales Recht ist wenigstens im chinesischen Kontext nicht
sinnlos: Das chinesische Arbeitsgesetz definiert durchaus strenge Stan-
dards, bisher mangelt es den Behörden allerdings verbreitet am Willen,
dem Gesetz auch Geltung zu verschaffen. So schreibt das Arbeitsgesetz
mindestens einen freien Tag pro Woche und eine Regelarbeitszeit von nicht
mehr als 40 Wochenstunden vor, die Zahl der Überstunden begrenzt es auf
höchstens 36 im Monat. Nach einer Untersuchung des chinesischen Sta-
tistikamtes, deren Ergebnisse Ende Oktober 2006 veröffentlicht wurden, ar-
beiten 47 Prozent der chinesischen Wanderarbeiter sieben Tage die Woche,
für mehr als ein Viertel sind neun bis zehn Stunden täglich die Regel, 13
Prozent müssen sogar noch länger schuften. Und 50 Prozent der Befragten
gaben an, für Überstunden würden keine Zuschläge gezahlt, die das Ar-
beitsgesetz doch vorschreibt.

Trotz seiner Unzulänglichkeiten sowohl beim Inhalt der Kriterien als auch
beim Kontrollverfahren (dazu unten mehr) kann der ICTI CARE-Prozess
nach Einschätzung der Aktion fair spielt dazu beitragen, die Arbeitsbedin-
gungen in der chinesischen Spielzeugindustrie zu verbessern –
vorausgesetzt, er wird auf breiter Front, zügig und konsequent umgesetzt!
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Die deutschen Hersteller: Verweigerung verbreitet

Deshalb hat die Aktion fair spielt die Branche beim Wort genommen und
die deutschen Spielzeugfirmen in den letzten Jahren – durch öffentliche
Mobilisierung, Verbraucherinformation und Gespräche – immer wieder
dazu aufgefordert, die Einhaltung sozialer Mindeststandards bei ihren Lie-
feranten sicherzustellen, indem sie den eigenen Branchenkodex anwenden.

Tatsächlich kam Bewegung in die Branche: Während im November 2004 –
ein Jahr nach dem Start des ICTI CARE-Prozesses – gerade einmal neun
deutsche Spielzeugfirmen ein oder mehrere ICTI-Zertifikate von Lieferan-
ten vorweisen konnten, waren es vor Jahresfrist 17, heute sind es 36. Die
Zahl der zertifizierten Lieferanten hat sich innerhalb des letzten Jahres von
57 auf jetzt 118 verdoppelt. In den zertifizierten Fabriken dürften schät-
zungsweise 130.000 bis 140.000 Menschen arbeiten. Dieser positive Trend
darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die deutschen Spielzeugher-
steller nach wie vor verbreitet mauern und verschleppen – auf dem Rücken
der Arbeiterinnen und Arbeiter in den chinesischen Zulieferbetrieben.

Anfang des Jahres hatte der Deutsche Verband der Spielwaren-Industrie
(DVSI) angekündigt, im Herbst 2006 eine Liste seiner Mitgliedsunterneh-
men zu veröffentlichen, aus der auch hervorgeht, welche Firmen sich wie-
terhin hartnäckig gegen eine Zertifizierung ihrer Lieferanten nach dem Ver-
haltenskodex des Weltverbandes der Spielzeugindustrie (ICTI) sperren.
Der Verband möchte damit erreichen, dass alle seine Mitglieder den ICTI-
Kodex bei ihren chinesischen Lieferanten umsetzen, mit Ausnahme der
Mindestbeitragszahler, die er als zu klein erachtet, um gegenüber ihren Lie-
feranten Einfluss zu haben, und mit Ausnahme der Hersteller, die aus-
schließlich in Deutschland und der Europäischen Union produzieren (las-
sen).

Doch von diesem selbst gesteckten Ziel ist der Verband meilenweit ent-
fernt. Sein „letzter Aufruf“ stößt bei den meisten Mitgliedsfirmen auf taube
Ohren: Von den 130 Mitgliedern des DVSI, die nicht Mindestbeitragszah-
ler sind, haben rund 70 – also mehr als die Hälfte – noch nicht einmal offen
gelegt, ob sie in China oder anderen asiatischen Ländern produzieren
(lassen). Von 43 Mitgliedsunternehmen ist inzwischen bekannt, dass sie in
nennenswertem Maß – das heißt mehr als zwei Prozent ihres Produktions-
wertes – Zulieferungen aus China beziehen; zwei haben bekanntermaßen
Lieferanten in anderen asiatischen Ländern. 14 produzieren ganz oder fast
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ausschließlich – das heißt mit einem Anteil am gesamten Produktionswert
von 98 Prozent oder mehr – in Deutschland oder der Europäischen Union.

Von den 50 DVSI-Mitgliedern, die bekanntermaßen in China produzieren
(lassen), haben zwar immerhin 33 mindestens einen Lieferanten mit einem
ICTI-Zertifikat, 17 aber nicht. Und insgesamt ist von den chinesischen Lie-
feranten derjenigen DVSI-Mitglieder, die Angaben über die Gesamtzahl
ihrer Lieferfirmen gemacht haben, gerade einmal ein Viertel nach dem
ICTI-Kodex zertifiziert. In den übrigen drei Vierteln der chinesischen Lie-
ferfabriken deutscher Spielzeugfirmen kann hingegen nicht ausgeschlossen
werden, dass den Arbeiterinnen und Arbeitern weiterhin ihre legitimen
Rechte vorenthalten werden – glaubwürdig überprüft hat das Gegenteil
jedenfalls niemand.

16 Spielzeughersteller, deren chinesische Lieferanten alle zertifiziert sind:
Althans (2 Lieferanten), Bachmann (1), Heunec (2), Lehmann (3), Paul’s
Model Art (2), Piatnik (3), Playgo (1), Playmobil (3), Revell (6), Schmidt
Spiele (5), Sieper (2), Sohni-Wicke (1), Stadlbauer (2), Steiff (2), Tolo
Toys (1), Vtech (1)

4 Spielzeughersteller, deren chinesische Lieferanten mindestens zur Hälfte
zertifiziert sind: CreCon (4 von 5), Depesche (3 von 5), Ravensburger (13
von 14), Zapf (15 von 20)

10 Spielzeughersteller ohne erkennbares Engagement: Lissi Bätz, Bully-
land, FKW Keller, Götz, Piko, Rubies, Schleich, Simprop, Sunkid, Trudi

Stand: 12.12.2006
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zu Unregelmäßigkeiten und Betrügereien kommt. Aus diesem Grund for-
dert die Aktion fair spielt den Weltspielzeugverband seit langem auf, das
Ergebnis der regulären Inspektionen, die bislang von den Lieferanten selbst
bei den von ICTI dafür zugelassenen Auditgesellschaften in Auftrag gege-
ben werden, stichprobenartig mit unangekündigten Kontrollen zu über-
prüfen.

In den letzten Monaten hat ICTI testweise mit der Durchführung solcher
Audits zur Qualitätkontrolle („QC Audits“) begonnen – um ernüchtert fest-
zustellen, dass es in allen 17 betroffenen Fabriken bei den regulären Audits
zu Unregelmäßigkeiten gekommen war. Die hohe „Trefferquote“ begrün-
det ICTI damit, dass man zunächst diejenigen Firmen überprüft habe, bei
denen schon entsprechende Verdachtsmomente vorgelegen hätten. Die be-
troffenen Lieferanten können ihr ICTI-Zertifikat „auf Bewährung“ behal-
ten, dieser Status wird auf der ICTI-Website ausgewiesen und die Firmen
werden einem strengen Plan zur Beseitigung der Mängel und engmaschi-
gen Kontrollen unterworfen.

Außerdem müssen die chinesischen Spielzeughersteller künftig auf die bis-
her freie Wahl der Auditgesellschaft verzichten. Das Unternehmen, das die
Einhaltung der Arbeitsbedingungen mit einer Kontrollinspektion überprü-
fen soll, wird ab Januar 2007 von ICTI zugewiesen. Damit kann vermutlich
wirksam verhindert werden, dass Auditgesellschaften sich im Interesse
ihres „guten“ Rufes in der Branche und zur Sicherung künftiger Aufträge
allzu nachsichtig zeigen.

Im Blick auf die übrigen Forderungen zeigt sich ICTI dagegen hartleibig –
so bei der Besetzung des Aufsichtsgremiums und in der Frage verbesserter
Transparenz – oder sucht nach Ausflüchten, wie in der Frage der Einfüh-
rung eines Beschwerdesystems: Ein (!) Versuch in dieser Richtung habe
gezeigt, dass die Arbeiterinnen und Arbeiter das eingerichtete Beschwerde-
telefon kaum dazu genutzt hätten, auf Missstände in der Fabrik hinzuwei-
sen. Vielmehr sei es bei der überwiegenden Mehrzahl der Anrufe um
Probleme privater Natur oder um Animositäten zwischen Kollegen gegan-
gen. Der Aktion fair spielt liegen keine Informationen darüber vor, wie die
Belegschaft in diesem Fall über die Funktionsweise des Beschwerdeverfah-
rens aufgeklärt und wie versucht wurde, eventuelle Vorbehalte abzubauen.
In jedem Fall ist diese Einzelerfahrung keine Rechtfertigung dafür, die Ar-
beiterinnen und Arbeiter bei der Kontrolle des Kodexes einfach weiter
außen vor zu lassen.
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BSCI versus ICTI: Vereinbarung nötig

Ein Vorteil des ICTI-Kodexes besteht darin, dass er als Branchenkodex der
Spielzeugindustrie das Potenzial hat, an die Stelle einer Vielzahl von Un-
ternehmenskodizes mit unterschiedlichen Kriterien zu treten, denen die chi-
nesischen Lieferanten bislang gerecht werden sollen. Es wird von chinesi-
schen Fabriken berichtet, die im Laufe eines Jahres Dutzende von Inspek-
tionen im Auftrag ihrer Abnehmer absolvieren mussten. Eine Vereinheitli-
chung von Standards ist auch im Interesse der Verbraucherinnen und Ver-
braucher, die Wert auf akzeptable Arbeitsbedingungen legen und das bei
ihren Kaufentscheidungen berücksichtigen möchten.

In diesem Sinne war auch eine Vereinbarung vom Februar 2003 zwischen
dem Weltverband der Spielzeugindustrie (ICTI) und dem Außenhandels-
verband des Deutschen Einzelhandels (AVE), dem namhafte Handelshäu-
ser wie KarstadtQuelle und Otto angehören, zu begrüßen, in dem die bei-
den Seiten – befristet für ein Jahr – die wechselseitige Anerkennung ihrer
Kodexansätze verabredeten. Inzwischen wurde die AVE-Initiative unter
dem Namen Business Social Compliance Initiative (BSCI) europäisch aus-
geweitet – und die Vereinbarung über die wechselseitige Anerkennung
nicht verlängert. Vielmehr bestehen einige Handelshäuser darauf, dass auch
Spielzeughersteller, die den ICTI-Kodex umsetzen, sich der BSCI an-
schließen.

Einige Hersteller, die meinen, entsprechende Signale nicht ohne Nachteile
ignorieren zu können, sehen sich nun vor die Qual der Wahl gestellt: Ent-
weder ihre Lieferanten müssen sich nach beiden Verfahren überprüfen las-
sen, was mit zusätzlichen Kosten und Mehraufwand verbunden ist, oder sie
müssen auf die Anwendung ihres eigenen Branchenkodexes verzichten. Für
den ICTI-Kodex hätte das eine deutliche Schwächung zur Folge. Anderer-
seits ist der BSCI-Kodex nur für diejenigen Spielzeughersteller eine Alter-
native, die direkte Geschäftsbeziehungen zu den Handelshäusern unterhal-
ten, die der BSCI angeschlossen sind.

In der Tat gibt es einige nicht ganz unwesentliche Unterschiede zwischen
den beiden Ansätzen: Inhaltlich nimmt der BSCI-Kodex auf die Kernkon-
ventionen der ILO Bezug, der ICTI-Kodex auf nationales Recht; strate-
gisch setzt der ICTI CARE-Prozess bislang eher auf Kontrolle und Zertifi-
zierung, der BSCI eher auf einen kontinuierlichen Qualifizierungs- und
Verbesserungsprozess. Hinsichtlich der Kriterien gibt es Abweichungen
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vor allem bei der maximal zulässigen Arbeitszeit, bei der Frage, ob die Be-
zahlung sich am gesetzlichen Mindestlohn oder an einem Existenz sichern-
den Lohn orientieren soll, der die Lebenshaltungskosten berücksichtigt,
und in der Frage, ob die Arbeitnehmervertretung nur im Rahmen der ge-
setzlichen Vorgaben gewährleistet werden muss oder ob bei gesetzlichen
Einschränkungen der Rechte auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivver-
handlungen parallele Strukturen („parallel means“) für unabhängige und
freie Organisation und Verhandlungen bereitgestellt werden müssen.

Im Interesse der Beschäftigten in den chinesischen Spielzeugfabriken
sollten die Träger der beiden Ansätze zu einer Einigung kommen und die
wirksame, glaubwürdige und transparente Anwendung des jeweils höheren
Standards vereinbaren. In jedem Fall sollte eine Situation vermieden
werden, in der sich die beiden Initiativen wechselseitig blockieren, indem
sowohl Unternehmen, die menschenwürdige Arbeitsbedingungen bei ihren
Lieferanten gewährleisten wollen, als auch Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, die bei ihren Kaufentscheidungen auf die Einhaltung sozialer Min-
deststandards Wert legen, verunsichert werden.

Aktuelle Informationen zur Umsetzung des ICTI-Kodex bei deutschen Spielzeugher-
stellern unter www.fair-spielt.de
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Wir begreifen diesen mit verschiedenen Gruppen geführten Dialog als
Element des Risikomanagements sowie als Unterstützung dabei, Geschäfts-
chancen zu identifizieren, die sich aus neuen ökologischen und sozialen
Bedürfnissen und Rahmenbedingungen ergeben. Diese liegen für ein
Finanzinstitut beispielsweise in der Finanzierung erneuerbarer Energien,
dem Angebot nachhaltiger Geldanlagen oder im Handel mit Emissionszer-
tifikaten. Nicht zuletzt können wir unseren Wert für die Aktionäre auch da-
durch steigern, dass wir selbst aufgrund unseres umwelt- und sozialverträg-
lichen Verhaltens als „nachhaltiges Investment“ gehandelt werden und da-
mit institutionelle Investoren wie Pensionskassen und Stiftungen u.a. aus
den USA oder aus Großbritannien anziehen.

Aufgrund der positiven Wertungen in verschiedenen Nachhaltigkeitsran-
kings und -ratings konnten wir hier bereits ein hohes Ansehen erreichen: So
ist die HypoVereinsbank seit 2000 im Dow Jones Sustainability Index so-
wie seit 2001 im FTSE4Good-Index gelistet. Bei der Bewertung durch die
Münchner okeom research kamen wir unter insgesamt 93 Banken auf den
ersten Platz. Investiert in die HypoVereinsbank als „nachhaltige Geldanla-
ge“ haben die Schweizer Züricher Kantonalbank und der norwegische
Nachhaltigkeitsfonds Storebrand.

Umwelt- und sozialverträgliches Verhalten leben

Von Unternehmen wird immer deutlicher gefordert, sich nicht nur selbst
umwelt- und sozialverträglich zu verhalten, sondern auch auf ihre Markt-
partner entsprechend einzuwirken. Im Sinne eines erweiterten Verantwor-
tungsbegriffs, der aufgrund der Globalisierung durchaus seine Berechti-
gung hat, ist dies sicher richtig.

Die Berücksichtigung von Umwelt- und Sozialkriterien bei der Beschaf-
fung ist ein Anfang und gilt auch als wichtiges Handlungsfeld der Hypo-
Vereinsbank. So achten wir im Einkauf und bei der Auswahl von Lieferan-
ten auf ökologische und soziale Mindeststandards. Letztlich können Fi-
nanzinstitute hier aber weit weniger bewirken als produzierende Unterneh-
men oder Handelskonzerne. Anders sieht es dagegen bei der Projektfinan-
zierung oder bei Unternehmensfinanzierungen aus.
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Risiken vermeiden

Um internationale Umwelt- und Sozialstandards bei der Finanzierung von
Großprojekten (Infrastruktur, Energie, Telekommunikation etc.) zu wahren,
gelten bei der HypoVereinsbank seit 1998 die Kreditgrundsätze der Welt-
bank-Gruppe als Minimumstandard. Dies ist vor allem in jenen Regionen
von großer Bedeutung, die über nur sehr schwache Gesetze verfügen. Wei-
terhin hat die HypoVereinsbank im Juni 2003 als Teil einer Gruppe von
zehn Banken die „Equator Principles“ etabliert, die im Kern die Einhaltung
der Weltbank-Standards beinhalten. Seither haben sich weitere dreißig Fi-
nanzinstitute zur Beachtung dieser Prinzipien bei Projektfinanzierungen
verpflichtet, um Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsrisiken zu vermei-
den und weder Anwohner noch Kulturgüter zu gefährden.

Auf die Vermeidung von ökologischen und sozialen Risiken achten wir
auch in den Bereichen Außenhandel, Unternehmens- und Immobilienfinan-
zierung und haben dafür eigene Kriterien und Prüfmechanismen entwickelt.
Damit reduzieren wir unser Kreditausfallrisiko und garantieren die Wert-
haltigkeit unseres Kreditportfolios auf lange Sicht.

Chancen nutzen

Ein neues Geschäftsfeld erschließen wir uns mit unseren nachhaltigen An-
lageprodukten, die ethische sowie ökologische und soziale Kriterien be-
rücksichtigen. Sie werden nicht nur von institutionellen Investoren, sondern
auch von Privatkunden zunehmend nachgefragt. Die HypoVereinsbank bie-
tet hier verschiedene Anlagemöglichkeiten an, die von oekom research auf
die Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien geprüft werden. Ende 2005 lag
das Volumen nachhaltiger Anlageprodukte in unserem Hause bei 1.457
Millionen Euro.

Im eigenen Betrieb achten wir natürlich ebenso auf Nachhaltigkeitsanfor-
derungen, selbst wenn der Alltag in einem Finanzinstitut nicht mit signifi-
kanten Umweltauswirkungen oder besonderen Gefährdungen der Mitarbei-
ter verbunden ist. Auch hier gehen Werte und Wert Hand in Hand: Wer
Ressourcen sparsam einsetzt, kann die Betriebskosten deutlich senken. Und
wer auf die Gesundheit, das Wohlbefinden und die Weiterbildung seiner
Mitarbeiter achtet, trägt zu deren Motivation und Leistungsfähigkeit bei.
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Diese Potenziale erschließen wir uns systematisch durch Programme zur
Gesundheitsförderung und zur Mitarbeiterqualifizierung sowie durch ein
etabliertes Umweltmanagementsystem, das sich an der internationalen
Norm ISO 14001 orientiert. So erhalten und schaffen wir Wert, indem wir
unsere Werte leben.

Mehr Informationen zum Thema finden Sie unter www.hvb.de/nachhaltigkeit und
www.unicredit.it/englisch





Umweltstandards in der Praxis der BMW Group

Herbert Höltschl

1. Vom Umweltbeauftragten zum Umweltmanagement

Die BMW Group betreibt bereits seit Jahrzehnten aktiven Umweltschutz.
Vor mehr als 30 Jahren wurde die Konzernfunktion Umweltschutz ge-
schaffen. Heute sind weltweit rund 70 hauptamtliche Mitarbeiter in der
Umweltschutzorganisation der BMW Group tätig. Sie verantworten und
überprüfen den betrieblichen Umweltschutz und arbeiten an seiner konti-
nuierlichen Verbesserung.

Umweltmanagementsysteme gewährleisten an allen Standorten den be-
trieblichen Umweltschutz. Dazu gehört auch, die Vorgaben der Cleaner-
Production-Erklärung des Umweltprogramms der Vereinten Nationen um-
zusetzen. Diese von der BMW Group unterzeichnete Erklärung sieht unter
anderem vor, den Ressourcenverbrauch zu senken und negative Einflüsse
auf die Umwelt im Produktionsprozess in der Entstehung zu vermeiden, an-
statt den Umweltschäden erst bei ihrem Auftreten entgegenzuwirken.

Die Umsetzung eines Umweltmanagementsystems erfolgt in mehreren
Schritten. Zuerst wird der Status quo am jeweiligen Standort detailliert ana-
lysiert. Die Umweltbeauftragten des Standortes erfassen die umweltrele-
vanten Aspekte, die bei den unterschiedlichen Tätigkeiten entstehen, wie
etwa Energie- und Wasserverbrauch oder Schadstoffemissionen. Dabei ar-
beiten die Umweltbeauftragten eng mit den Mitarbeitern am jeweiligen
Standort zusammen, um deren Beobachtungen und Erfahrungen zu den
Auswirkungen einzelner Arbeitsprozesse auf Mensch und Umwelt in die
Analyse aufzunehmen. Zusätzlich werden die umweltrelevanten Aspekte
gewichtet. Nachdem die Verantwortlichen die jeweils geltenden gesetzli-
chen Vorgaben geprüft haben, entwickeln sie alltagstaugliche Verbesserun-
gen.
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Erst wenn alle Aspekte des Umweltschutzes gelöst sind, erfolgt die Zertifi-
zierung. Erst die Zertifizierung durch eine unabhängige Prüforganisation,
etwa durch den TÜV CERT, belegt die erfolgreiche Einführung eines sol-
chen Managementsystems. Danach folgen jährliche Überprüfungen durch
BMW Group-interne Audits sowie alle drei Jahre durch externe Prüforgani-
sationen. Dadurch werden Schwachstellen im Umweltmanagement sowie
noch nicht erreichte Ziele kontinuierlich offen gelegt und Verbesserungen
angestoßen. Der konzernweite Austausch zwischen Umweltbeauftragten
und Werksleitern macht dieses Wissen allen Standorten zugänglich. Darü-
ber hinaus fördert der kontinuierliche standortübergreifende Dialog die un-
ternehmensweite Verbesserung der Umweltmanagementsysteme. Diese
Prozesse und Maßnahmen stellen sicher, dass überall dieselben Anforde-
rungen an Qualität, Umwelt- und Arbeitsschutz umgesetzt werden. Die
Produktionsstandorte der BMW Group sind bereits seit 1999 nach dem
Standard DIN EN ISO 14001 für Umweltmanagementsysteme zertifiziert.
Zusätzlich erfüllen einige Werke die Vorgaben des europäischen Eco Ma-
nagement and Audit Scheme (EMAS II).

2. Umweltleistungszahl: Fortschritt im Umweltschutz messen

Die BMW Group misst die Leistung ihres Umweltschutzes in der Produk-
tion durch Umweltleistungszahlen und schafft damit eine gesicherte Daten-
basis zur Weiterentwicklung des produktionsbezogenen Umweltschutzes.
Leistungszahlen sind ein Indikator für kontinuierliche Verbesserungen im
betrieblichen Umweltschutz: Jedes Werk ermittelt monatlich den Wasser-
und Energieverbrauch sowie das Abwasseraufkommen und die Abfaller-
zeugung je produzierter Einheit. Der Vergleich zum Vorjahr erfolgt in zwei
Schritten. Zunächst werden die einzelnen monatlichen Werte im Bereich
Abfall, Abwasser, Energie und Wasserverbrauch im Jahresverlauf kumu-
liert und ins Verhältnis zum Mittelwert des Vorjahres gesetzt. So kann die
BMW Group ablesen, ob sich die Auswirkungen der Produktion auf die
Umwelt in den vier Einzelkategorien verändert haben. Für eine Gesamtbe-
trachtung wird ein Durchschnittswert aus den vier Einzelwerten gebildet
und ins Verhältnis zum Vorjahreswert gesetzt. Eine Zahl kleiner eins deutet
auf eine Verbesserung der Umweltleistung hin. Die Leistungszahlen erhebt
die BMW Group im gesamten Produktionsnetzwerk. Insgesamt dient die
Umweltleistungszahl als Instrument, um die kontinuierliche Verbesserung
der Umweltleistung zu steuern.
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3. Lösungsmittel vermeiden

Neue Verfahren in der Fahrzeuglackierung vermindern den Einsatz um-
weltschädlicher Lösungsmittel. Diese umweltfreundlicheren Technologien
gelten für das gesamte Produktionsnetzwerk der BMW Group. Das Werk
im chinesischen Shenyang verfügt so über eine der modernsten Lackie-
rungsanlagen des Landes.

Nachdem die BMW Group Lacke auf Wasserbasis erfolgreich an mehreren
deutschen Standorten eingeführt hatte, stellte BMW Südafrika 1996 als
erster südafrikanischer Automobilhersteller auf diese Technologie um. Die
Emissionen durch Lösungsmittel in Form von flüchtigen organischen Ver-
bindungen (VOCs) sanken deutlich. Hinzu kam, dass die neue Technologie
entlang der Wertschöpfungskette von südafrikanischen Lieferanten weiter
übernommen wurde. Es entwickelte sich eine Infrastruktur für die umwelt-
schonende Wasserbasislackierung, die neue Arbeitsplätze schuf und einen
Anreiz für andere Hersteller bot, die umweltschonende Technologie einzu-
setzen. Wasserbasislack ist seit vielen Jahren in der gesamten BMW Group
Standard.

Inzwischen hat die BMW Group die Verfahren zur Lackierung weiter ver-
feinert. Im neuen Werk Leipzig wird die Pulverklarlacktechnologie einge-
setzt. Dabei profitiert das Unternehmen von langjähriger Erfahrung aus
dem Produktionsnetzwerk. Denn im Werk Dingolfing setzte die BMW
Group bereits 1997 das Pulverklarlackverfahren ein. Bis heute ist das Un-
ternehmen weltweit der einzige Hersteller, der diese sehr umweltfreundli-
che Lacktechnologie verwendet. Der Klarlack stellt die letzte Funktions-
schicht einer Fahrzeuglackierung dar. Vereinfacht ausgedrückt ist diese
Schicht für den Schutz der lackierten Fahrzeugoberfläche sowie für die
brillante Anmutung des Automobils verantwortlich. Die Lackierung mit
Pulverklarlack ist unter Umweltgesichtspunkten herkömmlichen Verfahren
weit überlegen. So werden bei der Applikation dieser Trockensubstanz
weder Wasser noch Lösungsmittel benötigt. Auch chemische Reinigungs-
mittel zur Säuberung der Lackieranlagen entfallen. Das Pulver wird staub-
fein gesiebt, mit Hochspannung elektrostatisch aufgeladen und auf die ge-
erdete Karosserie mit Hochrotationsglocken aufgetragen. Anschließend
wird das Pulver erhitzt und schmilzt, so dass nach der Abkühlung eine feste
Lackschicht das Fahrzeug bedeckt. Herkömmliche Methoden der Lackie-
rung binden den Overspray mit Wasser. Beim Pulverklarlackverfahren da-
gegen wird das Überschussmaterial noch in der Anlage aufgefangen und
mit frischem Pulver vermischt. Dies gewährleistet einen Materialnutzungs-
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grad von nahezu 100 Prozent. Neben den Werken in Leipzig und Dingol-
fing wendet das Werk in Regensburg das Pulverklarlackverfahren an. Der-
zeit werden circa 2.500 Fahrzeuge pro Tag mit dem Pulverklarlackverfah-
ren lackiert.

4. Hohe Standards für Lieferanten

Die Verantwortung für die Einhaltung sozialer und ökologischer Standards
nimmt die BMW Group auch in der Zusammenarbeit mit ihren weltweit
rund 3.000 Dienstleistern und Zulieferern, davon 970 Kernlieferanten im
Jahr 2004, wahr. Neben Qualitätsvorgaben und Kostenaspekten enthalten
die nationalen und internationalen Einkaufsrichtlinien der BMW Group so-
ziale und ökologische Kriterien. Beispielsweise verpflichten sich die Liefe-
ranten, Energie und Rohstoffe effizient einzusetzen und darüber auf Anfra-
ge Auskunft zu geben. Auch enthalten die Einkaufsrichtlinien Kriterien wie
etwa das Verbot von Kinder- und Zwangsarbeit, aber auch von Diskrimi-
nierung oder Bestechung. Aufbauend auf dem partnerschaftlichen Umgang
und im kontinuierlichen Kontakt mit den Lieferanten bewerten Experten
der BMW Group aus Einkauf, Entwicklung, Qualitätsmanagement und Lo-
gistik durchschnittlich einmal pro Jahr, wie die Lieferanten den produkt-
und produktionsbezogenen Umweltschutz umsetzen und die Sozialstan-
dards einhalten.

Um gesicherte Erkenntnisse über den Status nachhaltigen Wirtschaftens bei
den Partnerunternehmen zu erhalten, befragte die BMW Group bereits
2003 ihre internationalen Lieferanten. Dabei wertete sie unter anderem die
Einhaltung der Sozialvorschriften des Global Compact, der OECD-Leitli-
nien für multinationale Unternehmen und der Vorschriften der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) aus und sammelte Informationen zum Um-
weltmanagementsystem, zu umweltorientierter Produktentwicklung und
automobilspezifischen Recyclingvorschriften. Seit dem Frühjahr 2005 hat
die BMW Group die Abfrage nachhaltigen Wirtschaftens bei den Lieferan-
ten weiter institutionalisiert. Mit der Lieferantendatenbank (LDB) kann die
BMW Group bereits vor der Lieferantenentscheidung von allen potenziel-
len neuen Lieferanten IT-unterstützt erfragen, inwiefern sie Prinzipien
nachhaltigen Wirtschaftens berücksichtigen. Zusätzlich können auch beste-
hende Lieferanten seit Sommer 2005 ihre Daten einmal jährlich im System
aktualisieren. Damit erhält die BMW Group einen genauen Überblick über
die Berücksichtigung von sozialen und ökologischen Aspekten durch ihre
Lieferanten weltweit.
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In Emerging Markets dringt das Bewusstsein für Umweltschutz und rechtli-
che Vorgaben oft nur schwer bis zu den mittleren und kleinen Zulieferbe-
trieben vor. Deswegen hat BMW Südafrika ein Managementprogramm ein-
gerichtet, um den Zulieferern zu vermitteln, welche gesetzlichen Vorgaben
bestehen, wie sie aktiv zum Umweltschutz beitragen können und welche
Vorteile dabei für ihr Unternehmen realisiert werden. Der Erfolg des Pro-
gramms schlägt sich unter anderem in der Zunahme der Zertifizierungen
nach DIN EN ISO 14001 nieder: Mittlerweile verfügen rund 90 Prozent der
Lieferanten über dieses Zertifikat, während es 2000 erst rund zehn Prozent
waren. Derzeit untersucht eine Studie den Wissenstransfer bei Umwelt-
schutzmaßnahmen von BMW Südafrika zu seinen Lieferanten. Vierteljähr-
lich stellen die Zulieferer von BMW Südafrika für diese Studie Daten zur
Verfügung. Anhand dieser Daten identifiziert BMW Südafrika die Zuliefe-
rer, die Unterstützung bei der Umsetzung von Umweltschutzvorgaben be-
nötigen, und hilft gezielt.





Umgang mit Sozial- und Umweltstandards
bei der FHP – Freudenberg Haushaltsprodukte

Augsburg KG

Marion Bruckner & Eduard Würdinger

1. Vorstellung des Unternehmens

1.1. FHP Augsburg KG – Unternehmen und Produkte

Spinnereien und Webereien haben dem inmitten der Stadt Augsburg gele-
genen Textilviertel einst seinen Namen gegeben. Ganz in dieser Tradition
produziert die Freudenberg Haushaltsprodukte Augsburg KG, im Folgen-
den kurz FHP Augsburg genannt, als eines der letzten verbliebenen Textil-
unternehmen seit mehr als 50 Jahren erfolgreich Vliesstoffe und Schwäm-
me für den Reinigungsbereich. Diese werden unter dem Markennamen
„VILEDA®“ weltweit vertrieben. Zu den bekanntesten Produkten zählen
hierbei der Glitzi Reinigungsschwamm, das „VILEDA®“ Fenstertuch, alle
Arten von Spül-, Staub- und Bodentüchern, verschiedenste Wischmops und
außerdem abrasive Bodenscheiben für den Einsatz in der professionellen
Gebäudereinigung.

Durch Expansion der FHP Gruppe in die ganze Welt konnte FHP Augsburg
in den Jahren 1994 bis 2005 den Umsatz um über 100 Prozent steigern. Im
gleichen Zeitraum ist die Zahl der Beschäftigten um ca. 20% auf fast 400
angewachsen. Im Jahr 2005 haben diese rund 41 km² Tuchware und Abra-
sive produziert – und damit eine Menge, die ausreichen würde, fast 6.000
weltmeisterschaftsgeeignete Fußballfelder und somit eine Fläche deutlich
größer als die gesamte Augsburger Innenstadt zu bedecken.

Damit stellt FHP Augsburg im Bereich der Textilunternehmen in Schwa-
ben und Bayern eine bemerkenswerte und sehr erfolgreiche Ausnahme dar:
So konnten die Verantwortlichen nicht nur die Produktion in Augsburg
halten, sondern diese sogar erheblich steigern. Dazu wurden über Ersatzbe-




